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Einleitung. 

Das  Gebiet  des  Budgetrechtes  gehört  zu  den  wich- 
tigsten und  meistuinstrittenen  Theilen  des  Staatsrechtes. 
Die  bedeutungsvolle  Stellung,  welche  das  Budgetrecht 
innerhalb  des  Verfassungsrechtes  einnimmt,  kennzeichnet 
sich  einerseits  dadurch,  dass  es  sich  in  politischer  Be- 
ziehung als  der  einzige  sichere  Maasstab  darstellt  für  die 
Bewerthung  der  Macht  der  Volksvertretung,  andererseits 
dadurch,  dass  es  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  trotz  der 
Vielseitigkeit  und  Gründlichkeit  der  ihm  bereits  gewid- 
meten Literatur  stets  von  neuem  den  Gegenstand  ein- 
gehender Forschung  bildet. 

Eine  wissenschaftliche  Lösung  aller  budgetrechtlichen 
Streitfragen  ist  wohl  für  alle  Zukunft  ausgeschlossen,  da 
die  Vielgestaltigkeit  der  auf  diesem  Gebiete  bestehenden 
Verfassungsbestimmungen  und  die  Mannigfaltigkeit  des 
politischen  Lebens  stets  neue  Meinungsverschiedenheiten 
entstehen  und  alte  zu  neuem  Leben  erwachen  lässt.  Immer- 
hin lässt  sich  constatiren,  dass  Wissenschaft  und  Politik, 
theils  getrennt,  theils  im  Vereine,  mit  Erfolg  auf  die 
Klärung  der  bestehenden  Differenzen  und  auf  die  Ge- 
winnung einheitlicher  Grundsätze  in  der  Behandlung  des 
Budgetrechtes  hingearbeitet  haben,  und  dass,  wie  in  der 
Theorie  die  Forschungsergebnisse  Laband’s  mehr  und 
mehr  zur  gemeinsamen  Grundlage  aller  weiteren  wissen- 
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schaftlichen  Arbeit  werden,  so  in  der  Praxis  die  Grund- 
gedanken des  deutschen  Reich sr echtes  in  stets  wach- 
sendem Maasse  die  Entwicklung  des  Budgetrechtes  in  den 
einzelnen  deutschen  Staaten  auf  die  Ausbildung  gleich- 
heitlicher  Verfassungsprincipien  hinfUhrenA) 

Das  erste  Erforderniss  für  eine  wissenschaftliche 
Durchdringung  des  inneren  Wesens  und  der  Entwicklungs- 
tendenzen des  geltenden  Rechtes  ist  dessen  geschichtliche 
Betrachtung  und  dessen  Vergleichung  mit  dem  Rechte 
anderer  Staaten.  Dieser  Methode  ist  es  zu  verdanken, 
dass  — nach  dem  Vorgänge  von  Seydel’s  — die  Viel- 
gestaltigkeit der  budgetrechtlichen  Bestimmungen  der 
deutschen  Einzelstaaten  auf  zwei  Typen  zurückgefiihrt 
werden  konnte,  welche  je  für  eine  Gruppe  gleiehgearteter 
Verfassungen  die  Grundform  des  geltenden  Budgetrechtes 
bilden.  2)  Als  Repräsentant  des  einen  Typus,  welchem 
ausser  Sachsen -Weimar  vornehmlich  die  älteren  Ver- 
fassungen des  19.  Jahrhunderts,  darunter  diejenigen  aller 
grösseren  deutschen  Mittelstaaten  angehören,  erscheint  die 
bayerische  Verfassung,  als  Repräsentant  des  anderen 

So  erfolgte  beispielsweise  in  Sachseiij  Hessen  und  Baden  die 
Neuregelung  des  Staatshaushaltes  nach  dem  Vorbilde  des  bezüglichen 
Reichsgesetzentwurfeö.  — Vgl.  auch  S t o er k , Handbuch  der 
deutschen  Verfassungen,  Leipzig  1884,  S.  VIIT. 

Das  Bestehen  eines  durchgreifenden  Unterschiedes  zwischen 
den  beiden  Staatengruppen  ist  nicht  anerkannt  von  G.  Mayer, 
Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechtes,  5.  Aull.,  Leipzig  1899,  § 205 
S.  681,  ebenso  auch  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  I. 
384,  n.  14.  Vgl.  dagegen  v.  Seydel,  Das  Budgetrecht  des  bayerischen 
Landtages  und  das  Verfassungsverständniss  von  1843,  in  der  Festgabe 
der  Münchener  Juristen-Facultät  für  Joh  Jul.  Wilh.  v.  Planck, 
München  1887;  v.  Seydel,  Ueber  Budgetrecht,  Hamburg  1889,  S.  12, 
V.  S e y d el , Bayer.  Staatsrecht,  II.  Aufl.,  Freiburg  1896,  B.  2,  S.  535  ff. ; 
Lab  and,  Das  Staatsrecht  des  deutschen  Kelches,  3.  Aull.,  Freiburg 
1895;  B.  II,  S.  989;  Haenel,  Studien  zum  deutschen  Staatsrechte, 
B.  II,  2,  Leipzig  1888,  S.  292.  Zorn  in  „Annalen''  1889,  S.  367  ff. 
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Typus  die  preussische  und  die  derselben  nachgebildete 
deutsche  Reichsverfassung;  der  letzteren  Gruppe 
werden  ausser  den  genannten  insbesondere  noch  die 
Verfassungen  des  Grossherzogthums  Oldenburg  und  der 
sächsischen  Herzogthürner  zugerechnet. 

Eine  eigenartige  Stellung  und  Fortent- 
wicklung zeigt,  wie  erstmals  von  Rosin  fest- 
gestellt und  hervorgehoben  wurde,  das  Budget- 
recht des  Grossherzogthums  Baden. 

Im  Nachstehenden  sollen,  zum  Zwecke  einer  späteren 
eingehenderen  Untersuchung  und  dogmatischen  Darstellung 
der  Grundprincipien  des  badischen  Budgetrechtes  vorerst 
in  kurzer  Zusammenfassung  das  Wesen  der  erwähn- 
ten beiden  Budgetrechtstypen  nebst  den  ein- 
schlägigen Bestimmungen  der  badischen  Ver- 
fassungsurkunde und  im  Anschlüsse  hieran  die 
Anfangsjahre  der  parlamentarischen  Praxis 
des  badischen  Budgetrechtes  geschildert  werden. 


*)  Rosin,  Badisches  Staatsrecht  um  die  Geburtszeit  Gross- 
herzog Friedrichs;  Freiburger  Universitätsprogramm  zum  70.  Geburts- 
tag S.  K.  H.  des  Grossberzogs  Friedrich;  Freiburg  1896.  S.  71 — 90, 
insbes.  S.  88,  Abs.  4. 
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Die  beiden  Typen  des  Bndgetreclites. 

A.  Das  System  des  bayerischen  Budgetrechtes. 

Das  auf  der  Verfassungsurkunde  vom  27.  Mai  1818 
beruhende  Budgetrecht  des  Königreiches  Bayern  hat  seine 
historische  Wurzel  in  dem  Steuerbewilligungsrechte  der 
in  Bayern  bis  zum  Jahre  1808  nominell  bestehen  gebliebenen 
alten  „Landschaft“.  In  erkennbarer  Anknüpfung  an  diese 
historische  Thatsache  ruht  auch  heute  noch  in  Bayern  das 
Schwergewicht  der  Mitwirkung  des  Landtages  bei  der  Ge- 
staltung des  Staatshaushaltes  auf  dem  jener  Körperschaft 
seinerzeit  zustehenden  Rechte  der  periodischen  Steuer- 
bewilligung. 

Nach  den  grundlegenden  Bestimmungen  der  Ver- 
fassungsurkunde Tit.  VII,  §§  3 ff.  erholt  der  König  die 
Zustimmung  der  Stände  zur  Erhebung  aller  directen 
Steuern,  sowie  zur  Erhebung  neuer  indirecten  Auflagen, 
oder  zu  der  Erhöhung  oder  Veränderung  der  bestehenden. 
Den  Ständen  wird  „daher“  nach  ihrer  Eröffnung  regel- 
mässig die  genaue  Uebersicht  des  Staatsbedürfnisses,  so- 
wie der  gesammten  Staats-Einnahmen  (Budget)  vorgelegt, 
„welche  dieselben  durch  einen  Ausschuss  prüfen,  und  so- 
dann über  die  zu  erhebenden  Steuern  in  Berathung  treten.“ 
Die  zur  Deckung  der  ordentlichen  beständigen  und  be- 


“fl 


*)  Die  Darstellung  folgt  im  Allgemeinen  den  oben  citirten 
Schriften  von  M.  v.  Seydel. 
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stimmt  vorherzusehenden  Staatsausgaben,  mit  Einschluss  | 

der  nothwendigen  Reservefonds,  erforderlichen  directen  J 

Steuern  w'erden  jedesmal  auf  zwei  Jahre ')  bewilligt.  Die  ^ 

Stände  können  die  Bewilligung  der  Steuern  mit  keiner 
Bedingung  verbinden.  Spätestens  drei  Monate  vor  dem  - 

Ablaufe  des  Termins,  für  welchen  die  fixen  Ausgaben 
festgesetzt  sind,  lässt  der  König  für  die  zwei  Jahre,  welche  , 

diesem  Termine  folgen,  den  Ständen  ein  neues  Budget  ^ ; 

vorlegen.  Für  den  Fall,  dass  er  durch  ausserordentliche  - 

äussere  Vorfälle  verhindert  ist,  in  diesem  letzten  Jahre 
der  Steuerbewilligung  die  Stände  zu  versammeln,  steht 
ihm  die  Befugniss  einer  Forterhebung  der  letztbewilligten 

Steuer  auf  ein  halbes  Jahr  zu. 

Aus  den  angeführten  knappen  Vorschriften  der  Ver- 
fassungsurkunde hat  sich  unter  dem  Einflüsse  der  parla- 
mentarischen Praxis,  welche  in  dem  im  Jahre  1843 
zwischen  Regierung  und- Volksvertretung  erzielten  „V^er-  , 

fassun^sverständnisse“  einen  sehr  w'erthvollen,  für  die  ge- 
sammte  spätere  Rechtsentwicklung  bestimmenden  Aus-  ! 

druck  gefunden  hat,  nicht  zuletzt  aber  auch  unter  dem  I 

Einflüsse  der  Wissenschaft  ein  logisch  scharf  durch- 
gebildetes, in  der  Praxis  nur  selten  versagendes  Budget-  ■ 

rechtssystem  herausgebildet,  welches  im  Wesentlichen  fol-  j 

genden  Inhalt  hat:  I 

Dem  Landtage  stehen  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  \ 

des  Budgets  zwei,  in  der  Verfassung  getrennt  behandelte  j 

Befugnisse  zu:  das  Recht  der  Steuerbewilligung  und  : 

das  Recht  der  Budgetprüfung.  Das  letztere  Recht  ^ 


')  Ursprünglich  — bis  1865  — waren  es  6 .Jahre. 

*)  Für  den  häufigen  Fall,  dass  bei  Beginn  der  Budgetperiode 
die  Budgetberathungen  noch  nicht  abgeschlossen  und  die  Steuer- 
hewilligungen  noch  nicht  erfolgt  sind,  werden  nach  feststehender 
Uehung  die  erforderlichen  Steuererhebungen  durch  Gesetz  provisorisch 
angeordnet.  (Vgl.  Seydel,  Bayr.  Staafsrecht,  2.  Auf!..  hreii)urg  I89b, 
B,  II,  S.  601.) 
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bildet  die  Grundlage  für  das  erstere,  denn  die  Bewilligung 
von  Steuern  setzt  rationeller  \\  eise  zunächst  die  Kennt- 
niss  des  bestehenden  Bedarfes  voraus,  diese  Kenntniss 
aber  kann  nur  mittels  der  Prüfung  des  Budgets  erworben 
werden.  Gleichwohl  ist  das  liecht  der  Budgetprüfung 
gegenüber  dem  Steuerbewilligungsrechte  das  minderwer- 
thigere  Recht;  es  gewährt  im  Vergleiche  zu  diesem  nur 
ein  minus  an  Befugnissen,  namentlich  nicht  das  wichtige 
Recht  der  Zustimmung  zum  Budget,  das  Recht  der 
Budget- Feststellung. 

Die  Budgetfeststellung  ist  im  Gegensätze  zu  der 
Feststellung  der  Steuern  ihrer  rechtlichen  Qualification 
nach  kein  Akt  der  Gesetzgebung  — das  ist,  der  Auf- 
stellung von  Rechtsnormen  — sondern  ein  Akt  der  Ver- 
waltung^) und  vollzieht  sich  demnach  regelmässig  ohne  die 
für  die  Akte  der  Gesetzgebung  typische  Mitwirkung  der 
Volksvertretung.  In  richtiger  Erkenntniss  dieses  ^recht- 
lichen Charakters  der  Budgetaufstellung  hat  nun  die 
bayerische  Verfassung  diesen  Vorgang  der  staatlichen  Ver- 
waltungsthätigkeit  auch  äusserlich  nicht  in  die  Formen 
der  Gesetzgebung  gekleidet.  Das  bayerische  Staatsrecht 
hat  vielmehr  den  WesensbegriflP  der  Budgetaufstellung 
als  eines  Aktes  der  Verwaltung  rein  und  unverfälscht  be- 
wahrt und  bringt  die  Thatsache,  dass  das  Budget  weder 
materielles  Gesetz  noch  auch  — nach  bayerischem 
Rechte  — formelles  Gesetz  ist,  mit  jedem  Finanz- 
gesetze durch  die  sich  gleich  bleibende  Formulirung  der 
Einleitungsw’orte  präcis  zum  Ausdrucke:^) 

*)  Ueber  entgegenstehende  Lehren  vgl.  unten  Absatz  B. 

2)  Dass  auf  die  genaue  Bezeichnung  der  Art  der  ständischen 
Behvirkung  zum  Finanzgesetze  seitens  der  Krone  besonderer  Werth 
gelegt  wurde,  beweist  beispielsweise  der  specielle  Hinweis  auf  die 
Einleitungsw’orte  in  dem  bayr.  Landtagsabschiede  \om  17.  XI.  1837, 
Abs.  !.  .1.,  Weber,  Gesetz-  und  Verordnungen-Sammlung,  B.  III,  S.  201 . 
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„Wir  u.  s.  w.  haben  mit  dem  Beirathe  und  — soviel 
die  Erhebung  der  directen,  Veränderung  der  indirecten 
Steuern,  dann  die  Aufnahme  neuer  Anleihen  betrifft  — 
mit  Zustimmung  . . der  . . Stände  über  die  Staats- 
einnahmen und  Staatsausgaben  für  die  . . nächsten 
Finanzjahre  ...  beschlossen  und  verordnen  w'ie  folgt:...“ 
Haben  die  Stände  bezüglich  der  Budgetaufstellung 
nur  die  Befugniss,  ihren  „Beirath“  zu  ertheilen,  also  ledig- 
lich ein  Prüfungsrecht,  so  steht  ihnen  in  Bezug  auf  die 
Steuerfestsetzung  das  ungleich  wuchtigere  Recht  der 
„Zustimmung“  zu.  An  diese  „Zustimmung“  ist  die  Re- 
gierung unbedingt  gebunden,  ohne  diese  Zustimmung  kann 
keine  Auflage  ausgeschrieben  oder  erhoben  w'erden. 

Indessen  unterliegen  diese  Befugnisse  der  Kammern 
nach  beiden  Richtungen  hin  gewissen  Beschränkungen. 

Das  Zustimmungsrecht  des  Landtages — welches 
nach  dem  Gesagten  überhaupt  nur  Platz  hat  auf  dem 
Gebiete  der  Staatseinnah  men  — bezieht  sich  auschliess- 
lich  auf  die  Erhebung  der  directen,  die  Veränderung  der 
indirecten  Steuern  und  die  Aufnahme  neuer  Anleihen, 
es  erstreckt  sich  also  nicht  über  die  Gesammtheit  der 
Staatseinnahmen  und  umfasst  namentlich  nicht  die  privat- 
rechtlichen Einkünfte  des  Staates  aus  Domänen  oder 
sonstigen  Staatsbetrieben,  nicht  diejenigen  öffentlich- 
rechtlichen  Einkünfte,  welchen  der  Charakter  der  Steuern 
fehlt,  wde  Gebührenanfälle  u.  dgl.,  nicht  die  Einnahmen 
aus  den  ständig  in  die  Staatskasse  fliessenden  indirecten 
Steuern,  und  endlich  nicht  die  dem  Staate  vom  Reiche 
überwiesenen  Erträgnisse  von  Reichssteuern  und  Zöllen. 

Das  Recht  der  Budgetprüfung,  welches  sich  an 
und  für  sich  gleich mässig  über  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Staates  erstreckt,  entnimmt  seine  Schranken  seinem 
begrenzten  Zwecke,  w'elcher  lediglich  darin  besteht,  die 
durch  Steuern  zu  bedeckende  Differenz  zu  suchen  zwüschen 
der  Summe  der  als  nothwendig  anerkannten  Ausgaben 
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und  tler  bunmic  der  von  der  ständischen  Bewilligung  un- 
abhängigen Einnahmen.  Das  Budgetprüfungsrecht  bezieht 
sich  daher  hinsichtlich  der  letztbezeichneteii  Einnahmen 
nicht  auf  die  Frage,  ob  sie  gemacht  werden  sollen,  son- 
dern nur  auf  die  Frage,  wieviel  sie  voraussichtlich  er- 
tragen werden.  Hinsichtlich  der  Ausgaben  aber  sind 
zu  unterscheiden:  erstens  solche,  welche  nach  ihrem 
Zwecke  und  Betrage  staatsrechtlich  feststehen  — auf  sic 
erstreckt  sich  das  Prüfungsrecht  überhaupt  nicht; 
dann  solche,  welche  nach  ihrem  Zwecke,  nicht  aber  nach 
ihrem  Betrage  feststehen  — hier  ist  Gegenstand  des 
Prüfungsrechtes  lediglich  die  Frage  nach  dem  „wie- 
viel“; endlich  solche,  welche  nach  ihrem  Zwecke  (und 
demgemäss  selbstredend  auch  nach  ihrem  Betrage)  nicht 
feststehen  — hier  begreift  das  Prüfungsrecht  sowohl  die 
Frage  nach  dem  „ob“  als  auch  die  Furage  nach  dem 
„wieviel“  in  sich. 

Auch  bei  dieser  relativ  genauen  Umschreibung  und 
Fäxirung  des  Budgetprüfungsrechtes  bleibt  indessen  noch 
eine  Frage  offen,  welche  — obgleich  Rechtsfrage  — sich 
hinsichtlich  der  Schwierigkeit  ihrer  Beantwortung  im 
Einzelfalle  mehr  der  Thatfrage  nähert,  die  Frage  näm- 
lich: Was  ist  (in  dem  oben  gebrauchten  Sinne)  „staats- 
rechtlich nothwendig“,  „staatsrechtlich  fest- 
stehend“? eine  F’rage,  welche  bald  nur  bezüglich  des 
Zweckes  einer  Ausgabe,  bald  nur  bezüglich  der  Höhe 
einer  solchen,  bald  bezüglich  Zweck  und  Höhe  erhoben 
wird.  Es  eröffnet  sich  hier  ein  Gebiet  von  Zweifeln, 
deren  Erledigung  weder  von  Seiten  der  Regierung,  noch 
von  Seiten  der  Stände  einseitig  erfolgen  kann.  Die 
Möglichkeit  unlösbarer  Widersprüche  wird  sich  hier  nie 
völlig  beseitigen  lassen.  Doch  haben  sich  auch  hier 
auf  Grundlage  der  Erkenntniss,  dass  das  Budget  ein 
Verwaltungsakt  und  demnach  an  die  Einhaltung  der 
Gesetze  gebunden  sei,  bestimmte  Auslegungs regeln 


I 
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für  die  F^eststellung  des  Begriffes  des  staatsrechtlich  Noth- 
wendigen  herausgebildet, 

So  sind  anerkanntermaassen  solche  Ausgaben,  welche 
ursprünglich  den  Charakter  des  staatsrechtlich  Noth- 
wendige”n  zwar  nicht  zweifellos  an  sich  trugen,  deren 
Bedürfniss  aber  von  den  Kammern  einmal  als  bestehend 
anerkannt  wurde,  für  so  lange  aus  dem  Gebiete  der  der 
freien  Prüfung  unterworfenen  Fragen  ausgeschieden,  als 
die  für  die  erstmalige  Annahme  des  Bedürfnisses  maass- 
crebenden  Umstände  fortdauern;  es  ruht  also  in  Bezug 
auf  diese  Ausgaben  das  freie  Prüfungsrecht  hinsichtlich 
des  Zweckes  völlig,  hinsichtlich  des  Betrages  insoweit, 
als  dessen  Höhe  nach  den  angegebenen  Grundsätzen  als 
feststehend  zu  erachten  ist.  Bewilligt  also  der  I,iandtag 

— um  einem  von  SeydeU)  gegebenen  Beispiele  zu  folgen 

— für  eine  Finanzperiode  zur  Ausbesserung  einer  Eisen- 
bahnbrücke 20,000  Mk.,  so  folgt  daraus  für  künftige 
F'inanzperioden  gar  nichts;  ,, bewilligt  er  hingegen 
100,000  Mk.  als  erste  Rate  zur  Erbauung  einer  neuen 
Eisenbahnbrücke,  so  folgt  daraus  sehr  viel,  nämlich  die 
Anerkennung  des  Bedürfnisses  für  den  Neubau  über- 
haupt.“ Es  steht  also  — um  das  Beispiel  fortzusetzen  — 
soferne  der  ersten  Bewilligung  die  Berechnung  eines  auf 
5 F"inanzperioden  gleichheitlicb  vertbeilten  Gesammt- 
bedarfes  von  500,000  Mk.  zu  Grunde  lag,  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Rate  von  je  100,000  Mk.  zu  diesem 
Brückenbau  während  der  nächsten  4 Finanzperioden 
ausser  Diskussion;  sind  dagegen  nur  4 Jahresraten  be- 
stimmt fixirt,  die  Zahlen  der  Restsumme  aber  aus  irgend 
welchen  Gründen  innerhalb  bestimmter  Grenzen  von 
Anfang  als  nicht  feststehend  betrachtet  worden,  so  be- 
steht bezüglich  des  Ansatzes  für  die  Restzahlung  freies 

Prüfungsrecht, 


*)  Festgabe  etc.;  S.  17, 


Hieraus  ergibt  sich  eine  wichtige  Folgerung:  Or- 
ganisatorische Einrichtungen,  welche  von  den 
Ständen  durch  Anerkennung  des  hiefür  erforderten  Be- 
darfes eanmal  das  Zugeständniss  ihrer  Nothvvendigkeit 
oder  ihrer  Existenzberechtigung  erhalten  haben,  müssen, 
falls  nicht  ihr  Bestand  von  Anfang  an  auf  eine  bestimmte 
Dauer  beschränkt  wurde,  insolange  unbestritten  fortdotirt 
werden,  als  nicht  die  Regierung  in  Ausübung  ihres  Or- 
gamsationsrechtes  deren  Aufhebung  verfügt.  Dem  Land- 
tage steht  nicht  das  Recht  zu.  die  Anerkennung  der 
Nothvvendigkeit  ohne  weiteres  zu  versagen  und  damit 
die  fragliche  Einrichtung  nach  seinem  einseitigen  Belieben 
aufzuheben.  Das  Organisationsrecht  der  Regierung 
kann  als  solches  von  der  Volksvertretung  nicht  beschränkt 
werden;  es  unterliegt  lediglich  hinsichtlich  seiner  Aus- 
übung dem  Einflüsse  des  Landtages,  insoferne  nämlich 
die  Durchführung  der  Organisation  Mittel  voraussetzt, 
deren  Zweck  und  Höhe  der  Anerkennung  Seitens  der 
Volksvertretung  bedarf. 

Vorstehende  Sätze  bilden  im  Wesentlichen  die 
Grundlage  des  ständischen  Budgetrechtes;  sie  überlassen, 
wie  gezeigt  wurde,  nicht  nur  eine  Reihe  von  Ermessens- 
fragen, sondern  auch  eine  grosse  Anzahl  von  Rechtsfragen 
der  freien,  nur  an  die  Gesetze  gebundenen  Vereinbarung 
zwischen  Volksvertretung  und  Regierung,  und  bringen 
dadurch  die  Möglichkeit  unlösbarer  Conflikte  mit  sfcli. 
Die  Motive,  welche  auf  Seiten  der  Regierung,  wie  auch 
auf  Seiten  der  Stände  für  das  Zustandekommen  einer  Budget- 
vereinbaruiig  sprechen,  sind  indessen  so  mächtig,  dass  das 
regdmässige  Ergebniss  der  Budgetprüfung  schliesslich  in 
derThat  das  Zustandekommen  einer  Budgetvereinbarung  ist. 

Die  Budgetvereinbarung  bildet  den  naturgemässen 
Abschluss  der  Budgetprüfung,  sie  ist  das  Zeichen  dafür 
dass  das  Budgetprüfungsrecht  der  Stände  consumirt 
ist  und  dass  der  Landtag  nunmehr  in  die  Ausübung  seines 
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Steuerbewilligungsrechtes  eintritt.  Der  Inhalt 
dieses  Rechtes  ergibt  sich,  wie  oben  ausgeführt,  durch 
den  Vergleich  zwischen  der  Summe  der  gelegentlich  der 
Budgetprüfung  als  nothwendig  anerkannten  Ausgaben  mit 
der  Summe  der  von  der  Willigung  des  Landtages  unab- 
hängigen Einnahmen;  das  Gebiet  des  Zustimmungsrechtes 
der  Stände  ist  also  die  Bemessung  des  zur  Deckung  dieser 
Differenz  erforderlichen  Steuerbedarfs. 

Der  Landtag  ist  jedoch,  ebenso  wie  in  der  Ausübung 
seines  Budgetprüfungsrechtes,  so  auch  in  der  Geltend- 
machung seines  Steuerbewilligungsrechtes  nach  verschie- 
denen Richtungen  hin  beschränkt. 

Erstens  ist  der  Landtag  gebunden  durch  seine  eige- 
nen Beschlüsse  — er  muss  denjenigen  Betrag,  welchen 
er  gelegentlich  der  Budgetprüfung  als  nothwendig  an- 
erkannt hat,  soweit  dieser  Betrag  objectiv  als  ungedeckt 
erscheint,  durch  Bewilligung  entsprechender  Mittel  be- 
decken; die  Auswahl  unter  den  zur  Verfügung  stehenden, 
ihrer  Art  nach  verschiedenen  Mittel  unterliegt  seiner  freien 
Vereinbarung  mit  der  Regierung. 

Zweitens  darf  der  Landtag  die  Steuerbewilligung 
nicht  mit  Bedingungen  verbinden,  welche  mit  der 
Steuerbewilligung  selbst  in  keinem  „inneren,  durch  die  Na- 
tur der  Sache  gebotenen  Zusammenhänge“  stehen;  er 
darf  beispielsweise  die  Bedeckung  des  Realbedarfs  für  ein 
Universitätsinstitut  nicht  mit  der  Bedingung  verbinden,  dass 
das  Directorium  dieses  Instituts  einer  Persönlichkeit  von 
einer  bestimmten  politischen  Richtung  übertragen  werde. 
„Bepackte  Geldbills“  sind  nach  bayerischem  Staatsrechte 
ebenso  wie  nach  dem  Staatsrechte  Englands  verboten. 

Nicht  als  Bedingung  in  dem  eben  erörterten 
Sinne  erscheint  die  mit  jeder  Steuerbewilligung  für  die 
Regierung  ipso  jure  verknüpfte  Verpflichtung,  die 
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bewilligten  Einnahmen  nur  zu  denjenigen 
Zwecken  zu  verwenden,  welche  von  den 
Ständen  bei  der  Budgetprüfung  als  Grund 
des  mit  Steuern  zu  bedeckenden  Staats- 
bedarfes anerkannt  wurden.^)  Diese  nach  dem 
Vorgänge  des  englischen  Staatsrechtes  kurzweg  als 
,,Appropriation‘‘  bezeichnete  Gebundenheit  der  Regierung 
stellt  sich  vielmehr  dar  als  eine  Rechtsfolge  des  Zu- 
sammentreffens von  Budgetaufstellung  und  Steuerbe- 
willigung und  kann  ans  diesem  Gesichtspunkte  in  ihren 
Wirkungen  vielleicht  am  deutlichsten  veranschaulicht 
werden  durch  einen  Vergleich  mit  einem  Vorgang  aus 
dem  Gebiete  des  Privatrechtes,  nämlich  mit  dem  Zu- 
sammentreffen von  Offerte  und  Annahme  der 
Offerte:  In  der  Budgetvorlage  liegt  die  Offerte 
der  Regierung  an  die  Stände,  gegen  Bewilligung  der  in 
dem  Budget  angeforderten  Summe  den  Staatshaushalt  in 
der  in  dem  Budget  angegebenen  Weise  zu  führen;  in 
der  unter  Anerkennung  des  Budgets  erfolgenden  Steuer- 
bewilligung Seitens  der  Stände  liegt  die  Accep- 
tation  der  Offerte,  zu  deren  Vollzug  der  Offerent  — 
die  Regierung  — nunmehr  rechtlich  verpflichtet  ist.^) 


*3  Eine  „Bedingung“  dieses  Inhaltes  konnte  Seitens  der  Stände 
hei  Gelegenheit  der  Steuerbewilligung  wohl  noch  zu  jener  Zeit 
constituirt  werden,  wo  die  Steuererhebung  noch  aus  dem  Gesichts- 
punkte des  Privatrechtes  zu  beurthinlen  war,  wo  die  Steuern 
noch  den  Charakter  freiwilliger  Leistungen  der  Stände  an  den 
Landesherm  hatten,  sie  ist  aber  nicht  mehr  möglich  nach  der 
jetzigen  öffentlich-rechtlichen  Auffassung,  welche  in  den  Steuern 
eine  pflichtmässige  Leistung  der  Staatsgenossen  an  den  Staat  sieht,  — 
Dem  Ausdrucke,  aber  wohl  nicht  der  Sache  nach,  erscheint  Seydel, 
Festgabe  S.  20,  anderer  Meinung.  — Vgl.  im  Uebrigen  bezüglich  der 
privatrechtlichen  Auffassung  der  Steuerbewilligung  Seydel,  lieber 
Budgetrecht,  S.  13  und  17. 

Es  erscheint  irreführend,  die  bindende  Kraft  der  Appropriation 
— wie  es  von  Seiten  Seydel ’s,  Festgabe  S.  20,  geschieht  — als 
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Das  „V  erfassu  ngs verständniss“  enthält  das  Aner- 
kenntniss  der  in  der  Gebundenheit  an  das  Ausgabenbudget 
bestehenden  Appropriation  in  folgenden  Worten  (§  3); 

„Die  Stände  willigen  (etc.  bei  vereinbartem  Budget) 
die  postulirte  Steuergrösse,  und  die  Krone,  für  welche 
das  vorgelcgte  Budget  durch  den  Akt  der  Steuerbc- 
willigung  in  quanto  et  quali  obligatorisch  wird,  realisirt 
das  gesammte  budgetisirte  Staatsbedürfniss,  zusammt  den 
gesammten,  theils  übereinstimmend  bevoranschlagten, 
tlieils  gewilligten  Deckungsmitteln  in  gesetzmässiger 
Weise.“' 

Die  Wirkung  dieser  Appropriation  bezieht  sich 
der  Natur  der  Sache  nach  nur  auf  den  Ausgabe n - 
etat  und  zwar  nur  auf  jenen  Theil  desselben,  der  — 
sei  es  nur  dem  Zwecke  oder  auch  der  Grösse  nach  — 
nicht  gesetzlich  fixirt  ist ; und  auch  innerhalb  dieser 
Grenzen  ist  die  Wirkung  der  Appropriation  nur  eine 
negative,  insoferne  sie  nämlich  zwar  die  Ueber- 
sebreitung  der  bewilligten  Summen  und  deren  Ver- 
w'cndung  zu  nicht  willigungsgemässen  Zwecken  aus- 
schliesst,  nicht  aber  die  Regierung  verpflichtet,  alle  die- 
jenigen Ausgaben  thatsächlich  zu  machen,  welche  als 
Motive  der  Steuerbewilligung  gedient  haben.  Denn  in 
einer  solchen  Verpflichtung  der  Regierung  würde  eine 
Beschränkung  der  königlichen  Gewalt  liegen,  welche  dem 
verfassungsmässigen  Grundsätze,  dass  der  König  alle 
Rechte  der  Staatsgewalt  in  sich  vereinigt  (Tit.  II  § 1 V.U.) 
direkt  widersprechen  w'ürde. 

Nach  einer  anderen  Richtung  geht  dagegen  die  Ge- 
bundenheit der  Regierung  weiter,  als  der  \\  ortlaut  der 

„B  e f 1 e X w i rk  u ng“  zu  bezeichnen,  denn  das  begriffliche  Merkmal 
der  „Beflexwirkung“  ist  das  Fehlen  eines  bewussten,  gewollten 
Zusammenhanges  zwischen  Ursache  und  Wirkung,  während  die 
zwingende  Wirkung  der  Approjfriation  zweifellos  etwas  Ge- 
w o 1 1 1 e s ist. 
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Verfassungsurkunde  erkennen  lässt:  die  Appropriation 

erstreckt  sich  nicht  nur  auf  diejenigen  Ausgaben,  welche 
ihre  Deckung  ständischer  Bewilligung  /u  verdanken 
haben,  sondern  sie  ergreift  ohne  Unterschied  alle,  nicht 
ohnehin  bereits  gesetzlich  iixirten  Ausgaben,  gleichgültig 
auf  welcherlei  Einnahmen  — soferne  eine  solche 
Ausscheidung  überhaupt  möglich  ist  — dieselben  be- 
ruhen. Es  ist  dies  aber  nicht,  wie  angenommen  werden 
könnte,  ein  Zugeständniss  im  Sinne  eines  vermeinten 
,,Ausgabel)ewilligungsrechtes‘‘  der  Stände,  sondern  es  ist 
lediglich  eine  reguläre  Rechtswirkung  der  Appropriation 
in  dem  oben  erörterten  Sinne,  eine  Erscheinung,  welche 
j übrigens  auch  schon  in  der  Thatsache  ihre  ausreichende 

Begründung  findet,  dass  der  durch  die  Steuerbewilligung 
zu  bedeckende  Bedarf  sich  als  das  Resultat  einer 
rechnerischen  Manipulation  darstellt,  welche  den  Betrag 
und  die  Beschaffenheit  der  einzelnen  Ausgabe-  und  Ein- 
nahmepositionen völlig  verschwunden  lässt  unu  es  also 
überhaupt  unmöglich  macht,  eine  Unterscheidung  zu 
treffen  zwischen  auf  ständische  Bewilligung  basirten  und 
zwischen  auf  unabhängige  Einnahmequellen  radizirten 
Ausgaben. 

Die  Frage,  inwiew'eit  sich  innerhalb  der  angegebenen 
Grenzen  die  Appropriation  auf  die  Einzelbeträge 
i erstreckt,  aus  welchen  sich  eine  Position  zusammensetzt, 

' ist  Mangels  einer  gesetzlichen  Fixirung  nicht  Rechts- 

I frage,  sondern  Ermessensfrage  und  beantwortet  sich  als 

I solche  im  einzelnen  Fall  lediglich  nach  der  mehr  oder 

. i minder  grossen  Spezialität  des  Budgets  und  nach  den 

■ I (Jer  Budgetvereinbarung  erkennbar  zu  Grunde  liegenden 

II  Intentionen  der  Regierung  und  der  Kammern. 

Das  Schlussergebniss  der  Budgetprüfung  ist,  wüe 
|1  oben  bemerkt,  in  der  Regel  das  Zustandekommen  einer 

I Budgetvereinbarung  zwischen  Regierung  und  Ständen; 

aber  dieses  Resultat  ist  nicht  das  einzige  mögliche.  Bei 

< 
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der  gleichbei’echtigten  Freiheit  der  Entschliessung,  w’elche 
innerhalb  des  grossen  Gebietes  der  gesetzlich  nicht  fest- 
stehenden Ausgaben  den  Kammern  in  Bezug  auf  die 
Budgetprüfung  und  -Anerkennung  zusteht,  ist  auch  bei 
ptlichtgcmässer  Einhaltung  der  verfassungsmässigen  Com- 
petenzen  Seitens  aller  betheiligten  Faktoren  jederzeit  die 
Möglichkeit  gegeben,  dass  eine  Budgetvereinbarung  nicht 
zu  Stande  kommt.  Die  Budgetprüfung  führt  in  diesem 
Falle  nicht  zu  dem  greifbaren  äusseren  Erfolg  eines  er- 
kennbaren Einverständnisses  über  den  Gesammtvoran- 
schlag  der  Staatseinnahmen  und  -Ausgaben,  sondern  sie 
endigt  mit  einer  Divergenz  der  Anschauungen  über  das, 
was  zur  Fortführung  des  Staatshaushaltes  nothwendig  ist 
oder  nicht.  Hiebei  kann  aber  das  Resultat  der  Budget- 
prüfung nie  ein  absolut  negatives  in  dem  Sinne  sein, 
dass  die  Stände  das  Vorhandensein  eines  Staatsbedarfes 
überhaupt  in  Abrede  stellten.  Es  wird  immer  ein  mehr 
oder  minder  grosser  zahlenmässiger  T h e i 1 der  Etats- 
forderung sein,  über  dessen  Nothw'endigkeit  oder  Nütz- 
lichkeit die  Meinungen  auseinander  gehen ; es  wdrd  sieh 
aber  der  Natur  der  Sache  nach  aus  der  Budgetprüfung 
nie  eine  Meinungsverschiedenheit  darüber  ergehen  können, 
ob  ein  Staatsbedarf  überhaupt  als  gegeben  anzu- 
erkennen ist  oder  nicht;  es  kann  stets  nur  das  „wieviel‘‘, 
nie  aber  das  „ob“  der  Staatsausgaben  in  ihrer  Gesammt- 
heit  streitig  werden. 

Ist  aber  die  Frage  nach  dem  „ob“  — weil  ihre 
Verneinung  die  Negation  des  Staates  bedeuten  wäirde 
— zu  bejahen,  so  müssen  sich  nothw’endiger  Weise  die 
Kammern  nunmehr  ohne  die  offizielle  Anlehnung  an  einen 
Regierungsvoranschlag  darüber  schlüssig  machen,  w'as  sie 
im  Einzelnen  und  im  Ganzen  an  Staatsausgaben  für  noth- 
w'endig  anerkennen  und  wieviel  zur  Bedeckung  dieses 
Bedarfes  an  Steuern  zu  bewilligen  ist;  das  Resultat  dieser 

sie  alsdann  zum  Ausdrucke  bringen 
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durch  eine  Steuerbewilligung  in  der  von  ihnen  als  noth- 
wendig  erachteten  Höhe. 

Der  § 4 des  Verfassungsverständnisses  drückt  dies 
foltrendermaassen  aus: 

„Sind  , . . Regierung  und  Stände  entweder 

a)  in  Absicht  auf  Natur  und  Grösse  des  ordentliclien 
beständigen,  bestimmt  vorherzusehenden  Staatsbedürf- 
nisses, oder 

b)  in  Absicht  auf  Natur  und  Grösse  der  von  einer 
ständischen  Willigung  unabhängigen  Deckungsmittcl, 
oder 

c)  in  beiderlei  Hinsicht 

abweichender  Ueberzeugung,  und  kommt  infolge  des 
durch  Beschlüsse  sich  aussprechenden  ständischen  Bei- 
rathes  keine  Vereinbarung  zu  stunde,  so  willigen  die 
Stände  begreitlichermaassen  an  ergänzenden  Steuern  nur 
die  ihres  Dafürhaltens  erforderliche  Grösse‘\  . . . 

Hiebei  bleibt  aber  das  Regierungsbudget 
— das  heisst  das  Budget  in  der  von  der  Regierung  pro- 
ponirten  Gestaltung  — als  Grundlage  für  die 
Führung  des  Staatshaushaltes  bestehen  und 
äussert  bessimmte  in  dem  Verfassungsverständnisse  näher 
bezeichnete  Folgen^).  Es  ist  nämlicb  fortan  zu  unter- 
scheiden zwischen 

a)  „den  in  das  Budget  eingestellten  und 

b)  den  in  dasselbe  nicht  eingestellten  Ausgaben.“ 

„Ausserordentliche,  zur  Zeit  der  Willigung  unvor- 
hersehbare, so  nach  in  das  Budget  nicht  eingestellte  Staats- 
bedürfnisse finden  in  dem  Reichsreservefonds  und  sub- 
disiär  in  den  etwaigen  Uebei'schüssen  des  Staatseinkom- 
mens auch  in  diesem  Falle  ihre  gesetzliche  Deckung. 

*)  In  dieser,  durch  das  Verfassungsverständiiiss  anerkannten 
Thatsache  liegt  ein  bemerk enswertlies  Argument  für  die  Auffassung 
des  Budgets  als  eines  Aktes  der  Verwaltung,  der  als  solcher 
auch  ohne  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  Geltung  hat. 
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Die  in  das  Budget  eingestellten  Ausgaben  aber 
können  nur  insofern  realisirt  werden,  als  sie  die  Natur 
eines  zur  Zeit  der  Willigung  bestimmt  vorherzusehendeii 
Staatsbedürfnisses  tragen,  und  sollten  die  Deckungs- 
mittel nicht  zulänglich  sein,  um  alle  in  das  Budget 
eingestellten  Staatsbedürfnisse  zu  decken,  so  befriedigt 
die  Regierung  zunächst  jene  unter  diesen  Staatsbe- 
dürfnissen, welche  auf  gesetzlichen  oder  rechtlichen 
Verpflichtungen  beruhen,  dann  jene,  welche  ihr  gemäss 
ihres  regiminalen  Ermessens  als  die  dringendsten  er- 
scheinen.“ 

Mit  der  Schilderung  der  Voraussetzungen  und  Con- 
sequenzen  einerseits  des  Regelfalles  — der  Budget- 
vereinbarung — , anderseits  des  Ausnahmefalles  — 
des  Nicht  Zustandekommens  eines  vereinbarten 
Budgets  — ist  der  verfassungsmässige  Inhalt  des  stän- 
dischen Budgetrechtes  im  Wesentlichen  erschöpft.  Der 
Fall  der  Steuerverweigerung  — mag  derselbe  nun 
Vorkommen  nach  der  Vereinbarung  eines  Budgets  oder, 
was  sich  leichter  ereignen  wird,  ohne  eine  solche  Ver- 
einbarung - liegt  ausserhalb  des  Gebietes  der  verfassungs- 
rechtlichen Möglichkeiten.  Steuerverweigerung  ist  Ver- 
fassungsbruch und  verlangt  von  Seiten  des  Staates  die- 
jenigen Gegenmaassregeln,  mit  welchen  die  Macht  dem 
Rechtsbruche  wehrt;  sie  bedingt  nicht  nothwendig  auch 
staatlicherseits  ein  Abweichen  von  der  Verfassung,  wenig- 
stens insolange  nicht,  als  der  König  in  der  I^age  ist,  sich 
der  Verfassung  gemäss  als  Inhaber  aller  Rechte  der 
Staatsgewalt  zur  Geltung  zu  bringen  und  in  Ausübung 
dieser  Rechte  den  Fortbestand  des  Staates  in  seiner  bis- 
herigen Gestalt  zu  erzwingen.  Was  darüber  hinaus  ge- 
schieht. liegt  ausserhalb  des  Gebietes  des  Rechts  und 
damit  ausserhalb  des  Gebietes  der  rechtlichen  Betrachtung, 
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B.  Das  System  des  preussisch-deutschen  Budgetrechts. 

Die  preussische  Verfassung  vom  31.  Januar  1850 
und  die  derselben  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  des  Budget- 
rechtes nachgebildete  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
vom  16.  April  1871  zeigen  im  Gegensätze  zu  dem  oben 
geschilderten  Typus  des  bayerischen  Rechtes  in  ihren 
budgetrechtlichen  Bestimmungen  keinen  unmittelbaren 
geschichtlichen  Zusammenhang  mit  dem  Rechte  der  alten 
Landstände.  Das  constitutionelle  Wirken  der  modernen 
Volksvertretung  im  preussischen  Staate  ist  von  der  Wirk- 
samkeit der  einstigen  Stände,  soweit  solche  in  den  zum 
Königreiche  Preussen  vereinigten  Gebietstheilen  über- 
haupt bestanden  haben,  durch  eine  beinahe  zweihundert- 
jährige absolute  Herrschaft  getrennt  und  bildet  weniger 
das  Produkt  einer  allmähligen  inneren  Entwicklung  als 
vielmehr  den  Niederschla«;  der  von  Aussen  her  in  das 
Land  getragenen  Ideen  von  einer  Volksvertretung  mit 
repräsentativen  Rechten.  Die  Gedanken,  auf  welche  das 
preussische  Budgetrecht  zurückzuführen  ist,  basiren  auf 
den  Principien  der  französischen  und  der  belgischen  Ver- 
fassung. welche  ihrerseits  ihren  Lrsprung  haben  in  der 
Nachahmung  von  Einrichtungen  des  englischen  Parla- 
mentarismus. 

Infolge  dieser  Entwicklung  des  preussisch-deutschen 
Budgetrechtes  beruht  hier  das  Schwergewicht  der  Mit- 
wirkung der  Volksvertretung  bei  d(!r  Gestaltung  des  Bud- 
gets  nicht  auf  dem  Steuerbewilligungsrechte,  sondern  auf 
dem  in  der  Gesetzesform  des  Budgets  zum  Ausdrucke 
gelangenden  Ausgabenbewilligungs rechte^). 

Die  leitenden  Grundsätze  des  Reichsbudgetrechtes 
sind  enthalten  in  den  Artikeln  60  und  71  der  Reichs- 

Bezüglich  der  positivrcchtlichcn  Einschränkungen  dieses 
Rechtsbegriffes  vgl.  unten  Ahs.  TTI  ff;  Ijahiind,  Budgetrecht  S.  32 
und  Heichsstaatsrecht  TI  S.  946. 
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Verfassung.  Ilienach  müssen  alle  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Reichs  für  jedes  Jahr  veranschlagt  und  auf  den 
Reichshaushalts-Etat  gebracht  werden.  Letzterer  wird 
vor  Beginn  des  Etatsjahres  nach  den  näheren  Anordnungen 
der  Reichsverfassung  durch  ein  Gesetz  festgestellt.  Die 
gemeinschaftlichen  Ausgaben  werden  in  der  Regel  für 
ein  Jahr  bewilligt. 

Diese  nach  der  Analogie  des  preussischen  Rechtes 
gestalteten  Grundsätze  bilden  den  Kern  des  Reichs- 
budgetrechtes. 

W'ährend  nun  aber  das  Budgetrecht  der  bayerischen 
Verfassung  sich  auf  der  Grundlage  der  oben  geschilderten 
verfassungsmässigen  und  sonstigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen zu  einem  einheitlichen,  in  seinen  Elementar- 
sätzen  unbestritten  feststehenden,  nahezu  lückenlosen 
Systeme  entwickelt  hat,  ist  den  eben  angeführten  Sätzen 
des  preussisch-deutschen  Budgetrechtes  ein  ähnlicher 
Erfolg  bisher  noch  nicht  beschieden  gewesen.  Noch 
immer  umbrandet  der  Streit  der  politischen  Parteien  und 
der  F''ührer  der  Wissenschaft  die  Fundamente  eines  der 
wichtigsten  Theile  in  dem  Baue  der  deutschen  Reichs- 
verfassung und  legt  stets  auf’s  Neue  die  Schwierigkeiten 
bloss,  welche  der  einheitlichen  Ausgestaltung  dieser 
Rechtsmaterie  entgegenstehen. 

Es  kommt  hier  vorerst  nicht  so  sehr  darauf  an,  zu 
der  einen  oder  andei’en  der  auf  diesem  Gebiete  in  grosser 
Zahl  bestehenden  wissenschaftlichen  Ansichten  ausdrück- 
lich Stellung  zu  nehmen  oder  die  eigene  Stellung  näher 
zu  präcisiren ; die  einzelnen  Meinungen  sind  vielmehr 
nur  insoweit  referirend  wiederzugeben,  als  es  der  Zw’eck, 
den  Unterschied  zwischen  den  beiden  mehr- 
erwähnten Bu  d get  r ec  htssy  Sternen  in  möglichst 
helles  Licht  zu  setzen,  erfordert  und  als  es  der  be- 
grenzte Rahmen  der  vorwürfigen  Darstellung  rechtfertigt. 

I.  Am  schärfsten  lässt  den  fundamentalen  Unter- 
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schied  des  preussisch-deutschen  und  des  bayerischeii  Bud- 
getrechtes diejenige  Ansicht  hervortreten,  welche  in  der 
grossen  Hauptstreitfrage  des  Staatsrechts:  „Gibt  es 
formelle  Gesetze  oder  ist  jedes  Gesetz 
materielles  Gesetz?“  auf  dem  Standpunkte  steht, 
jede  Unterscheidung  zwischen  formellen  und  materiellen 
Gesetzen  grundsätzlich  zu  verwerfen. 

Dies  ist  die  Ansicht,  welche  ihre  Hauptvertreter  ge- 
funden hat  in  von  Martitzi),  Zorn  i)  und  HäneU). 
Indem  die  Genannten  das  Bestehen  von  Gesetzen 
im  formellen  Sinne  überhaupt  in  Abrede  stellen, 
gelangen  sie  dazu,  diejenigen  Regeln,  deren  Geltung  hin- 
sichtlich der  Gesetze  im  materiellen  Sinne  unbestritten 
teststeht,  ohne  weiteres  auf  alle  Handlungen  der  Staats- 
gewalt auszudehnen,  welche  in  den  Formen  der  Gesetze 
in  Erscheinung  treten,  insbesondere  also  auch  auf  die 
Verfassungsgemäss  in  der  Form  des  Gesetzes  erfolgende 
Etatsfeststellung 2).  Hieraus  zieht  nun  von  Martitz 
zwei  weittragende  Consequenzen:  Einmal  die,  dass  das 
verabschiedete  Budgetgesetz  sammt  dem  Staatshaushalts- 
etat „als  Gesetz  im  juristischen  Sinne“  rechtsverbind- 
liche Normen  enthält;  zum  zweiten  die,  dass  „nur 
dem  vorliegenden  Etatsgesetze  die  Landesregierung  zu 
Recht  die  Vollmacht  entnehmen  kann,  die  Finanzver- 
waltung  nach  Maassgabe  der  in  demselben  genehmigten 
Etats  . . zu  führen“  (Ic.  S.  269,  271). 

*)  von  Martitz  „Ueber  den  constitutionellen  Begriff  des  Ge- 
setzes nach  deutschem  Staatsrecht“  in  der  Zeitsclirift  f.  d.  gcsammte 
Staatswissenschaft  B.  36  (1880),  S.  20?  ff.;  Zorn,  Reichsstaatsrecht, 
2.  Aufl.,  Berlin  1895,  B.  I,  §§  14,  15  und  16,  insbes.  S.  404  u.  442; 
Zorn,  „Gesetz,  Verordnung,  Budget.  Staatsvertrag“  in  den  Annalen 
des  deutschen  Reichs,  1889,  S.  344  ff.,  vgl.  auch  Tezner,  über  das 
Zorn’sche  Reichsstaatsrecht,  in  der  Krit.Vierteljahresschr.,  B.  XXXVII, 
S.  249  ff.;  Hänel,  Studien  zum  deutschen  Staatsrecht,  II,  2;  Das 
Gesetz  im  formellen  und  materiellen  Sinne. 

*)  Vgl.  v.  Marti  tz  a.  a.  O.  S.  225;  Jjaband,  Budgetrecht  S.  7. 
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Diese  Ansicht  hebt  selbstverständlich  die  Bedeutung 
und  dieWirkungen  der  Etatsfeststellung  nach  preussisch- 
deutschem  Recht  über  diejenige  Bedeutung  und  die- 
jenigen Wirkungen,  welche  derselben  nach  bayerischem 
Rechte  zukommen,  weit  hinaus: 

Der  Etat  ist  nach  der  preussischen,  wie  nach  der 
Reichsverfassung,  Gesetz  und  „hat  alle  Wirkungen 
des  Gesetzes“  ^).  „Auf  dieses  Gesetz  sind  verfassungs- 
mässig alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reiches  zu 
bringen  und  zwar  ist  das  Gesetz  vor  Beginn  des  Jahres, 
für  welches  dasselbe  den  Finanzplan  enthält,  festzustellen.“ 
„Die  Dauer  des  Gesetzes  ist  verfassungsmässig  ein  Jahr; 
nach  Ablauf  dieses  Jahres  tritt  das  Gesetz  wegen  Zeitab- 
laufs ipso  jure  ausser  Kraft;  nach  Ablauf  der  verfassungs- 
mässigen Gültigkeitsdauer  äussert  das  frühere  Gesetz 
zwar  seine  W^irkungen  fort,  soweit  es  ausgeführt  ist;  neue 
Anordnungen  irgendwelcher  Art  auf  Grund  des  mit  dem 
Abschluss  des  letzten  Tages  des  Etatsjahres  ausser  Kraft 
getretenen  Gesetzes  können  jedoch  nicht  mehr  vorge- 
nommen werden“  ^). 

Aus  dieser  rechtlichen  Qualifikation  des  Etatsgesetzes 
ergeben  sich  — ihre  Richtigkeit  vorausgesetzt  — 
eine  Reihe  von  Folgerungen,  welche  die  Abweichungen 
des  preussisch-deutschen  Budgetrechtes  von  dem  bayer- 
ischen Budgetrechte  als  solche  von  fundamentalster  Be- 
deutung erscheinen  lassen: 

1.  Die  wichtigste  Folge  ist  die,  dass  durch  das  Etats- 
gesetz als  solches  nach  dem  allgemeinen  Grundsätze 
„lex  posterior  derogat  priori“  Bestimmungen  früherer  Ge- 
setze — also  auch  Bestimmungen  bestehender  Organi- 
sationsgesetze — ohne  Weiteres  mit  Rechtskraft  abge- 
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*)  Zorn,  Reiclisstaatsrecht,  I,  446;  ähnlich  Hänel,  Studien, 
II,  326  ff. 

Zorn.  Reiclisstaatsrecht,  T,  446. 
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ändert  werden  können^).  „Das  Budgetgesetz;,  wenn 
es  verfassungsmässig  z;u  Stande  gekommen  ist, 
bricht,  wie  jedes  andere  Gesetz,  jede  ihm  ent- 
gegenstehende Rechtsnorm“.  (Hänel  l.c.  S.  309  f.) 
Dies  bedeutet  eine  Singularität  des  preussisch-deutschen 
Budgetrechtes,  für  welche  es  in  denjenigen  Staaten,  in 
welchen  die  Etatsfeststellung  nicht  in  der  Form  des  Ge- 
setzes erfolgt.,  selbstredend  an  jeder  Analogie  gebricht. 

2.  Da  die  Verfassung  vorschreibt,  dass  alle  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  auf  das  alljährlich  zu  erlassende 
einheitliche  Budgetgesetz  zu  bringen  sind,  so  bildet  die 
Aufnahme  der  Ausgabeposten  in  das  Etatgesetz  „die 
gesetzliche  Ermächtigung  der  Regierung,  für  be- 
stimmte Zwecke  bestimmte  Summen  zu  verwenden,  und 
zugleich  die  gesetzliche  Verpflichtung,  diese  Summen 
zu  den  betreffenden  Zwecken  zu  verwenden“  5 ebenso  be- 
deutet die  Einstellung  der  Einnahmeposten  in  das 
Etatsgesetz  für  die  Regierung  die  Ermächtigung  und  die 
Verpflichtung,  diese  Einnahmen  zu  erheben^).  „Das  Budget- 
gesetz ist  die  oberste,  alle  gesetzlichen  Einzelbestimmungen 
zusammenordnende  und  damit  ergänzende,  verfassungs- 
mässig noth  wendige  Ermächtigung  für  die  F'’inanz- 
verwaltung  behufs  der  Verwendung  aller  voraussehbaren 

*)  Zorn  l.c.  S.  447.  — Es  ist  nothwendig,  die  Worte  „als 
solches“  speziell  zu  betonen ; denn  dass  in  dem  Etatsgesetze  als 
Gesetz  an  sich  — von  seinem  besonderen  Charakter  also  abge- 
sehen ■ — ebenso  gut  wie  in  jedem  anderen  Gesetze  Bestimmungen 
enthalten  sein  können,  welche  ausdrücklich  oder  stillschweigend  eine 
Aenderung  bestehender  Gesetze  in  sich  schliessen,  ist  eine  erfahrungs- 
mässige  Thatsache ; während  aber  die  vorherrschende  Meinung  solche 
Bestimmungen  zwar  nicht  als  etwas  staatsrechtlich  Unzulässiges, 
wohl  aber  als  Fremdkörper  in  dem  eigentlichen  Etatsgesetze 
erachtet,  erblickt  die  von  Zorn  und  Hänel  vertretene  Ansicht  in  der 
Möglichkeit  derartiger  Bestimmungen  ein  Wescnsmerkmal  des 
Etatsgesetzes 

2)  Zorn,  l.c.  S.  449,  450, 
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Einnahmen  und  behufs  der  Bewirkung  aller  vorausseh- 
baren Ausgaben  des  Etatsjahres“^ ).  „Erst  durch  das 
Budgetgesetz  empfängt  die  Einanzverwaltung  das  Recht 
der  Verwendung,  der  Verausgabung,  der  Verfügung  über 
die  etatsmässigen  Einnahmen,  aber  auch  die  Pflicht 
ihrer  Bereitstellung  für  die  Verwendungszwecke“  2). 

Hieraus  folgt  aber 

3.  „dass  es  dauernde  Einnahmen  und  Ausgaben  im 
Staate  rechtlich  überhaupt  nicht  giebt“.  Alle  Gesetze, 
welche  dem  Staate  ständige  Einnahmequellen 
eröffnen  und  alle  Gesetze,  welche  dem  Staate 
dauernde  Ausgabepflichten  auferlegen,  sind 
nach  der  Verfassung  in  ihrer  rechtlichen  Exi- 
stenz bedingt  von  dem  alljährlich  zu  erlassenden 
Vollzugsgesetze,  welches  ira  Etat  liegt.“  „Alle 
Rechte  des  Staates  auf  Einnahmen  und  alle 
Pflichten  des  Staates  zu  Ausgaben  existiren  . . 
nur  für  ein  Jahr.“  „Wenn  (demnach)  alle  Einnahmen 
und  Ausgaben  des  Staates  lediglich  auf  dem  alljährlich 
zu  erlassenden  Etatsgesetz  beruhen,  so  ist  die  Regierung 
rechtlich  nicht  befugt,  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  machen, 
falls  dieses  Gesetz  nicht  zu  Stande  gekommen  ist“  ^).  Das 
Zustandekommen  des  Etatsgesetzes  liegt  aber  ira  freien 
Belieben  der  Volksvertretung:  „Es  giebt  weder  Ein- 
nahmen noch  Ausgaben,  welche  rechtlich  vom 
Parlament  bewilligt  werden  müssten“.  Anderer 
Ansicht  ist  hier  Hänel,  Stud.  S.  299,  welcher  eine 
Bindung  durch  staatsrechtlich  nothwendige  Einnahmen  und 
Ausgaben  anerkennt  und  ein  freies,  ungebundenes  Be- 
willigungsrecht als  der  Verfassung  widersprechend  erklärt. 


»)  Hänel,  1 c.  S.  b28. 

*)  Hänel,  l.c.  S.  317. 

’)  Zorn,  l.c.  S.  450—454;  vgl.  auch  die  dortigen  Noten  über 
die  gegen  Zorn  sprechende  Literatur. 
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Während  also  für  das  Gebiet  des  bayerischen  Budget- 
rechtes der  Satz  feststeht,  dass  über  der  Etatsfest- 
stellung das  geltende  Recht  steht,  dass  Regierung  und 
Volksvertretung  bei  der  Etatsfeststellung  gebunden 
sind  an  die  Berücksichtigung  aller  durch  irgendwelche 
Gesetze  festgelegten  Einnahmen  und  Ausgaben,  herrscht 
in  Preussen  und  im  Reich  nach  Zorn’s  Auffassung  ein 
durch  kein  Gesetz  gebundenes,  in  unbeschränkter  Willkür 
waltendes  Bewilligungsrecht. 

In  der  That  ein  Rechtszustand,  welcher  den  Wunsch 
Zorn’s  nach  einer  Reform  des  preussisch-deutschen 
Budget! echtes  nach  bayerischem  oder  englischem  Vorbild 
zu  rechtfertigen  vermöchte  ! Denn  die  letzte  Consequenz 
der  von  Martitz’schen  und  Zorn’schen  Rechtsauf- 
fassung ist  die  — und  darin  trifft  auch  Hänel  wieder 
mit  derselben  zusammen  — dass 

4.  nach  preussisch-deutschem  Budgetrechte  eine 
Finanzverwaltung  ohne  Etatsgesetz  eine  Ver- 
fassungswidrigkeit ist,  für  welche  keine  staats-  • 
rechtliche  Construktion  mehr  Rechtsregeln 
zu  finden  vermag.  Ueber  den  Abgrund  der 
Etatslosigkei  t führt  keine  staatsrechtliche 
Brücke!^) 

q Zorn  in  Annalen  1889,  S.  374;  Reichsstaatsrecht  I,  S.  463. 

2)  Vgl.  Hänel  l.c.  S.  351—353,  mit  v.  Martitz  I.c.  S.  272. 

®)  Die  Rechtsfolgen,  welche  die  Budgetlosigkeit  nach  sich  zieht, 
entscheiden  sich  nach  Hänel,  l.c.  S.  352  f.,  „nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen“  und  im  letzten  Ende  nach  dem  Satze  „Macht 
geht  vor  Recht.“  Vgl.  auch  die  von  H.  Schulze  aufgestellte  An- 
sicht, wonach  heim  Zustande  der  Etatslosigkeit  die  Finanzverwaltung 
„nach  den  Geboten  des  Xothstandes“  weiterzuführen  ist,  mit  der 
gelegentlichen  Bemerkung  von  Hänel,  l.c.  S.  353,  und  die  Kritik 
Laband's,  Reichsstaatsrecht,  II.  990  (3.  Auf!.);  ferner  Seydel, 
Commentar  zur  Reichsverfassungsurk\inde,  2.  Aufl.,  Freihurg  1897, 

S.  397. 
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II.  Die  Ansichten  von  Zorn,  von  Martitz  und 
Haenel  mit  ihren  weitgehenden  Folgerungen  haben  bei 
der  Mehrzahl  der  staatsrechtlichen  Schriftsteller  keinen 
Anhang  gefunden.  Kommen  schon  Hänel ’s  budget- 
rechtliche Untersuchungen  in  wesentlichen  Punkten  zu 
Resultaten,  welche  von  den  aus  der  gleichen  Grund- 
anschauung hervorgehenden  Lehren  von  Martitz ’s  und 
Zorn’s  erheblich  abweichen,  so  zeigt  ein  durchaus  anderes 
Gesicht  die  budgetrechtliche  Auffassung  derjenigen  Schrift- 
steller, welche  dem  Präjudize  der  oben  Genannten,  dass 
„die  Form  des  Gesetzes  den  Rechtssatz  zu  dem  ihr  noth- 
wendigen  Inhalte  habe“,  ihre  Anerkennung  versagt 
haben. 

Allerdings  herrscht  auch  unter  den  letzterwähnten 
Schriftstellern  nicht  in  allen  Fragen  Einigkeit.  Insbe- 
sondere sind  es  die  Forschungsergebnisse  Jellinek’s, 
welche  in  einer  Darstellung  der  Verschiedenheiten  der 
beiden  hauptsächlichsten  staatlichen  Budgetrechtstypen 
specielle  Würdigung  verlangen,  weil  Jellinek  seine 
Schlussfolgerung  auf  eine  speciell  dem  preussisch-deutschen 
Budgetrechte  eigenthümliche,  von  dem  bayerischen  Typus 
also  grundsätzlich  abweichende  Verfassungsbestimmung 
basirt. 

In  eingehender  Untersuchung  hat  sich  Jellinek 
selbst  das  Fundament  geschaffen,  auf  welchem  er  seine 
budgetrechtlichen  Betrachtungen  aufbaut.U  Auf  der 
sicheren  Grundlage  einer  überzeugend  begründeten  Aus- 
scheidung zwischen  formellen  und  materiellen  Gesetzen 

o 

kommt  er  zunächst  zu  dem  Satze,  „dass  die  Auf- 
stellung des  Budgets  als  eines  W irt  h sch  afts- 
planes  ihrem  Wesen  nach  kein  Akt  materieller 
Gesetzgebung,  sondern  der  Verwaltung  ist^ 
(S.  284);  aus  der  Thatsache,  dass  das  Budget  im  Wege 
der  Gesetzgebung  festgestellt  und  zu  einem  Bestand- 

0 Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung,  Freiburg  1887. 


J\ 


theile  des  Etatsgesetzes  erhoben  wird,  vindizirt  er  sodann 
dem  Budget  „die  Natur  eines  verbindlichen 
Gesetzes“  (S.  285).  Allein,  obwohl  Gegenstand  der 
Gesetzgebung  — so  folgert  Jellinek  weiter  (S.  28G)  — 
ist  das  Budget  dennoch  kein  Gegenstand  freier  Ge- 
setzgebung, sondern  dasselbe  gehört  mit  Rücksicht  auf 
das  Bestehen  zahlreicher  Gesetze,  welche  permanente 
Einnahmen  feststellen  und  durch  Rcchtssätze  Ausgaben 
normiren  und  hiemit  die  gesetzgebenden  Frakturen  binden, 
in  das  Gebiet  der  inhaltlich  gebundenen  Gesetz- 
gebung. Und  zwar  folgt  diese  legislatorische  Unfreiheit 
nicht  sowohl  aus  der  Natur  des  Etatsgesetzes  als  eines 
Verwaltungsaktes  — denn  nicht  alle  Bestandtheile  des- 
selben müssen  diesen  Charakter  an  sich  tragen  — als 
vielmehr  „aus  der  juristischen  Thatsache,  dass  das  F^inanz- 
gesetz  überall  bezüglich  der  nothwendigen  Staatsein- 
nahmen und  -Ausgaben  ein  Akt  verfassungs-  und  gesetz- 
massig  gebundener  Gesetzgebung  ist.“  (S.  288.) 

Bis  dahin  collidiren  die  Ausführungen  Jellinek’s 
in  ihrem  Endergebnisse  nicht  mit  der  herrschenden  Lehre. 
Im  Verlaufe  der  weiteren  Betrachtungen  Jellinek’s 
ergibt  sich  nun  aber  ein  eigenartiges  Dogma,  welches 
nur  auf  dem  Boden  des  preussisch-deutschen  Budget- 
rechtes zur  Entstehung  gelangen  konnte. 

Aus  „der  Entwicklungsgeschichte  und  dem  finanz- 
technischen Charakter  des  Budgets“  und  aus  der  l’hat- 
sache,  dass  die  Verfassungen  Preussens  und  des  Deutschen 
Reiches  die  Feststellung  des  Budgets  auf  den  Weg  der 
Gesetzgebung  verweisen,  folgert  Jellinek  nämlich  die 
F''orderung,  „dass  nur  durch  ein  formelles  Gesetz 
der  Staats wirthschaftsplan  entworfen  wird“, 
dass  das  Etatsgesetz  „eine  noth  wendige  Be- 
dingung der  Führung  einer  rationellen  Staatswirth- 
Schaft  ist“,  dass  das  Etatsgesetz,  wenn  auch  nicht 
„causa  efficiens“,  so  doch  „conditio“  — dass  es  „die 
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rechtliche  Bedingung“  der  Flnanzverwaltung  ist 
(292,  293). 

Die  logische  Consequenz  dieses  Dogmas 
aber  ist  — als  Antwort  auf  die  Hauptfrage  des  Budget- 
rechtes,  „was  im  F'alle  des  nicht  rechtzeitig  oder  nicht 
zu  Stande  gekommenen  Etatsgesetzes  von  Rechtswegen 
zu  geschehen  habe“  — das  Zugeständniss,  „dass 
eine  juristische  Lösung  des  hieraus  ent- 
springenden Confliktes  in  allen  Staaten^), 
welche  für  diese  Fälle  nicht  ausdrücklich 
Vorsorge  getragen  haben,  nicht  möglich  ist.“ 
(S.  302).  Denn  — so  lautet  die  Begründung  J ellinek’s  — 
„in  Staaten  mit  periodischen  oder  einer  Vollziehungs- 
klausel bedürftigen  Einnahmengesetzen  fehlt  ohne  die 
Erneuerung  der  betreffenden  Gesetze  oder  der  nöthigen 
Vollzugsbestimmung  der  Regierung  jede  gesetzliche  Basis 
zur  Erhebung  der  auf  Leistungen  der  Unterthanen  be- 
ruhenden Staatseinnahmen“  . . . ein  Budget  ist  „eine 
wirthschaftliche  Bedingung  der  Finanzverwaltung“  . . . 
„kommt  (also)  ein  verfassungsmässiges  nicht  zu  Stande, 
so  wirthschaftet  die  Regierung  keineswegs  ohne  Budget, 
sondern  mit  einem  einseitig  von  ihr  selbst  festgestellten“  . . . 
„ein  solches  Budget  ist  aber  entgegen  der  ausdrücklichen 
Vorschrift  der  Verfassung  nicht  durch  ein  formelles  Ge- 
setz. sondern  durch  eine  Verordnung  der  Regierung  auf- 
gestellt“ und:  „In  dieser  Thatsache  liegt  eben 


')  Zu  den  Staaten,  welche  diesem  Contlikte  vorgebeiigt  haben, 
rechnet  Jellinek  (S.  295  Anm.  15—18)  unter  anderen  auch  Bayern 
und  Baden  — mit  Recht,  wenn  er  aus  der  Thatsache  heraus 
argumentirt,  dass  dem  öffentlichen  Rechte  dieser  Staaten  die  hioth— 
Wendigkeit  eines  Etatsgesetzes  überhaupt  fremd  ist;  mit  Unrecht, 
wenn  er  sich  dabei  nur  auf  die  von  ihm  allegirteu  Verfassungs- 
bestimmungen beruft,  denn  diese  an  sich  würden  „eine  ununterbrochene 
verfassungsmässige  Führung  der  Finanzwirthschaft“  nie  auf  die 
Dauer,  sondern  immer  nur  auf  höchstens  sechs  Monate  ermöglichen. 
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unter  allen  Umständen,  auch  wenn  das  Etats- 
gesetz ohne  Verschulden  der  Regierung  nicht 
zu  Stande  kommt,  die  formelle  Verfassungs- 
Widrigkeit  von  Seiten  derselben.“  (S.  302,  303). 

In  der  weiteren  Betrachtung,  „was  in  solchen  Fällen 
geschehen  müsse,  um  den  verfassungswidrigen  Zustand 
in  einen  rechtmässigen  zurück  zu  leiten“,  haben  wir 
Jellinek  nicht  mehr  zu  folgen,  denn  dieselbe  führt 
hinüber  in  das  Gebiet  der  Politik. 

III.  Weniger  scharf  als  in  der  Beleuchtung  der 
Jellinek’schen  Theorie  und  erheblich  verblasster  als  bei 
dem  Scheine  der  Deduktionen  von  Zorn,  von  Martitz 
und  Haenel  zeigen  sich  die  Abweichungen  des  preussisch- 
deutschen  Budgetrechtes  von  dem  Typus  des  bayerischen 
Rechtes  in  dem  Lichte  der  Lehre  Lab  and ’s. 

Immerhin  bleiben  auch  bei  derjenigen  Gestaltung, 
in  welcher  die  herrschende  Lehre  das  preussisch- 
deutsche  Budgetrecht  erkennen  lässt,  noch  eine  Reihe 
bemerkenswerther  Wesensunterschiede  zwischen  den  beiden 
mehrgenannten  Typen  bestehen,  wie  aus  der  nachstehenden 
Darstellung  hervorgehen  wird. 

Der  Ausgangspunkt  ist  für  La  band,  wie  für  die 
Anhänger  der  herrschenden  Lehre  überhaupt^),  der  gleiche 

‘)  Lab  and,  Reiclisstaatsrecbt,  B.  II,  S.  989,  führt  von  der 
grossen  Anzahl  von  Schriftstellern,  welche  sich  mit  seinen  Grund- 
sätzen im  Wesentlichen  einverstanden  erklärt  haben,  folgende  Schriften 
als  besonders  beachtenswerth  an : 

V.  Gneist,  Gesetz  und  Budget,  Berlin  1879,  S.  134  ff.; 
V.  Gerber,  Grundzüge  des  Staatsrechts,  3.  Aufl.  1880,  S.  163  ff.; 
G.  Mayer,  in  der  Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffentl.  Recht, 
B.  VIII,  S.  43,  und  in  seinem  deutschen  Staatsrechte  § 204  ff.  (nun- 
mehr 5.  Auflage,  Leipzig  1899);  Seligmann,  Der  Begriff  des  Ge- 
setzes, 1886,  S.  83ff.;  Gareis,  Allgemeines  Staatsrecht,  S.79  (1887); 
Prazäk,  im  Archiv  f.  öffentl.  Recht.  B.  II,  S.  441  492  (1887); 

Bornhak,  Preussisches  Staatsrecht,  B.  III,  S.  573  602  (1890); 

Zeller,  in  v.  Steiigel’s  Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts,  B.  II, 
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wie  für  Jellinek:  Es  gibt  Gesetze  im  materiellen 
Sinne  und  es  gibt  solche  im  formellen  Sinne;  zu 
den  Gesetzen  im  formellen  Sinne  gehört  das 
Etatsgesetz.  Die  Etatsfeststellung  ist  ein  in 
die  Form  des  Gesetzes  gekleideter  Verwal- 
tu  ngsakt. 

Hienach  hat  das  Reichsbudgetrecht  folgen- 
de n I nh  a It : 

Das  Recht  der  Volksvertretung  in  Bezug  auf  die 
Festsetzung  der  Staatseinnahmen  und  Staatsausgaben  ist 
nicht  auf  Budgetprüfung  und  Steuerbewilligung  be- 
schränkt. Der  Deutsche  Reichstag  hat  nicht  wie  die 
Landtage  der  dem  bayerischen  Budgetrechtstypus  ange- 
hörenden Staaten  nur  bei  der  Steuerfestsetzung  eine 
zustimmende,  bei  der  Etatsfeststellung  aber  eine 
bloss  berathende  Thätigkeit,  sondern  er  hat  das 
Recht  der  Zustimmung  bezüglich  der  Etatsfest- 
setzung überhaupt,  also  bezüglich  der  Fest- 
setzung sowohl  der  Einnahmen  als  auch  der 
Ausgaben.  Seiner  Zustimmung  unterliegt  nicht  nur  die 
Steuerfestsetzung  — unbeschadet  des  Umstandes, 
dass  diese  nach  der  Reichsverfassung  mit  dem  alljähr- 
lichen Finanzgesetze  nicht  in  unmittelbarem  Zusammen- 
hänge steht  — sondern  die  Festsetznng  der  Staats- 
einnahmen überhaupt,  und  nicht  nur  die  Festsetzung 
der  Staats-Einnahmen,  sondern  auch  die  Festsetzung 
der  Staats- Ausgaben. 

Es  ist  dies  ein  grundsätzlicher  Unterschied  zwischen 
dem  System  des  preussisch-deutschen  und  dem  Systeme 
des  bayerischen  Rechtes. 

Indessen,  wie  der  Inhalt  des  bayerischen  Budget- 
rechtes nicht  erschöpfend  ausgedrückt  werden  kann  durch 


S.  502  ff.  (1890) ; F r i c k e r in  der  Tübinger  Zeitschrift  f.  d.  ges. 
Staatswissensch.,  B.  50,  S.  401  ft.  (1894). 
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die  beiden  Worte  „Budgetprüfung“  und  „Steuerbevvdlig- 
ung“,  wie  diese  beiden  ständischen  Grundrechte  theils 
Einengung  theils  Erweiterung  empfangen  durch  ander- 
weitige Bestimmungen  der  Verfassung,  durch  sonstige  Ge- 
setze, durch  Wissenschaft  und  Praxis  — so  ist  auch  das 
Budgetrecht  der  deutschen  Reichsverfassung  nicht 
ausreichend  gekennzeichnet  durch  den  Satz,  dass  die  Ge- 
saramtheit  der  Staatseinnahmen  und  Staatsausgaben  all- 
jährlich veranschlagt  und  unter  Zustimmung  des  Reichs- 
tags — durch  Gesetz  — festgesetzt  wird.  Auch  hier 
hat  die  Freiheit  der  Einwirkung  auf  das  Budget  bestimmte, 
unpassirbare  Schranken. 

An  der  Spitze  der  für  die  Begrenzung  des  Bud- 
getbewilligungsrechtes maassgehenden  Rechtsgrund- 
Sitze  steht  der  Satz,  dass  die  Feststellung  des  Etats, 
ebenso  wie  jeder  andere  Akt  der  btaatsverwaltung,  in 
Gemässheit  der  Gesetze  zu  erfolgen  hat^).  Durch 
diesen  Satz  werden  alle  diejenigen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben dem  freien  Ermessen  entzogen,  welche  bereits' 
kraft  Gesetzes  — Gesetz  im  weitesten  Sinne  begriffen  — 
feststehen;  es  scheidet  also  aus  dem  Gebiete  des  freien 
Ermessens  ein  gesetzlich  bestimmt  abgegrenztes  Gebiet 
aus.  innerhalb  dessen  die  Freiheit  der  Entschliessung 

ausgeschlossen  ist. 

Zu  diesem  gesetzlich  abgegrenzten  Gebiete  ge- 
hören: 

1.  Die  ordentlichen  Einnahmen,  insoferne  näm- 
lich, als  deren  Titel  auf  Gesetz  oder  gesetzlich  be- 
gründeten Einrichtungen  beruhen  und  demnach  der  ein- 
seitigen Abänderung  durch  die  Volksvertretung  entzogen 
sind.  Gleiches  gilt  übrigens  auch  hinsichtlich  der  Höhe 


•)  Lab  and,  Budgetrecht  S.  19.  - Vergl.  hiezu  einerseits 
Hänel,  Stud.  II.,  S.  296  ff.  und  oben  S.  27;  anderseits  Zorn, 
Reichsstaatsreht  I.  S.  447  und  oben  S:  26. 
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der  Erträge  derartiger  Einnahmequellen,  da  solche  Er- 
träge der  Natur  der  Sache  nach  nicht  nach  freiem  Er- 
messen festgesetzt,  sondern  nur  taxations weise  veranschlagt 
werden  können.  Zu  dieser  Kategorie  von  Einnahmen 
zählen  nach  Reichs-  und  nach  preussischem  Rechte, 
welche  keine  beweglichen,  sondern  nur  nach  Art 
und  Steuerfuss  feststehende  Steuern  kennen,  in  erster 
Linie  die  Steuern;  sie  beruhen  auf  besonderen  Gesetzen 
und  stehen  — im  Gegensatz  zu  der  typischen  Bestimmung 
des  bayerischen  Rechts  — mit  der  Feststellung  des  Bud- 
gets ausser  jedem  Zusammenhang.  Es  bedarf  keines  Be- 
weises, dass  die  Volksvertretung  bei  Gelegenheit  der 
Etatsfestsetzung  zur  Streichung  eines  Steuergesetzes  eben- 
sowenig befugt  ist,  wie  bei  irgend  einer  anderen  Ge- 
legenheit. 

2.  Dem  gesetzlich  abgegrenzten  Gebiete  gehören  ferner 
an:  diejenigen  Ausgaben,  welche  zur  Durchführung  der 
Gesetze  und  zur  Erhaltung  der  bestehenden  gesetzmässigen 
Einrichtungen  erforderlich  sind,  das  sind  — nach  der 
allerdings  auch  von  Anhängern  der  herrschenden  Lehre, 
wie  Schulze  und  G.  Meyer,  nicht  getheilten  Ansicht 
Laband’sD  — „die  staatsrechtlich  nothwendigen 
Ausgaben.“  Hierunter  fallen  namentlich  solche  Ausgaben, 
welche  im  Etat  zwar  als  einmalige  oder  ausserordentliche 
erscheinen,  die  sich  jedoch  thatsächlich  als  Theilzahlungen 
— Ratenzahlungen  — für  einen  innerhalb  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Jahren  mit  einem  bestimmten  Gesammtauf- 
wand  zu  erreichenden  Gesauimtzweck  (z.  B.  Brückenbau) 
darstellen.  Dann  gehören  hieher  solche  Ausgaben,  die 
auf  eine  unbestimmte  Anzahl  von  Jahren  bis  zur  Erreich- 
ung eines  bestimmten  Zweckes  in  Aussicht  genommen 
wurden  ( wie  beispielsweise  Ausgaben  für  Vertilgung  der 
Reblaus  in  einem  bestimmten  Bezirke),  die  zur  Unter- 

Budgetrecht  S.  33;  Reichsstaatsrecht  IT,  946  f. 
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Haltung  aller  bestehenden  organisatorischen  Einrichtungen 
erforderlichen  Ausgaben,  ferner  die  Ausgaben  zur  e- 
streitung  der  Betriebskosten  der  Staatsanstalten  (z.  B.  der 
Reichseisenbahnen)  - soweit  die  einzelnen  Ausgabe- 
titel  dem  normalen  Geschäftskreise  dieser  Betriebe  ent- 
sprechen und  vorbehaltlich  der  kalkulatorischen  rrufung 
der  Höhe  dieser  Ausgaben  — und  andere. 

Was  ausserhalb  der  beiden  eben  geschilderten  Ka- 
teeorieen  von  Einnahmen  und  Ausgaben  liegt,  gehört 
nicht  in  das  gesetzlich  abgegrenzte  Gebiet,  son  ern 
grundsätzlich  - wenn  auch  nicht  ausnahmslos  - m das 
Gebiet  des  rechtlich  freien  Ermessens.  Es  sind 

L die  ausserordentlichen  Einnahmen,  welche 
beschafft  werden  durch  Anleihen  oder  Ausgabe  un^ver- 
zinslichen  Papiergeldes,  durch  Verwendung  vonEinnahme- 
Ueberschüssen  der  Vorjahre  und  durch  Verausserung  von 
Staatseigenthum,  soweit  die  letztere  nicht  aus  dem  Be- 
dürfnisse der  regulären  Verwaltung,  sondern  vorwiegend 

im  Finanz-Interesse  erfolgt;  p • 

2.  dieienigen  zur  Befriedigung  staatlicher  Bedürfnisse 

dienenden  Ausgaben,  welche  weder 

nach  staatsrechtlich  nothwendigen  Ausgaben  zahlen,  noc 
den  Charakter  der  Dauer  als  Folge  früherer  Bewilhgunpn 
an  sich  tragen,  sondern  einem  neu  auftauchenden,  dem  be- 
treffenden Etatsjahre  eigenthümlichen  Bedürfnisse  abzu 
helfen  bestimmt  sind  (z.  B.  eine  einmalige  Hochwasser- 
entschädigung). , 

Sind  im  Vorstehenden  die  rechtlichen  Schranken  des 

Budgetbcwilligungsrechtes  geschildert,  so  sind  im  iSaci- 
stehenden  die  staatsrechtlichen  Wirkungen  des 
Budgetgesetzes  darzustellen,  wobei  sich  nac  ei 
Laband’schen  Lehre  im  Wesentlichen  Uebereinstimmung 
des  preussisch-deutschen  mit  dem  bayerischen  Budget- 

rechte  ergibt. 
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Zunächst  ist  in  negativer  Beziehung  cm  /wci- 
faches  festzustellen:  Erstens  hat  das  Budgetgesetz  als 
solches  nicht  die  Wirkungen  eines  matenellcii  Ge 
setzes,  es  enthält  in  der  Regel  keinerlei  konstitutive 
Bestimmungen;  daher  sind  alle  Abweichungen  vom 
Budget  - Mehrausgaben,  wie  Ausgabe-Ersparnisse,  Min- 
dereinnahmen, wie  Einnahme-Ueberschüsse  - grundsätz- 
lich keine  Gesetzesverletzungen.  Zum  Zweiten 
hat  das  Budgetgesetz  regelmässig  nicht  die  Wirkung  einer 
Ermächtigung  der  Regierung,  die  im  Etat  aufgefuhrten 
Einnahmen  zu  erheben  und  Ausgaben  zu  leistend;  diesen 
Charakter  kann  das  Etatgesetz  wohl  in  einzelnen  Theilen 
haben,  derselbe  ist  aber  nicht  als  ein  Wesensmerkmal  des 
Etatsgesetzes  überhaupt  anzusehen;  die  gesetzliche  Grund- 
lage für  die  Erhebung  wie  für  die  Verwendung  t er 
Staatseinnahmen  bilden  vielmehr  regelmässig  spezielle 
Gesetze,  nicht  aber  das  Etatsgesetz;  die  Einstellung  m 
den  Etat  ist  nicht  Rechtstitel  für  die  Erhebung,  sondern 

nur  Anerkennung  dieses  Rechtstitels. 

Positiv  ausgedrückt,  besteht  die  Wirkung  c es 

Etatsgesetzes  darin,  dass  durch  dasselbe  die  Nothwendig- 
keit  und  Nützlichkeit  gewisser  Ausgaben  von  Volksver- 
tretung und  Regierung  übereinstimmend  anerkannt  und 
so  die  regelmässig  bereits  anderweitig  constituirte  Be- 
fugniss  der  Regierung  zur  Leistung  dieser  Ausgaben 
öffentlich  deklarirt  wird,  womit  sich  für  die  Regierung 
die  Folge  verknüpft,  dass  sie  nunmehr  vor  jeder  Bestreitung 
der  fraglichen  Ausgabe  Seitens  der  Volksvertretung  sicher 
ist,  dass  ihr  nicht  mehr  die  Beweislast  für  die  Gesetz- 
mässigkeit der  fraglichen  Leistung  obliegt  und  dass  sie 
von  der  Verantwortlichkeit  für  diese  Ausgabe  grund- 
sätzlich entbunden  ist. 


«)  Anderer  Ansicht  sind  wie  oben  ausgeführt,  Zorn,  v.  Martitz, 
Hänel,  Jellinek  und  Andere. 
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Hieraus  ergeben  sich  aber  nachstehende  Folge- 
rungen : 

1.  Es  besteht  für  die  Regierung  hinsichtlich  der 
einzelnen  Etatspositionen  kein  Vollzugszwang.  Die 
Aufnahme  einer  Summe  in  den  Etat  hat  nicht  die  Be- 
deutung, dass  die  Regierung  hiedurch  gezwungen  würde, 
die  etatisirte  Ausgabe  wirklich  zu  leisten.  Der  Vollzug 
der  Ausgabe  kann  gegenüber  dem  Etatsansatze  variiren, 
er  kann  theilweise  oder  völlig  unterbleiben ; die  Regierung, 
beziehungsweise  der  Träger  der  Verantwortlichkeit,  ist 
für  solche  Etatsabweichungen  lediglich  politisch,  nicht 
aber  staatsrechtlich  verantwortlich. 

2.  Ebenso  wie  die  Regierung  mit  ihren  Ausgaben 
unter  dem  etatsmässigen  Ansätze  bleiben  kann,  ebenso 
kann  sie  auch  durch  die  Verhältnisse  gezwungen  sein, 
gegen  ihren  Willen  über  denselben  hinaus  zu  gehen. 
Hiebei  ist  es  Thatfrage,  bis  zu  welchem  Grade  der 
Specialisirung  bei  der  Feststellung  der  Etatspositionen 
gegangen  wurde,  beziehungsweise  bis  zu  welchem  Punkte 
innerhalb  des  festgestellten  Zweckes  der  Ausgabe  die 
freie  Verfügung  der  Regierung  eingeschränkt  werden 
wollte.  Erst  jenseits  der  Grenzen  des  freien  Verfügungs- 
rechtes beginnt  die  staatsrechtliche  Verantwortlichkeit 
für  Etatsüberschreitungen. 

Die  mit  dem  äusserlichen  Vorgänge  der  Rechnungs- 
legung verbundene  Verantw  Ortung  hat  aber  rechtlich 
keine  andere  Bedeutung  als  die,  dass  die  Regierung  nun 
nachträglich  sich  diejenige  Anerkennung  der  Nothwendig- 
keit  und  Nützlichkeit  einer  Ausgabe  zu  verschaffen  sucht, 
welche  sie  im  Regelfälle  durch  Einsetzung  der  betreffen- 
den Summe  in  das  Budget  und  beziehungsweise  durch 
die  Zustimmung  der  Volksvertretung  hiezu  vor  der  Ver- 


Vgl.  Liil)andj  St.-R.,  M.  S.  955. 
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ausgabung  erwirkt.  Demnach  sind  auch  für  die  Ge- 
währung oder  Versagung  dieser  Anerkennung 
die  gleichen  Grundsätze  maassgebend  wie  für  die  „Be- 
willigung“ oder  „Nichtbewilligung“  einer  Ausgabeposition 
gelegentlich  der  Budgetfeststellung:  Staatsrechtlich  noth- 
wendige,  mittelbar  oder  unmittelbar  auf  Gesetz  beruhende 
Ausgaben  müssen  „genehmigt“,  das  heisst  „anerkannt 
werden;  lediglich  bei  den  Ausgaben  merae  facultatis  ist 
die  Anerkennung  oder  Nichtanerkennung  eine  Sache  freien 
Ermessens.  Die  nachträgliche  Genehmigung  ist  daher, 
wie  Laband  in  seinem  preussischen  Budgetrechte  (S.  57) 
ausführt,  nichts  weiter  als  „eine  Rectificirung  des  ur- 
sprünglichen Etats“. 

Obwohl  so  der  Regierung  weitgehende  Freiheiten 
beim  Vollzüge  des  Budgetgesetzes  zustehen,  so  haben 
doch  die  Rechnungskontrolle  durch  den  Rechnungshof 
des  Deutschen  Reiches  und  die  Verantwortlichkeit  des 
Reichskanzlers  bisher  ausgereicht,  um  die  verfassungs- 
mässige Handhabung  des  Budgetrechtes  Seitens  der  Re- 
gierung sicher  zu  stellen. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  haben  sich  bisher 
nur  mit  dem  Falle  beschäftigt,  dass  die  Erlassung  des 
Etatsgesetzes  thatsächlich  in  verfassungsmässiger  Weise 
erfolgt.  Es  lässt  sich  indessen  weder  mit  rechtlichen, 
noch  mit  thatsächlichen  Gründen  die  Möglichkeit  be- 
streiten, dass  einmal  für  eine  Finanzperiode  ein  Budget- 
gesetz gar  nicht  oder  doch  nicht  rechtzeitig  zu  Stande 
kommt.  Da  dieser  Fall  aber  in  der  Reichsverfassung 
ebensowenig  vorgesehen  ist  wie  in  der  preussischen  Ver- 
fassung, die  Staatsverwaltung  aber  naturgemäss  nicht 
stocken  kann,  so  wird  de  facto  die  weitere  Finanzver- 
waltung zunächst  eben  trotz  der  Bestimmung  des  Art.  69 
der  Reichsverfassung  ohne  Etatsgesetz  tortgeführt. 

Während  nun  die  aus  diesem  Zustande  resultirenden 
Schwierigkeiten  für  die  dem  bayerischen  lypus  an- 
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{Tchörenden  Verfassungen  in  dem  § 4 des  mehrerwähnten 
Verfassungsverständnisses  von  1843  eine  von  Regierung 
und  Volksvertretung  anerkannte  verfassungsmässige 
Erledigung  gefunden  haben,  begegnet  im  Gebiete  des 
preussisch-deutschen  Rechts  die  Frage,  ob  ein 
periodisches  Budgetgesetz  die  verfassungsmässig  uner- 
lässliche Ermächtigung  zur  Erhebung  von  Einnahmen 
und  zur  Leistung  von  Ausgaben  ist,  immerhin  manchen 
Bedenken,  da  die  apodiktische  Fassung  des  Art  09  R.-V. 
die  Fortführung  der  Staatsverwaltung  ohne  Etatsgesetz 
zunächst  als  verfassungswidrig  und  ungesetzmässig  er- 
scheinen lässtA) 

Hier  bewährt  sich  nun  aber  der  oben  geäusserte 
Grundsatz,  dass  das  Etatsgesetz  lediglich  die  Bedeutung 
hat.  das  Einverständniss  zwischen  Regierung  und  Volks- 
vertretung über  die  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit 
der  etatisirten  Ausgabe  zu  konstatiren,  dass  dasselbe  da- 
gegen regelmässig  keinerlei  constitutive  Wirkung  be- 
züglich der  Rechtmässigkeit  der  bezüglichen  Ausgaben 
besitzt  Die  rechtliche  Grundlage  für  die  Leistung  von 
Ausgaben  liegt  vielmehr  regelmässig  nicht  in  dem  Etats- 
gesetz. sondern  in  anderweitigen  gesetzlichen  Vorschriften. 
Ebenso  empfangen  auch  die  Mehrzahl  der  Einnahmen 
des  Reiches,  wie  oben  des  Näheren  ausgeführt,  ihren 
Rechtsgrund  nicht  erst  aus  dem  Etatsgesetz,  sondern  sie 
können  und  müssen  unabhängig  von  dem  Zustandekommen 
des  Etatsgesetzes  erhoben  werden.  So  ist  insbesondere 
die  Steuererhebung  — im  Gegensätze  zu  den  Bestim- 
mungen des  bayerischen  Rechts  und  der  ihm  verwandten 
Rechte  - nicht  an  die  alljährliche,  beziehungsweise  für 
jede  Budgetperiode  zu  wiederholende  Festsetzung  des 
Steuerfusses  durch  das  Auflagen-  oder  Finanzgesetz  ge- 


>)  Vgl.  oben  mehrfach  über  den  Gegensatz  von  Laband  und 
Zorn,  Martitz,  Hänel. 
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knüpft.  Das  Nichtzustandekoinmen  des  Etatsgesetzes  hat 
also  weder  ein  Versiegen  der  Staatseinnahmen,  noch  cm 
Stillstehen  der  Staatsausgaben  zur  Folge.  Das  gesiumnte 
Getriebe  der  Staatsverwaltung  fungirt  auch  ohne  Etats- 
gesetz weiter,  und  zwar  fungirt  es  weiter  m durchaus 
normaler  verfassungsmässiger  Weise.  Die  wesentliche 
Folge  des  etatslosen  Zustandes  ist  in  der  Haiip  - 
Sache  nur  die  einer  quantitativen  und  qua  i- 
tativen  Steigerung  der  Verantwortlichkeit  der 
Regierung.  Die  Regierung  trägt  nämlich,  da  sie  nicl 
wie  im  Regelfälle  durch  das  verfassungsmassig  voi^e- 
schriebene  Bestehen  eines  Etatsgesetzes  von  ihrer  Ver- 
antwortlichkeit im  Voraus  entbunden  ist,  für 
nahmen  und  Ausgaben,  welche  sie  macht,  formell  c le 
staatsrechtliche  Verantwortung.  Und  zwar  zeig  sic 
hier  nochmals  ein  grundsätzlicher  Unterschied 

gegenüber  dem  Systeme  des  bayerischenRechtes 

Während  dort,  wo  die  Budgetfeststellung  ihrem  inneren 
Wesen  entsprechend  auch  von  Rechtswegen  nur  als 
Verwaltungsakt  der  Regierung  erscheint,  und  wo  das 
vorgelegte  Budget  demgemäss  auch  ohne  Vereinbarung 
mit  der  Volksvertretung  gewisse,  für  die  Verantvi^rtlic  - 
keit  relevante  Folgen  äussert,  gilt  nach  dem  Rechte 
des  Deutschen  Reiches  das  von  der  Regierung  aut- 
gestellte  Budget,  wenn  es  die  von  der  Verfassung  er- 
forderte Zustimmung  der  Volksvertretung  nicht  erha  . 
pro  non  scripto.  Auch  für  solche  Budgetposten,  wdche 
bei  der  Specialberathung  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tages erlangt  haben  und  welche  die  Natur  eines  zur  Zeit 
der  Etatsberathung  bestimmt  voraussehbaren  Staatsbe 
dürfnisses  hatten,  trägt  die  Regierung  die  volle  formelle 
Verantwortung,  weil  die  Reichsverfassung  le 

‘)  Diese  Abweichung  lässt  auch  Georg  Meyer,  Reiehsstaats- 
recht,  S.  09 1,  gelten. 
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Entlastung  von  der  Verantwortung  an  die  Form 
des  Gesetzes  knüpft. 

Die  Regierung  ist  also  beim  Fehlen  der 
anticipirten  generellen  Entlastung  dureh 
das  Etatsgesetz  verpflichtet,  in  gleieher 
Weise,  wie  sie  es  sonst  mit  Bezug  auf  Etats- 
abweichungen zu  thun  hat,  für  jede  einzelne 
Einnahme  und  Ausgabe  die  Verantwortung 
gegenüber  der  Volksvertretung  zu  über- 
nehmen und  den  Beweis  ihrer  staatsrecht- 
lichen Noth  Wendigkeit  oder  Zw'cckmässig- 
keit  zu  führen. 

Die  Unannehmlichkeiten,  welche  sich  für  die  Re- 
gierung an  die  Inanspruchnahme  ihrer  Verantwortlichkeit 
knüpfen,  sind  selbst  da,  wo  der  Fall  der  Versagung  der 
Decharge,  wie  die  Frage  der  Verantwortlichkeit  über- 
haupt keine  nähere  gesetzliche  Regelung  gefunden  haben, 
von  so  starkem  Gewicht^),  dass  sie  die  Macht  in  sich 
tragen,  den  Fall  des  Nichtzustandekommens  eines  Etats- 
gesetzes, soweit  es  an  der  Regieriing  liegt,  zu  einem 
möglichst  seltenen  zu  machen. 


’)  Bezüglich  der  Verantwortlichkeit  des  Reicliskanzlers  vgl. 
Laband  I.  338  gegen  v.  S ey  del,  K.-V.,  1.  Auil.  S.  121)  und  neuerdings 
V.  Sevdel.  R.-V.,  2.  Aufl.  S.  175  ft*.,  insbesondere  S.  ISO. 
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§ 2 

Die  badische  Verfassiingsurkuiide. 

Die  badische  Verfassungsurkunde  vom  22.  August 
des  Jahres  1818  konnte,  da  das  Grossherzogthum  Baden 
sich  damals  eben  erst  aus  einem  bunten  Gemenge  kleinerer 
Staatengebilde  zu  einem  einheitlichen  Staatswesen  con— 
solidirt  hatte,  nicht  wie  die  bayerische  Constitution  an 
eine  dem  ganzen  Staate  gemeinsame  Geschichte,  an  ge- 
meinschaftliche staatliche  Einrichtungen  seiner  einzelnen 
Bestandtheile  anknüpfen.  Soweit  in  den  einzelnen  Theilen 
des  neugeschalfenen  Staates  ehedem  Landstände  und 
Landtage  bestanden  hatten,  waren  diese  Einrichtungen 
bereits  im  17.  Jahrhundert  aus  der  Uebung  gekommen; 
ebenso  wie  in  den  altbadischen  Gebietstheilen  hat  auch 
in  den  Neuerwerbungen  Carl  Friedrichs,  des  Gründers 
des  Grossherzogthums  Baden,  eine  völlig  unbeschränkte 
Landeshoheit  bestanden ; lediglich  der  Breisgau  hatte  sich 
zur  Zeit  seiner  Einverleibung  (1805)  noch  im  Besitze 
einer  landständischen  Verfassung  befunden,  die  aber 
durch  Carl  Friedrich  alsbald  aufgehoben  worden  war. 

Fehlt  so  für  das  badische  Budgetrecht  die  Möglich- 
keit eines  unmittelbaren  historischen  Zusammenhanges 
mit  den  alten  ständischen  Rechten,  so  zeigen  die  mehr- 
fach nach  bayerischem  Vorbilde  gestalteten  Bestimmungen 
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der  Ijjulisehen  Verfassungsurkumle  dennoch  eine  starke 
Heeinflussung  durch  ständische  Erinnerungen. 

Dies  äussert  sich  namentlich  darin,  dass  die  hadische 
Verfassung  in  ITehereinstinnnung  mit  der  bayerischen 
Constitution  das  Schwergewicht  tler  Mitwirkung  des 
Landtages  auf  die  Steuer bewilligung  legt,  und  dass 
sie  ebenso  wie  jene  die  Budgetfeststellung  nicht  an  die 
Form  des  Gesetzes  knüpft,  dem  [jandtage  also  nicht 
das  mit  der  Gesetzesform  des  Etats  begrifflich  verbundene 
Recht  der  Zustimmung  zu  den  Staatsausgaben 
zugesteht. 

Die  Entstehungsgeschichte  der  badischen  Verfassung 
lässt  namentlich  aus  dem  Grunde,  weil  der  letzte  von 
dem  Finanzrathe  und  nachmaligen  Staatsminister  Nebenius 
abgefasste  Entwurf  — von  der  Umgestaltung  des  § 59 
über  die  Civilliste  und  deren  Radizirung  auf  den  Doma- 
nialbesitz  abgesehen  — ohne  jede  wesentliche  x\enderung 
und  ohne  weitere  urkundenmässige  Coinmissionsbe- 
sprechung  als  Verfassungsurkunde  verkündet  wurde,  über 
die  Motive  der  einzelnen  Paragraphen  wenig  entnehmen. 

Der  Wortlaut  derjenigen  Bestimmungen,  welche  die 
Regelung  des  Budgetrechtes  der  badischen  Stände  ent- 
halten, welche  nahezu  zwei  Menschenalter  hindurch  die 
Basis  des  badischen  Etatsrechtes  bildeten  und  auch  heute 
noch  trotz  der  Wandlungen  der  Praxis  und  der  Weiter- 
bildung der  Gesetzgebung  als  die  verfassungsmässige 
Unterlage  für  die  Beurtheilung  dieser  Rechtsinaterie  be- 
trachtet werden  müssen,  ist  der  folgende: 

53.  Ohne  Zustimmung  der  Stände  kann  keine 
Auflage  ausgeschrieben  und  erhoben  werden.“ 

„§  54.  Das  Auflagengesetz  wird  in  der  Regel  für 
z\vey  Jahre  gegeben.  Solche  Auflagen  jedoch,  mit  denen 
auf  längere  Zeit  abgeschlossene  Verträge  in  unmittel- 
barer Verbindung  stehen,  können  vor  Ablauf  des  be- 
treffenden Contractes  nicht  abgeändert  werden.“ 
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„§  55.  Mit  dem  Entwurf  des  Auflagen-Gesetzes 
wird  das  Staatsbudjet  und  eine  detaillirte  Uebersicht 
über  die  Verwendung  der  vervvilligten  Gelder  von  den 
früheren  Etatsjahren  übergeben.  Es  diirf  dann  kein 
Posten  für  geheime  Ausgaben  Vorkommen,  wofür  nicht 
eine  schriftliche,  von  einem  Mitglied  des  Staatsmim- 
steriums  contrasignirte,  Versicherung  des  Grossherzogs 
beygebracht  wird,  dass  die  Summe  zum  wahren  Besten 
des  Landes  verwendet  worden  sey,  oder  verwendet 

werden  solle.“ 

„§  56.  Die  Stände  können  die  Bewilligung  der 
Steuern  nicht  an  Bedingungen  knüpfen.“ 

„§  57.  Ohne  Zustimmnng  der  Stände  kann  kein 
Anlehen  gültig  gemacht  werden.  Ausgenommen  sind“  etc. 

„§  58.  Es  darf  keine  Doraaine  ohne  Zustimmnng 
der  Stände  veräussert  werden.  Ausgenommen  sind . .“  etc. 

§ 59  Abs.  1 betrifft  die  Verwendung  des  Domainen- 

Ertrages  für  die  Civilliste. 

Abs.  2 bestimmt  „die  Civilliste  kann,  ohne  Zustim- 
mung der  Stände,  nicht  erhöhet  und,  ohne  Bewilligung 
des  Grossherzogs,  niemals  gemindert  werden. 

„§  60.  Jeder  die  Finanzen  betreffende  Gesetzes- 
Entwurf  geht  zuerst  an  die  zweyte  Kammer,  und  kann 
nur  dann,  wenn  er  von  dieser  angenommen  worden,  vor 
die  erste  Kammer  zur  Abstimmung  über  Annahme  oder 
Nicht-Annahme  im  Ganzen  ohne  alle  Abänderung  ge- 
bracht werden.“ 

„§  61.  Tritt  die  Mehrheit  der  ersten  Kammer  dem 
Beschluss  der  zweyten  nicht  bey,  so  werden  die  be- 
jahenden und  verneinenden  Stimmen  beyder  Kammern 
zusammengezählt  und  nach  der  absoluten  Mehrheit 
sämmtlicher  Stimmen  der  Stände-Beschluss  gezogen.“ 

„§  62.  Die  alten  auch  nicht  ständigen  Abgaben 
dürfen  nach  Ablauf  der  Verwilligungszeit  noch  Sechs 
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Monate  fort  erhoben  werden,  wenn  die  Stände-Ver- 
sanimlung  aufgelöset  wird,  ehe  ein  neues  Budjet  zu 
Stande  kommt,  oder  wenn  sich  die  ständischen  Be- 
rathungen verzögern.“ 

63.  Bey  Rüstungen  zu  einem  Kriege  und  wäh- 
rend der  Dauer  eines  Kriegs  kann  der  Grossherzog,  zu 
schleunigen  und  würksamen  Erfüllung  seiner  Hundes- 
pflichten, auch  vor  eingeholter  Zustimmung  der  Stände, 
gültige  Staatsanlehen  machen  oder  Kriegssteuern  aus- 
schreiben. Für  diesen  f all  würd  den  Ständen  eine 
nähere  Einsicht  und  Mitwirkung  in  der  Verwaltung  in 

der  Art  eingeräumt“.  . etc. 

An  diese  Bestimmungen  schliessen  sich  noch  zwei 
weitere  Paragraphen  an,  welche  die  Theilnahme  der 
Stände  an  der  Verfassungsgesetzgebung  und  an  den 
anderen,  die  Freiheit  der  Personen  oder  das  Eigenthum 
der  Staatsangehörigen  betreffenden  Landesgesetzen  regeln 
und  damit  den  Abschluss  des  IV.  Capitels  der  Verfassungs- 
urkunde über  die  „Wirksamkeit  der  Stände“  bilden. 

Auf  der  Basis  dieser  Verfassungsbestimmungen  hat 
sich  unter  dem  Einflüsse  einer  achtzigjährigen  parla- 
mentarischen Praxis  und  unter  dem  mächtig  wirkenden 
Eindrücke  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches  und 
der  damit  in  Zusammenhang  stehenden  b ortbildung  der 
Gesetzgebung  ein  eigenartiges  Budgetrechtssystem  in 
Baden  entwickelt. 

*)  Vgl.  V.  Weiler,  Das  Staatsrecht  etc.  des  Grossh.  Baden, 
Archiv  f.  Rechtspflege  etc.  v.  Duttlinger,  Frhr.  v.  Weiler  und  v. 
Kettenaker,  III  B.,  2.  Heft,  Freiburg  18.^3;  Pfister,  Geschichtl- 
Entwicklung  des  Staatsrechts  des  Grossh.  Baden,  2 Bände,  Heidelberg, 
1836  und  1838;  Schenkel,  Das  Staatsrecht  des  Grossh.  Baden, 
Handbuch  des  öff.  Rechts  B.  Ht,  Halbband  I,  Abth.  3,  Freiburg  1884 ; 
Ros  in,  Badische  Verfassungsgesetze,  B.  1,  Freiburg  1893;  Wiel  an  dt. 
Das  Staatsrecht  des  Grossh.  Baden,  Handbuch  des  öff.  Rechts  III, 
I,  3,  Freiburg  1895;  Bin  ding.  Die  Verfassung  des  Grossh.  Baden, 
Leipzig  1899,  sowie  die  im  Folgenden  berücksichtigte  Einzellitteratur. 


Eine  zusammenfassende,  dogmatische  Darstellung  der 
Grundprincipien  des  badischen  Budgetrechtes  ist  einer 
späteren  Arbeit  Vorbehalten,  welcher  zunächst  noch  eine 
Schilderung  der  parlamentarischen  Praxis  und  der  ge- 
setzgeberischen Fortentwicklung  des  badischen  Etats- 
rcchts  im  verflossenen  Jahrhundert  vorausgehen  soll. 

Hier  wird  vorerst  nur  die  budgetrechtliche  Praxis 
der  badischen  Landtage  bis  zum  Jahre  1828  zur  Dar- 
stellung kommen.  Gerade  die  Anfänge  des  badischen  Bud- 
getrechtes sind  es,  welche  dessen  ursprüngliche  Principien 
am  deutlichsten  hervortreten  lassen  ! 
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Die  parlamentarische  Praxis  bis  182S. 

Die  Entwicklung  des  badischen  Budgetrechtes  lässt 
mehrere,  bald  mehr,  bald  weniger  scharf  abgegrenzte 
Perioden  unterscheiden,  welche  entsprechend  der  That- 
sache,  dass  das  Budgetrecht  nach  seiner  Entstehung  wie 
nach  seiner  Anwendung  ein  wesentlich  politisches  Recht 
ist  und  daher  vielfach  dem  Einflüsse  politischer  Ereig- 
nisse unterliegt,  den  inneren  Grund  ihrer  Abthedung  vor- 
nehmlich in  politischen  Verhältnissen  finden. 

So  zerfällt  auch  das  erste  Jahrzehnt  constitutionellen 
Lebens  in  Baden  in  zwei  unter  sich  deutlich  abgegrenzte 
Zeitabschnitte:  Die  Zeit  vom  Inkrafttreten  der  Verfassung 
bis  zum  Jahre  1824  und  von  dahin  bis  zum  Schlüsse 
des  Landtages  im  Jahre  1828;  die  äussere  Grenzscheide 
bildet  die  Auflösung  des  zweiten  Landtages  im  Jahre  1824. 

A.  Die  I.  Periode.’) 

(vom  1.  Landtage  im  Jahre  1819  bis  zur  Auflösung  des 
2.  Landtages  im  Jahre  1824;  Carlsbader  und  Wiener 

Ministerconferenzen.) 

Noch  ehe  die  badische  Verfassung  praktisch  in’s 
Leben  getreten  war,  hatte  deren  Schöpfer.  Grossherzog 
Karl,  das  Zeitliche  gesegnet.  Sein  Nachfolger,  Gross- 

M Vgl.  über  diese  Zeit:  von  Weech,  Aus  alter  und  neuer 
Zeit,  Leipzig  1878,  S.  104,  „Die  Anfänge  des  constitutionellen 
Lebens  in  Baden';  von  Weech,  Badische  Geschichte,  Karlsruhe 

181)0,  S.  524  if. 
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herzog  Ludwig,  aufgewachsen  in  der  fridericianischen 
Heeresschule,  ein  überzeugter  Anhänger  der  absolutistischen 
Ideen  IViedrichs  des  Grossen,  ein  Feind  Frankreichs  und 
der  von  diesem  Lande  ausgehenden  freiheitlichen  Ström- 
ungen, war  dem  modernen  Constitutionalismus  nicht 
freundlich  gesinnt.  Wenige  Tage  vor  der  Eröffnung  des 
ersten  badischen  Landtages  hatte  die,  allgemein  als 
Symptom  des  Aufruhrs  aufgefasste  Ermordung  Kotzebue’s 
auf  badischem  Boden  die  der  Betheiligung  des  Volkes 
an  der  Regierung  ohnehin  misstrauisch  gegenüberstehenden 
leitenden  Kreise  in  lebhafte  Aufregung  versetzt  und  Hess 
sie  mit  Besorgniss  der  ersten  Entfaltung  der  constitutio- 
nellen Rechte  entgegensehen.  ’) 

Unter  ungünstigen  Auspizien  trat  der  erste  badische 
Landtag  zusammen. 

Gleichwohl  kam  Grossherzog  Ludwig  den  auf  den 
22.  April  1819  einberufenen  Landständen  zunächst  mit 
Wohlwollen  entgegen  und  bekundete  ausdrücklich  seinen 
Willen,  „Sinn  und  Wortlaut  der  Verfassung  heilig  zu 
halten“. 

Ungefähr  drei  Wochen  nach  dem  ersten  Zusammen- 
tritt des  Landtages  wurde  diesem  durch  den  Finanz- 
minister  Freiherrn  von  Fischer  „das  Budget  für  das 
Jahr  1819“,  „das  Finanzgesetz  für  die  Jahre  1819  und 
1820“  und  „der  Etat  der  Amortisationskasse  für  die 
Jahre  1819  und  1820“  vorgelegt;  acht  Tage  später 
wurde  das  Budget  pro  1819  unter  Hinweis  auf  den  Be- 
ginn des  Rechnungsjahres  mit  1.  Juni  1819  provisorisch 
in  Vollzug  gesetzt. 

Die  als  „Entwurf  des  Finanzgesetzes  für  die  Jahre 
1819  und  1820“  bezeichnetc  Regierungsvorlage  enthält 
unter  Tit.  I zunächst  „Allgemeine  Bestimmungen“,  welche 
sich  insbesondere  auf  die  Amortisationskasse  beziehen; 

Pertz,  Aus  Steins  Leben,  Berlin  18ü(5,  IT.  S.  417;  Frhr. 
V.  And  law,  Mein  Tagebuch,  Frankfurt  a.  M.  1862,  B.  I.  S,  101  fl. 
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Tit.  II  handelt  sodann  „Von  den  Rückständen  und 
Zahlungsresten  früherer  Jahre“;  Tit.  III  und  IV  führen 
die  Ueberschriften  „Budget  für  das  Jahr  1819“  und  be- 
ziehungsweise „Budget  für  das  I inanzjahr  1820  und 
enthalten  je  einen  Artikel : Art.  9 setzt  die  ordentliche 
Bruttoeinnahme  auf  9,185,288  fl,  fest,  wovon  nach  Ab- 
zug der  Lasten  und  Vorwaltungskosten  „die  reine  Ein- 
nahme von  7,193,041  fl.  Vs  kr.  . . zur  Deckung  der 
Staatsbedürfnisse  und  Dotirung  der  btaatschuldentilgungs- 
Ivasse  nach  dem  anliegenden  Etat  bestimmt  ist  ; 
Art.  10  besagt:  „Die  Einnahmen  und  Ausgaben  sind  wie 
für  das  Jahr  1819  festgesetzt,  mit  folgenden  Ausnahmen“  .. . 
Die  folgenden  Titel:  V „Directe  Steuern“,  VI  „Indirecte 
Steuern“,  VII  „Regalien“  und  VIII  „Gerichts-  und  Polizei- 
Taxen,  Sportei  und  Stempel“  enthalten  Bestimmungen 
über  die  Erhebung  der  Staatseinnahmen  (unter  Andern) 
in  Art.  11  die  Festsetzung  des  Steuerfusses  auf  20  kr. 
vom  100  fl.  Steuerkapital),  die  Tit.  IX  mit  XVI  betreffen 
allgemeine  Anordnungen  über  die  Ausgabenetats  der  ein- 
zelnen Verwaltungszweige,  Tit.  XVII  bis  einschliesslich  XX 
beziehen  sich  auf  das  Budget  der  Amortisationskasse. 

Die  „summarische  Uebersicht  der  Staatseinnahme 
und  -Ausgabe  1819“  weist  unter  sechs  Titeln  mit  insge- 
sammt  siebzehn  ausgeschiedenen  Einzelposten  eine  Ge- 
sammteinnahme  von  9,185,288  fl.  4 kr.  und  unter  fünf 
Ausgabetiteln  mit  vierzig  ausgeschiedenen  Einzelposten 
eine  Gesammtausgabe  von  gleicher  Höhe  aus;  einer  dei 
grössten  Einzelposten  ist  bemerkenswerther  Weise  die 
Position  IV  „Ausserordentliche  und  zufällige  Ausgaben“ 
mit  315,000  fl.  Das  Einnahme-  und  Ausgabebudget  zu- 
sammen füllen  in  der  Sammlung  der  gedruckten  Land- 
tagsprotokolle einen  Raum  von  drei  Druckseiten. 

An  der  Vorlage  des  Finanzministers  erscheint  be- 
achtenswerth,  dass  das  „Budget“,  wie  es  der  Vorschrift 
des  §55  der  Verfassungsurkunde  entspricht,  zwar  „mit 
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dem  Entwürfe  des  Finanzgesetzes,  aber  doch  äusserlich 
von  diesem  getrennt  übergeben  wurde,  so  dass  das 
Budget  auch  äusserlich  nicht  als  Gesetzesentwurf 
oder  als  Theil  eines  solchen  erscheint.  Anderer- 
seits ist  jedoch  zu  bemerken,  dass  der  gleichzeitig  mit 
dem  Budget  vorgelegte  Finanzgesetzentwurf  allerdings 
ausdrücklich  auf  den  „anliegenden  Etat“  Bezug  nimmt 
und  dass  überhaupt  der  Inhalt  dieses  Entwurfes  über  den 
Inhalt  eines  blossen  „Auflagegesetzes“,  welches  sich  seinem 
Namen  entsprechend  nur  mit  der  Ausschreibung  von 
Auflagen  zu  befassen  hätte,  erheblich  hinausging.  Es 
muss  hierauf  im  Hinblicke  auf  die  spätere  Entwicklung 
des  badischen  Budgetrechtes  um  so  mehr  aufmerksam 
gemacht  werden,  als  sich  so  bereits  in  der  ersten  Budget- 
vorlage die  später  noch  häufig  hervorti’etende  Unklarheit 
der  Regierung  über  den  Inhalt  der  ständischen  budget- 
rechtlichen Befugnisse  äussert. 


Obwohl  das  Budget,  wie  aus  der  obigen  Schilderung 
hervorgeht  und  wie  es  auch  bei  der  Neuheit  der  Sache 
kaum  anders  möglich  war,  nur  sehr  wenig  in’s  Detail 
ging,  so  anerkannte  die  Regierung  dennoch  ausgesprochener- 
maassen  grundsätzlich  an,  dass  „das  Finanzgesetz“  über 
alle  laufenden  und  über  alle  rückständigen  Einnahmen 
verfügen  müsse,  und  sah  daher  beispielsweise  in  Art.  V 
des  Entwurfes  ausdrücklich  die  Einnahmen  aus  Rück- 
ständen von  früheren  Jahren  bis  zum  1.  Mai  1817  zurück 
vor.  In  weiterem  bewusstem  Entgegenkommen  gegen  die 
Stände  gab  der  Etat  nicht  die  Netto-,  sondern  die 
Br u tto -Einnahme  an  und  entschied  damit  eine  Frage, 
welche  in  Bayern  lange  Zeit  hindurch  ein  Gegenstand 
des  Streites  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung 
war,  ohne  Weiteres  zu  Gunsten  der  letzteren.  Der  Ein- 
fluss, welchen  die  Stände  auf  Grund  ihres  Budgetrechtes 
auf  die  ganze  Staatsverwaltung  ausübten,  wurde  von  der 
Regierung  rückhaltslos  anerkannt.  So  bemerkte  beispiels- 
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weise  der  P5nanzminister  bei  der  Vorlage  des  F5nanz- 
gesetzes  zu  den  Ständen:  „Das  Recht  der  Abgaben- 
Verwillisuns,  das  sie  als  Volksvertreter  auszuüben  haben, 
ist  ohne  Zweifel  eines  der  theuersten,  welches  die  Ver- 
fassungsurkunde dem  Volke  zutheilt : — von  hohem 

Werthe.  man  mag  es  als  Schutzmittel  gegen  zwecklose 
Ausgaben  oder  gegen  eine  zu  weit  getriebene,  übel  ver- 
standene Sparsamkeit  der  Regierung  betrachten  . . 
Und  an  anderer  Stelle : ..Man  hat  geglaubt  . . . den 
Etat  . . . erhöhen  zu  müssen.  Wenn  Sie  indessen,  m.  H., 
nicht  geneigt  sein  sollten,  den  früheren  Ausgabenetat  zu 
erhöhen,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  sich  auf  das  Dringendste 
zu  beschränken^)  . . Finanzminister  von  Fischer 
ging  also  bereits  soweit,  von  dem  Abgabenverwillig- 
ungsrecht  der  Stände  zu  schliessen  auf  eine  Befugniss 
derselben,  den  Ausgabeetat  zu  bestimmen! 

Je  entgegenkommender  sich  die  Regierung  anfänglich 
dem  Landtage  gegenüber  zeigte,  um  so  weiter  suchte 
dieser  seinen  Einfluss  zu  erstrecken  und  um  so  mehr  be- 
mühte er  sich,  seine  Competenzen  zu  erweitern.  Die 
zweite  Kammer,  reich  an  geistig  hervorragenden  Männern, 
namentlich  Angehörigen  des  Beamtenstandes,  war  un- 
ermüdlich, unter  der  Führung  geistvoller  freiraüthiger 
Abgeordneter,  wie  des  Freiburger  Staatsrechtslehrers 
Professor  Duttlinger  und  des  Oberamtmannes  Freiherr 
von  Liebenstein,  die  Rechte  des  Volkes  in  weit- 
gehendster Weise  zu  interpretiren,  und  folgte  dabei 
weniger  dem  Wortlaute  der  Verfassungsurkunde  als  den 
ungeklärten  allgemeinen  Vorstellungen  und  Idealen  von 
Constitutionalismus  und  Volkssouveränität.  Das  gleiche 
Streben  zeigten  in  der  ersten  Kammer  der  als  Vertreter 
der  Universität  Freiburg  dorthin  entsandte  Professor  der 
allgemeinen  Geschichte,  des  Vernunftrechts  und  der  all- 

8)  L.-V.  1819,  II.  K.,  II.  2 S.  226;  Anhang  S.  1 ff.  Beil.  Nr.  45 
II.  1 S.  20,  36—55. 
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gemeinen  Staatswissenschaften  Carl  von  Rottcc  k und 
der  Bisthumsverweser  Freiherr  von  Wessen  borg. 

Die  geschäftliche  Behandlung  des  Budgets  erfolgte 
in  der  zweiten  Kammer  in  der  Weise,  dass  „zur  näheren 
Prüfung  des  von  der  h.  Regierung  vorgelegten  Finanz- 
gesetzes und  Budgets‘‘  eine  aus  22  Mitgliedern  bestehende 
Commission  ernannt  wurde,  welche  sich  in  3 Unterab- 
theilungen theilte,  deren  jeder  bestimmte  Budgets-Rubriken 
— Staatsausgabe,  Staatseinnahme,  Amortisationskasse  — 
zur  näheren  Prüfung  und  Berathung  zugewiesen  wurden. 
Die  einzelnen  Unterabtheilungen  („Haiiptsektionen“,  „Com- 
missionsabtheilungen“)  zerfielen  in  weitere  „Unteraus- 
schüsse“. Nach  Vollendung  ihrer  Arbeiten  legten  die 
verschiedenen  Abtheilungen  dieselben  in  den  Plenarsitz- 
ungen der  Budgetcommission  vor.  Die  letztere  fasste 
hierüber  ihre  Beschlüsse  und  wählte  aus  jeder  Abtheilung 
die  Berichterstatter,  welche  nun  durch  ausführliche  Vor- 
träge die  Kammer  in  den  Stand  setzten,  das  ihr  vorgelegte 
Budget  gehörig  zu  beraten  „und  darüber  im  constitutio- 
neilen Wege  zu  beschliessen“. 

Die  Berathung  der  Commissionsberichte  gab  der 
Kammer  Gelegenheit  zu  einer  scharfen  Kritik  aller  Zweige 
der  Staatsverwaltung,  die  „constitutionelle“  Beschluss- 
fassung aber  bestand  darin,  dass  die  Stände  ohne  Rück- 
sicht auf  öffentlich-rechtliche  Pflichten  des  Staates  (z.  B. 
auf  die  Pflichten  gegenüber  dem  deutschen  Bunde),  ohne 
Rücksicht  auf  wohlerworbene  Rechte  Dritter  (wie  bei- 
spielsweise der  Staatspensionisten),  und  unbekümmert  um 
das  Organisationsrecht  der  Regierung  (so  in  Bezug  auf 
das  Gesandtschaftswesen)  in  allen  Theilen  des  Etats  bei 

‘)  Die  Trennung  von  „Finanzgesetz“  und  ..Budget“  wurde  mich 
in  der  Kammer  ausdrücklich  betont;  vgl.  Vortrag  des  1.  Vize- 
präsidenten Dr.  Kern.  14.  VII.  1819;  L.-V.  1819  II.  K;  II.  8 
S.  5-8. 
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^'rossen  und  kleinen  Positionen  in  einem  solchen  Umfunge 
Abstriche  machten  — „Ersparungen  dekretirten“  nennt 
es  von  Rotteck  bezeichnender  Weise  — , dass  hiedurch 
der  Regierung  thatsächlich  ein  Fortführen  der  staatlichen 
Verwaltung  m den  bisher  bestehenden  Formen  unmöglich 
gemacht  worden  wäre  ^). 

Bei  der  in  den  Regierungskreisen  ohnehin  bereits 
vorherrschenden  Missstimmung  gegenüber  den  Ständen 
konnte  es  nicht  ausbleiben,  dass  die  Regierung  - an  der 
Spitze  der  constitutionsfeindliche  Minister  Freiherr  von 
Berstett  — den  ständischen  Ansprüchen  allmählich  mit 
zunehmender  Schärfe  entgegentrat  und  energisch  bemüht 
war,  ihr  Gebiet,  dessen  verfassungsmässige  Grenzen  ihr 
, allerdings  selbst  offenbar  nicht  vollständig  klar  waren  2), 
gegenüber  dem  Andringen  der  Stände  zu  vertheidigen’ 
Erhebliche  Abstriche  an  dem  in  Folge  der  Bundespflichten 
stark  angewachsenen  Militäretat  und  die  wenig  freundliche 
Art  der  Behandlung  der  Civilliste  veranlassten  endlich 
den  Grossherzog,  den  Landtag  am  28.  Juli  1819  mitten 
während  der  Budgetberathungen  — der  Einnahmeetat 

) Bemerkenswerth  wegen  seiner  correkten  Form  ist  ein 
Antrag  des  Abg.  Adrians  auf  eine  Erhöhung  des  Aus- 
gabebudgets. Der  von  dem  Genannten  mündlich  vorgetragene 
Antrag  ging  nämlich  dahin:  „Die  . . . Kammer  wolle  S.  K.  H.  den 
Grossheizog  um  den  Vorschlag  eines  Gesetzes  bitten,  wodurch  der 
Landes-Universität  Freihurg  aus  der  allgemeinen  Staatskasse  ein 
hinreichender  Zuschuss  zu  Theil  wird.“  Nach  der  mündlichen  Be- 
gründung dieser  Motion  erklärte  der  anwesende  Regierungs-  Commissär 
V.  Baur  „man  werde  der  Berathung  des  Antrages  nicht  entgegen 
sein“,  man  habe  ,,gegen  die  Berathung  des  Antrags  nichts  einzii- 
w enden“,  worauf  von  der  Kammer  erst  „die  Berathung  des  Antrags 
und  die  Verweisung  an  die  Abtheilungen“  beschlossen  wurde.  (E.-V. 
1819,  II.  K. : H.  3,  S.  106  ff. 

-)  Der  berufenste  Interpret  der  Verfassung  — Nebenius  — 
wurde  aiiftallend  wenig  zu  den  Verhandlungen  zugezogen. 


war  überhaupt  noch  nicht  zur  Diskussion  gelangt  — un- 
verrichteter Dinge  nach  Hause  zu  schicken  ^). 

In  dem  Vertagungsrescripte  2),  welches  der  zweiten 
Kammer  die  Verzögerung  der  Budgetberathungen  vorhielt 
und  namentlich  hervorhob,  dass  „manche  unzarte  Be- 
merkungen“ „gegen  wohlerworbene  Rechte  und  darauf 
gegründete  Ansätze“  diese  Zögerungen  verschuldet  hätten, 
ist  zugleich  ausgesprochen,  „dass,  da  über  das  Finanz- 
gesetz keine  Vereinbarung  zu  Stande  gekommen  ist.  das 
der  zweiten  Kammer  vorgelegte  Budget  nunmehr  nach 
§ 82  der  Verfassungsurkunde  bis  zur  Vereinbarung  mit 
den  Ständen  provisorisch  inVollzug  gesetzt  werden  müsse.“ 

Die  Vertagung  des  Landtages,  welche  im  Grunde 
weniger  durch  verfassungsrechtliche  Streitigkeiten  als 
durch  Ursachen  allgemeinerer,  politischer  Natur  veran- 
lasst war,  war  ein  Zeichen  der  nahenden  Reaktion,  in 
welcher  damals  die  Mehrzahl  der  deutschen  Regierungen 
das  einzige  Rettungsmittel  gegenüber  der,  auch  in  Baden 
misslich  empfundenen  freieren  Entfaltung  der  Volkskräfte 
erblickte. 

Unmittelbar  nach  der  Entlassung  der  Volksvertreter 
reiste  der  Staatsminister  Freiherr  von  Berstett  zu  den  be- 
reits vorher  verabredeten,  durch  den  Staatskanzler  Fürst 
Metternich  einberufenen  Ministerkonferenzen  nach  Carls- 
bad  ab.  Seine  Absicht  war,  dort  „eine  douce  violence 
zu  provoziren“,  um  dadurch  zu  Hause  „persönlichen  Ver- 
legenheiten zu  begegnen“ ; er  ging  entgegen  dem  Willen 
des  Grossherzogs,  aber  im  Einverständnisse  mit  dem  öster- 
reichischen Staatskanzler  Fürsten  Metternich  mit  nichts 
Geringerem  um,  als  die  badische  Verfassung  aufzuheben 

')  Vgl.  V.  Soiron,  „Ueberblick  des  badischer  Verfassungs- 
lebens, mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Richtung  und  Thätigkeit 
der  Partheien  in  der  zweiten  Kammer“,  Vaterländ.  Hefte,  Karlsruhe 
1843,  B.  I,  S.  245  ff. 

*)  Vgl.  Müller,  Badische  Landtagsgeschichte,  Berlin  1900,  S.  206. 
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und  die  uiibcquenien  bcschliessenden  Ötände  dureli  be- 
ratbcnde  zu  ersetzen  ^). 

Den  Hauptgegenstand  der  von  9 deutschen  Staaten 
beschickten,  in  der  Zeit  vom  (>.  August  1819  bis  1.  Sep- 
tember gl.  J.  zu  Carlsbad  abgehaltenen  Ministerconferenzen 
hatte  nach  den  vorher  getroffenen  Verabredungen  neben 
der  Einleitung  strengerer  Massregeln  gegen  Presse,  Uni- 
versitäten und  Schulen  und  der  Schaffung  einer  proviso- 
rischen Rundesexekutionsordnung  die  Auslegung  und  nähere 
Entwicklung  des  Art.  13  der  deutschen  Bundesakte  2)  und 
die  Feststellung  bestimmter  Grenzen  für  die  Rechte  der 
Einzel-Landtage  bilden  sollen.  Indessen  wurde  die  bundes- 
gesetzliche Auslegung  des  Art.  13  Seitens  der  Congress- 
mächte  auf  die  für  den  Herbst  des  gleichen  Jahres  in 
Aussicht  genommenen  Wiener  Cabinetsconferenzen  ver- 
schoben und  vorläufig  nur  der  allgemeine  Grundsatz  auf- 
gestellt. dass  die  deutschen  Regierungen  bis  zum  Erlasse 
eines  Bundesgesetzes  dem  Art.  13  mir  eine  „der  Auf- 
rechterhaltung des  monarchischen  Prinzips  und  des 

Bundesvereins  vollkommen  angemessene  Auslegung‘‘  geben 
würden  ^).  ” 


b Aegidi,  Die  Schlussakte  der  Wiener  Ministei-ial-Konferenzen 
II.  Abthl.,  Berlin  1869,  S.  2 ff.  80,  110,  93.  v.  Weech.  Corre- 
spondenzen und  Aktenstücke  etc.  S.  18.  Treitschke,  Deutsche 
Geschichte.  B.  II  S.  518  f.  P ertz,  Aus  Stein’s  Lehen,  B.  11.  S.  427  ff. 

elcker,  Wichtige  Urkunden  für  den  llechtszustand  der  deutschen 
Nation  (Aus  den  Papieren  von  J.  L.  Klüber),  5Iannheim  1844; 

insbes.  S.  104  ff.  L.  Häusser,  Denkwürdigkeiten  zur  Geschichte 
der  badischen  Revolution,  S.  15  f. 

„Tn  allen  Bundes-Staaten  wird  eine  landständische  Verfassung 
stattflnden.“  Klüber,  Akten  des  Wiener  Congresses,  Erlangen  1815 
B.  II  S.  606  ) & , 


Treitschk  e I.c.  II  S.  552  f.  559  f,  634,  III  S.  6. 
Correspondenzen  S.  18  ff.  v.  Lerche  nfeld.  Die  bayr 
und  die  Karlsbader  Beschlüsse,  Nördlingen  1883,  S.  47. 
I.c.  S.  181,  187,  220  f.  bis  S.  281;  295  f.  314.  p 
europäischen  Verfassungen,  I.  B.,  Leipzig  1832,  S.  21. 


V.  Weech, 
Verfassung 
W e 1 c k er, 
ölitz,  Die 
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Die  ('onfcrcnzbeschlüssc  wurden  am  20.  bept.  18PJ 
vom  Bundestag  zu  Frankfurt  a.  M.  angenommen  und  von 
Baden,  im  Gegensatz  zu  anderen  Bundesstaaten,  nament- 
lich Bayern,  ohne  Verfassungsvorbehalt  vollzogen  ^). 

Eine  gewisse  Ergänzung  erfuhren  die  Carlsbader  Be- 
schlüsse — freilich  nicht  immer  im  Sinne  der  persönlichen 
Wünsche  des  Freiherrii  von  Berstett  — durch  die  in  der 
Zeit  vom  20.  November  1819  bis  24.  Mai  1820  zur  näheren 
Ausführung  und  Entwicklung  der  Bundesakte  zu  Wien 
veranstalteten  Cabinetsconferenzen  2).  Aus  den  schriftlich 
vorgelegten  Anträgen  der  zur  Besprechung  des  Art.  13 
gebildeten  5.  Commission  (der  badische  Vertreter  Freiherr 
von  Berstett  gehörte  derselben  nicht  an)  erscheinen  für 
die  Gestaltung  des  Budgetrechts  folgende  Sätze  be- 
merkenswerth 

5.  Satz.  „Die  im  deutschen  Bunde  stehenden  souve- 
ränen Fürsten  dürfen  durch  keine  landständische  Ver- 
fassung an  der  Erfüllung  ihrer  bundesmässigen  Ver- 
pflichtungen gehindert  oder  darin  beschränkt  werden. ‘‘ 

6.  Satz.  „Da,  wo  landständische  Verfassungen  den 
Ständen  die  Bewilligung  der  Staatsabgaben  einräumen, 
stehet  dieser  Befugniss  die  Verbindlichkeit  der  Land- 
stände gegenüber,  die  zur  Vollziehung  der  Bundes- 
beschlüsse erforderlichen  Summen  zu  bewilligen.“ 

Der  bayerische  Bevollmächtigte,  Freiherr  von  Zentner, 
dessen  Bemerkungen  wegen  seiner  Eigenschaft  als  des  Autors 

')  Reg.-Bl.  Nr.  XXVI  v.  12.  Oktober  1819,  Sammlung  B.  2 S.  1512; 
Reg.- Bl.  Nr.  XXVIII  v.  10.  November  1819,  B.  2 S.  1519;  s.  auch 
Reg.-Bl.  Nr.  III  v.  16.  Februar  1821,  B.  2 S.  1598.  — Die  Bemerkung 
von  Welcker  I.c.  S.  408,  dass  die  Schlussakte  in  Baden  nicht  publizirt 
worden  sei  und  also  keine  Geltung  erlangt  habe,  beruht  auf  Irrthum. 

Pertz,  Aus  Stein's  Leben,  B.  IIS.  438  ff.  Welcker  I.c. 
S.  335  (Schreiben  des  Fürsten  Metternich  an  Frhr.  v.  Berstett); 
Pölitz,  a.  a.  O.,  S.  22  f. 

®)  A egidi.  Die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerial-Conferenzen 
I.  Abth.,  Berlin  1860,  S.  27  ff. 
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der  für  die  badische  Verfassung  vielfach  vorbildlichen 
bayerischen  Verfassungsurkunde  hier  von  Interesse  sind, 
schlug  vor,  die  beiden  Sätze  eventuell  in  der  Weise  zu- 
samnienzuziehen,  dass  unter  Weglassung  des  Satzes  G 
zu  Satz  5 der  Zusatz  gemacht  werde:  „Die  Landstände, 
welchen  durch  die  Verfassung  die  Bewilligung  der  Staats- 
abgaben zusteht,  dürfen  hienach  die  zur  Vollziehung  der 
Bundesbeschlüsse  erforderlichen  Leistungen  nicht  vei’- 
weigern.“  Der  mit  Berstett  zumeist  cooperirende 
nassauische  Bevollmächtigte  Freiherr  von  Marschall  D 
(der  Bruder  des  bei  den  badischen  Verfassungsverhand- 
lungen betheiligten  badischen  Ministers)  wünschte,  den 
Satz  6 entweder  ganz  wegzulassen,  oder  aber  eine  Be- 
stimmung darin  aufzunehmen,  „wodurch  die  Landstände 
namentlich  verpflichtet  wmrden,  auch  die  Leistungen  zur 
Erfüllung  der  für  die  inneren  Verwaltungsgegenstände 
bestehenden  Gesetze  nicht  zu  verweigern.“  Der  Moti- 
virung,  -.dass  aus  einer  ausdrücklichen  Erwähnung  der  in 
der  Bundespflicht  gegründeten,  und  gleichzeitiger  Nicht- 
erwähnung der  die  Landesverwaltung  angehenden  Lei- 
stungen in  einigen  Bundes-Staaten  die  irrige  Folgerung 
gezogen  werden  könnte,  als  hätten  nur  die  ersteren  vom 
Bunde  besonders  sanktionirt  und  gleichsam  privilegirt 
sein  sollen,“  wurde  jedoch  entgegengehalten,  „dass  der 
vorgeschlagene  Zusatz  den  eigentlichen  Standpunkt  ver- 
rücken möchte,  von  welchem  man  in  dieser  hVage  aus- 
gegangen sei,  und  welchem  gemäss  der  Bund  die  nähere 


‘)  lu  welchem  Sinne  Frhr.  v.  Marschall  den  Art.  XIII  der 
Bundesakte  ausgelegt  wissen  wollte,  erhellt  aus  einem  in  der  Zeit- 
schrift für  Deutsches  Staatsrecht  von  Aegidi  B.  I S.  149  fl’, 
abgedruckten  Memoire  des  Genannten  vom  17.  November  1819 
Bemerkungen  über  die  Königl.  Württembergische  A erfassungsurkunde 
in  Beziehung  auf  die  Verhältnisse  des  Königreichs  Württemberg  zum 
Deutscheif  Bunde.“  ferner  dessen  Votum  zu  den  Karlsbader 

Conferenzen  über  „landst’ändische  Verfassungen“  abgedr.  bei  W e 1 c k e r, 
Wichtige  Urkunden  etc.,  S.  274  f. 
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Einrichtung  der  Ständischen  Verfassungen,  unter  der 
alleinigen  Restriktion  der  Aufrechterhaltung  des  monarch- 
ischen Princips  und  der  Bundeseinheif,  als  innere  Landes- 
Angelegenheiten  betrachten  und  den  einzelnen  Regierungen 
überlassen  sollte.“  (1.  c.  S.  28.)  Die  Anträge  Zentner  und 
Marschall  wurden  abgelehnt,  Satz  6 wurde  gestrichen. 

Ebensowenig  fand  ein  späterer,  von  dem  h reiherrn 
von  Berstett  selbst  beim  Plenum  beantragter  Zusatz  zu 
Satz  o Annahme  „zu  diesen  Verpflichtungen  gehört  auch 
die  Aufrechterhaltung  wohlerworbener  und  durch  die 
Bundesakte  garantirter  Gerechtsame“,  durch  welchen 
Zusatz  bezweckt  war,  „die  Erhaltung  des  jetzt  bestehenden 
Rechtsstandes  zu  sichern,  und  gefährliche,  auf  Umstux'z 
bestehender  Institutionen  abzielende.  Theorien  unwirksam 
zu  machen.“  Der  Ausschuss  war  der  Meinung,  dass  alle 
durch  die  Bundes- Akte  garantirten  Gerechtsame  unter 
dem  Schutze  des  Bundes  stehen,  dass  die  Erfüllung  der 
von  den  Souverains  dadurch  übernommenen  Verpflich- 
tungen durch  keine  Landständische  Verfassung,  folglich 
auch  nicht  durch  die  Landstände  selbst  gehindert  werden 
könne,  dass  mithin,  was  hier  gewünscht  wird,  schon  durch 
den  fünften  Satz  gesichert  sei,  oder  an  einer  anderen 
Stelle  insbesondere  werde  gesichert  werden.“  (1.  c.  S.  44.) 

Auf  Grund  der  weiter  gepflogenen  Verhandlungen 
und  der  Schlussredaktion  vom  15.  Mai  1820  fand  der 
mehrerwähnte  Satz  5 in  der  am  8.  Juni  1820  vom  Frank- 
furter Bundestag  als  Bundesgesetz  erklärten  „Schlussakte 
der  über  Ausbildung  und  Befestigung  des  Bundes  zu 
Wien  gehaltenen  Ministerialconferenzen“  mit  unwesent- 
lichen Abänderungen  als  Art.  58  Aufnahme.  Er  steht 
dort  in  unmittelbarem  Zusammenhänge  mit  dem  ihm 
vorangestellten  Art.  57,  auf  dessen  Redigirung  bei  den 
Conferenzen  besonderes  Gewücht  gelegt  wurde.  Die 
beiden  Sätze,  welche  fortan  noch  oft  die  badische  Re- 
gierung in  ihrem  Widerstande  gegen  berechtigte  und 
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niiberechtif^tc  Wünsclie  der  Stünde  stürken  sollten  *), 
haben  bienach  folgenden  Wortlaut: 

„Art.  LVII.  Da  der  deutsche  Bund,  mit  Aus- 
nahme der  freien  Städte,  aus  sou verainen  Fürsten 
besteht,  so  muss,  dem  hierdurch  gegebenen  Grund- 
begriffe zufolge,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem 
Oberhaupte  des  Staates  vereinigt  bleiben,  und  der 
Souverain  kann  durch  eine  landständische  Verfassung 
nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mit- 
wirkung der  Stände  gebunden  werden.“ 

„Art.  LVIII.  Die  im  Bunde  vereinten  souverainen 
bürsten  dürfen  durch  keine  landständische  Verfassung  ^ 
in  der  Erfüllung  ihrer  bundesmässigen  Verpflichtungen 
gehindert  oder  beschränkt  werden.“  1.  c.  Abt.  I S.  44, 
‘205,  219,  296  f.,  356.) 

V\  enn  die  bundesmässige  Anerkennung  gewisser 
Grenzen  der  landständischen  Rechte  immerhin  als  ein 
nicht  unwesentlicher  Erfolg  des  Freiherrn  von  Berstett 
und  seiner  Gesinnungsgenossen  bezeichnet  werden  muss, 

')  Die  von  der  Regierung  durch  diese  Sätze  erstrebte  Stärkung 
ihrer  Position  gegenüber  den  Ständen  war  in  Wirklichkeit  allerdings 
mehr  von  politischer  als  wie  von  staatsrechtlicher  Bedeutung.  Denn 
an  und  für  sich  besagt  Art  ö7  für  Baden  nichts,  was  nicht  nach  dem 
Wortlaute  des  § 5 der  bad.  V.-U.  „Der  Grossherzog  vereinigt  in 
sich  alle  Rechte  der  Staatsgewalt,  und  übt  sie  unter  den  in  dieser 
Verfassungsurkunde  festgesetzten  Bestimmungen  aus“  ohnehin  schon 
geltendes  Recht  gewesen  wäre.  Und  ebenso  kommt  aucli  in  Art.  58 
lediglich  ein,  von  Laband  und  seinen  Anhängern  (vgl.  oben  S.  35)  heute 
als  selbstverständliche  Einschränkung  des  ständischen  Budgetrechts 
anerkannter  Grundsatz  zum  Ausdruck,  dass  nämlich  die  Stände  den 
staatsrechtlich  nothwendigen  Ausgaben  — wozu  damals  zweifellos 
die  bundesmässigen  Verpflichtungen  gehörten  — ihre  Anerkennung 
nicht  versagen  können.  Diese  Auffassung  war  aber  offenbar  in  den 
Anfangsjaliren  des  constitutioneilen  Lebens  etwas  so  Ungewohntes  und 
schien  der  Regierung  gegenüber  den  Ständen  so  schwierig  zu  ver- 
treten, dass  sie  es  vorzog,  die  Proklamirung  dieser  Wahrheit  dem 
Bunde  zu  überlassen,  und  sich  durch  diesen  den  Rücken  zu  decken. 
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so  blieb  derselbe  doch  weit  hinter  dessen  ursprünglichen 
Wünschen  zurück  und  nur  ungern  wohl  mochten  die 
badischen  Bevollmächtigten  Berstett  und  Frhr.  v.  Tetten- 
born bei  der  Unterzeichnung  der  Schlussakte  der  be- 
sonderen Befriedigung  ihres  Souveräns  über  den  Verlauf 
der  Conferenzen  Ausdruck  geben.  Da  Freiherr  v.  Ber- 
stett indessen  nicht  verkennen  konnte,  dass  er  von  Aussen 
keine  Unterstützung  gegen  die  badischen  Landstände 
zu  erwarten  habe,  musste  er  sich  wohl  oder  übel  ent- 
schliessen,  nunmehr  durch  Versöhnung  mit  den  Land- 
ständen den  inneren  Frieden  zu  erhalten '). 

Am  25.  Juni  1820  traten  die  Landstände,  von  der 
Regierung  freundlich  begrüsst,  auf  den  Ruf  des  Gross- 
herzogs wieder  zusammen.^)  Sofort  in  der  ersten,  der 
feierlichen  Wiedereröffnung  des  Landtags  folgenden 
Sitzung  wurde  das,  wie  der  Finanzminister  bemerkte, 
mit  möglichster  Berücksichtigung  der  von  den  Ständen 
geäusserten  Wünsche  rectificirte  Budget  für  die  Jahre 
1820  und  1821  vorgelegt.  Der  Etat,  welcher  in  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  eine  geringe  Vermehrung  vorsieht, 
war  dem  des  Jahres  1819  im  Wesentlichen  nachgebildet, 
zeigte  jedoch,  wenn  auch  noch  in  dem  kleinen  Rahmen 
von  zehn  Ocfav-Druckseiten,  immerhin  bereits  eine  etwas 
grössere  Specialität  als  jener. 

Die  Kammer  bewies,  obwohl  es  auch  dieses  Mal 
mehrfach  zu  erregten  Auseinandersetzungen  — nament- 
lich wegen  der  Urlaubsverweigerung  und  sonstiger  Fern- 
haltung einzelner  Abgeordneten  — kam,  im  Grossen  und 
Ganzen  ein  entschieden  grösseres  Entgegenkommen  gegen- 
über den  Regierungsforderungen  als  wie  im  Vorjahre.^) 

*)  Treitschke,  Deutsche  Geschichte,  B.  III  S.  49. 

V.  Ro  tteck  , Sammlung  kleinerer  Schriften,  B. TV,  Geschichte 
der  badischen  Landtage  von  1819 — 1832,  S.  100  fiP. 

Der  Budget-Entwurf  ist  nicht  mit  Einleitungsworten  versehen. 

V.  Rot^^eck  1.  c.  B,  IV.  S.  144,  145. 
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Es  wui’de  zwar  in  der  zweiten  Kammer  mehrfach  ernst- 
liche Klage  darüber  geführt,  dass  der  Finanzetat  sich 
statt  auf  Flechnungen  nur  auf  unzuverlässige  Voranschläge 
( gründe,  ,, obgleich  eine  Bewilligung  Ueberzeugung,  und 

diese  eine  Verbindlichkeit,  sie  zu  verschaffen  voraus- 
setzet^)"^  und  der  Abgeordnete  von  Städel  drohte  un- 
I widersprochen  mit  dem  „herrischen  Zwangsmittel“  des 

ständischen  „Ausgabenhewilligungsrechtes“,  aber  gleich- 
wohl Hess  sich  die  Kammer,  noch  ehe  es  zu  einer 
Wiederholung  der  vorjährigen  Kämpfe  gekommen  war^). 
bereitwillig  zu  einem  U eher  einkom men  mit  der  Re- 
gierung herbei : 

Am  28.  Juli  1820  — der  Landtag  war  noch  kaum 
fünf  Wochen  versammelt  und  hatte  seit  zehn  Tagen 
überhaupt  keine  öffentliche  Sitzung  mehr  abgehalten  — 
verlas  der  Abgeordnete  H über  als  Referent  der  Budget- 
commission einen  Generalbericht  über  den  die  Ausgaben 
enthaltenden  Theil  des  Budgets,  in  welchem  lediglich 
eine  Zusammenstellung  der  Resultate  der  Einzelcommis- 
sionsberichte gegeben  war;  letztere  aber  waren  weder 
zur  Diskussion,  noch  überhaupt  auch  nur  zur  allgemeinen 
Kenntniss  gelangt^):  Hienach  wurde  der  Vorschlag  ge- 
macht, die  Kammer  solle  einerseits  an  den  von  der  Re- 
gierung pro  1820  und  1821  beanspruchten  Summen  von 

9.469.000  fl.  und  beziehungsweise  9,472,000  fl.  jährlich 

250.000  fl.  in  Abzug  bringen,  andererseits  die  Ausgaben 

')  L.-Y.  1820  II.  K.,  Prot.  v.  5.  VIII.  1820  H.  IV.  Beil. 
Nr.  68  S.  6. 

*)  Bei  den  stattgehabten  geheimen  ^'erhandIungen  hatten  nach 
der  Angabe  von  Rottecks  (1.  c.  IV  S.  108)  hauptsächlich  die  Abg. 
Duttlinger  und  von  Liebenstein  opponirt,  weil  nach  ihrer  Ansicht 
das  Abkommen  gegen  den  § 56  der  V.-U.  (Unzulässigkeit  von  Be- 
dingungen) verstiess ; Rotteck  selbst  bemerkt  jedoch  hiezu,  ein 
derartiger  contractus  fiduciae  lasse  sich  durch  keine  Constitution  der 
Welt  verbieten. 

ä)  L.-V.  1820  II  K.,  H.  III  S.  80  ff. 
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um  35.000  fl.  für  die  Universität  Freiburg  und  für  Unter- 
stützung der  Schullebrer  erhöhen.  Falls  die  Regierung 
sich  auf  diesen  Vorschlag  einlassen  und  folglich  die  im 
Budget  verzeichneten  und  von  der  Budgetcommission  um 
jährHch  35,000  fl.  vermehrten  Ausgabepositionen  gegen  ein 
um  250,000  fl.  pro  Jabr  vermindertes  Einnahmepauschale 
übernehmen  wolle,  verpflichtete  sich  die  Kammer  für  ihren 
Theil.  von  den  in  den  Specialberichten  der  Budget- 
commission beantragten  und  in  dem  Generalausgabs- 
bericht zusammengestellten  „Moderationen  und  Streich- 
ungen“ zu  abstrahiren.  Hiebei  wurde  jedoch  „die  ordent- 
liche Behandlung  und  Erledigung  über  die  Einnahmen 
und  das  Amortisationswesen“  ausdrücklich  Vorbehalten 
und  zugleich  eine  formelle  Verwahrung  dagegen  ausge- 
sprochen, dass  diese  nur  für  die  beiden  Rechnungsjahre 
1820  und  1821  vorgeschlagene  Ausgleichung  in  irgend 
einer  Hinsicht  für  die  Zukunft  präjudizire,  da  das  vor- 
gelegte Budget  hiedurch  weder  im  Ganzen,  noch  in  seinen 
einzelnen  Positionen  anerkannt  werden  wolle.  Die  Be- 
stimmung darüber,  bei  welchen  Einnahmeposten  die  vor- 
geschlagcne  Ersparniss  von  jährlich  250.000  fl.  zu  er- 
zielen sei,  sollte  der  Kammer  überlassen  bleiben,  wo- 
gegen es  der  Regierung  anheim  gestellt  wurde,  an  welchen 
Ausgabspositionen  die  nöthigen  Ersparungen  von  285,000  fl. 
gemacht  werden  wollen;  hiebei  sollte  aber  als  ausgemacht 
gelten,  dass  bei  dem  Aufwande  für  besondere  Staatsanstalten 
und  öffentliche  Arbeiten  und  bei  den  Positionen  für 
Schuldentilgung  und  Entschädigungen  keine  andere  Herab- 
setzung stattfinde  als  in  Betreff  der  Administrations- 
kosten. 

Der  Wunsch,  den  Uebergang  aus  der  bisherigen 
Budgetlosigkeit  auf  den  sicheren  Boden  einer  verfassungs- 
mässigen geregelten  Finanzwirthschaft  zu  beschleunigen 
und  das  der  Volksvertretung  übertragene  „heilige  Recht“ 

1)  L.-V  1820,  II  K.,  H.  3 S.  88  ff. 


— „das  Recht  der  Auflagenbewilligung  — der  Prüfung 
der  Staatshaushaltung'‘  — , endlich  zur  Wahrheit  zu 
machen,  andererseits  aber  die  Unmöglichkeit,  ohne  zu- 


verlässige, auf  Rechnung  gegründete  Etats  ein  sicheres 
Urtheil  über  das  Rudget  abgeben  zu  können,  vcranlasste 
die  zweite  Kammer,  einstimmig  ihr  Jawort  zu  dem  ge- 
schilderten Vergleiche  zu  geben.  Die  Regierung  erklärte 
sich  sofort  bereit,  die  Vorschläge  der  Budgetcommission 
„nach  ihrem  ganzen  Inhalte“  anzunehmen. 

Die  erste  Kammer  hatte  mit  Rücksicht  auf  die  §§  60 
und  61  der  Verfassungsurkunde  natürlich  keinerlei  Mög- 
lichkeit mehr,  den  von  der  zweiten  Kammer  mit  allen 
Stimmen  gutgeheissenen  Compromiss  zu  verhindern;  es 
fehlte  jedoch  nicht  an  Stimmen,  welche  erhebliche  Be- 
denken gegen  dieses  Abkommen  äusserten.  Namentlich 
war  es  der  Heidelberger  Staatsrechtslehrer  Carl  Salomo 
Zachariae,  welcher  sich  mit  einer  bei  seinen  sonstigen 
politischen  Gewohnheiten  auffallenden  Entschiedenheit 
gegen  das  der  Regierung  offenbar  erwünschte  Compromiss 
aussprach.  Von  seinem  Dogma  ausgehend,  dass  ein 
Budget,  „d.  h.  ein  den  gesammten  Staatshaushalt  während 
einer  bestimmten  Zeitfrist  betreffendes  Gesetz“  nicht  nur 
die  öffentlichen  Einnahmen,  sondern  auch  die  öffentlichen 
Ausgaben  im  Einzelnen  — für  Jede  einzelne  Gattung  der 
fetaatsbedürfnisse  — zu  bezeichnen  und  zu  bestimmen 
habe,  erklärte  er  es  für  höchst  bedenklich,  den  Einnahme- 
etat, wie  geschehen,  zu  kürzen  und  der  Regierung  die 
diesem  Abzüge  gemäss  erforderlichen  Ausgabeersparnisse 
zu  überlassen,  weil  auf  diese  Weise  der  Regierung  „eine 
V e r a n t w' 0 r tl i c h k e it  aufgebürdet  werde,  welche 
billig  von  der  Kammer  hätte  übernommen  oder  getheilt 
werden  sollen.^)  Den  Gedanken  der  Verantwortlichkeit 

0 L.-V.  1820,  I.  K.,  II.  5,  S.  854,  870  ff. 

*)  Das  den  Ständen  verfassungsmässig  zusteheiide  Recht,  „Die 
Minister  und  Mitglieder  der  obersten  Staatsbehörden  wegen  Ver- 
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führte  Zacharie  dann  noch  näher  dahin  aus,  dass  unter 
diesen  Umständen  die  obersten  Regierungsbehörden  der 
Gefahr  ausgesetzt  seien,  „w'enn  cs  in  den  Etatsjahren  1820 
in  dem  einen  oder  anderen  Theile  des  öffentlichen  Dienstes 
an  den  erforderlichen  Mitteln  gebricht“  . . . „in  I ällen,  in 
welchen  sie  nur  einer  gebieterischen  Nothwendigkeit 
w’cichen,  dennoch,  ja  nicht  ohne  Schein,  eines  Vergehens 
oder  eines  Versehens  beschuldigt  zu  werden.“ 

Der  richtige  Gedanke,  w'elcher  den  Ausführungen 
Zachariae ’s  zu  Grunde  lag,  dass  nämlich  der  Mangel 
eines  ordnungsmässig  anerkannten  Budgets  der  Regierung 
die  V eran  twortung  für  die  h ührung  des  Staatshaus- 
haltes auferlege  ^),  fand  damals  allerdings  noch  keine 
Beachtung.  Auch  der  Vertreter  der  Regierung,  Geheimer 
Referendär  Boeckh,  der  nachmalige  Finanzminister, 
schien  die  Bürde  der  Verantwortlichkeit  nicht  allzu  schwer 
zu  empfinden,  jedenfalls  erregte  ihm  dieselbe  weniger 
Bedenken  als  die  von  ihm  befürchtete  zu  bestimmte  Be- 
schränkung der  Mittel  für  einzelne  Zw’eige  des  Staats- 
haushaltes und  die  Gefahr  einer  weiteren  Gliederung  der 
Ausgaben  im  Einzelnen,  welche  die  Adrainistrativbehörden 
der  nothwendigen  Bewegungsfreiheit  beraube  und  unver- 
bindliche „Ueberschläge“  der  Regierung  mit  gesetz- 
licher Bestimmung  der  Art  und  Grösse  der  betreffenden 
Ausgaben  verwechsle. 

Aehnlich  wie  Boeckh  erklärten  sich  auch  der  Staats- 
minister Freiherr  von  Berkheim  und  Staatsrath  Frei- 
herr von  Türk  heim  gegen  eine  weitere  Specialisirung 
des  Budgets  und  für  die  Annahme  des  Uebereinkommens 

letzung  der  Verfnssung  oder  anerkannt  verfassung-massiger  Rechte 
förmUeb  anzuklagen“  (?  07  V.-U.),  fand  seine  erstmalige  Regelung 
durch  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820.  (R.-Bl.  S.  1552.) 

>)  Vgl.  die  Ausführungen  Laband’s  über  die  Wirkungen  des 
Etatsgesetzes,  Staatsrecht  B.  II  S.  053  : „Die  materielle  Wirkung 
besteht  in  der  im  Voraus  erthcilten  Entlastung  der 
Regierung  von  der  Verantwortlichkeit  . . 
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in  der  vorgeschlagenen  Form,  Schliesslich  fand  der  Be- 
schluss der  zweiten  Kammer,  „die  Annahme  des  Aus- 
gabenbudgets betreffend^,  auch  in  der  ersten  Kammer  ein- 
müthige  Zustimmung  (1.  c.  S.  940). 

Den  Ständen  blieb  nun  nichts  mehr  übrig,  als  die 
anerkannte  Ausgabesumme  durch  entsprechende  Ein- 
nahmen zu  decken;  die  Berathung  über  die  Staatsein- 
nahme bot,  nachdem  über  die  Vorfrage  — die  Höhe  des 
Bedarfes  — bereits  entschieden  war,  wenig  Interesse 
mehr,  wenngleich  die  Vertheilung  der  „decretirten^^  Aus- 
gabeminderung auf  die  Einnahmerubriken  noch  manche 
erregte  Debatte  verursachte. 

Das  Uebereinkommen  trat  nach  erfolgter  Zustimmung 
beider  Kammern  bestimmungsgemäss  sofort  in  Kraft;  am 
5.  September  1820  erfolgte  der  feierliche  Landtagsschluss 
unter  lobender  Anerkennung  des  von  den  Ständen  be- 
wiesenen Entgegenkommens, 

Mit  Landtagsabschied  vom  5.  Oktober  1820 
wurde  das  Uebereinkommen  im  Regierungsblatte  (Nr.  15 
vom  21.  Oktober  1820)  verkündigt^);  es  heisst  daselbst 
unter  Absatz  II  folgendermaassen : 

„Da  das  verfassungsmässige  Auflagengesetz  durch 
eine  Vereinbarung  zwischen  Uns  und  Unsern  Land- 
ständen, wegen  der  Wir  in  der  Sitzung  der  zweiten 
Kammer  vom  29.  Juli  d,  J.  Unsere  Erklärung  haben 

0 R.-Bl,  S.  1551.  — Der  Laiidtagsabschied  beginnt  mit  den 
Worten  „Ludwig,  von  Gottes  Gnaden,  Grossherzog  zu  Baden,  Herzog 
zu  Zähringen  etc/‘  und  enthält  dann  zunächst  eine  ausführliche 
Erzählung,  wie  die  Resultate  des  Landtags  geprüft  und  zum  Theil 
bereits  verwirklicht  worden  seien,  wie  aber  über  einen  grossen  Theil 
der  Landtagsverhandlungen  fernere  Beschlüsse  noch  ausgesetzt  bleiben 
müssten.  Hierauf  benennt  Absatz  I neun  „in  beiden  Kammern  zur 
landständischeii  Berathung  gekommene,  erörterte,  angenommene  und 
Uns  von  Unsern  getreuen  Ständen  zur  Bestätigung  unterthänigst 
überreichte  Gesetze“,  welche  nunmehr  auf  erstatteten  Vortrag  und 
nach  Ertheilung  der  Grossherzoglichen  „Bestätigung“  „zur  Promul- 
gation und  gleichhaldigeu  Vollziehung“  werden  gebracht. 


• ' 


I 

i 

» 


» 


-T 


B 


t 


abo-eben  lassen,  für  diesen  ersten  Landtag  überflüssig 
geworden,  so  verweisen  Wir  lediglich  auf  das  an- 
geschlossene Budget  der  Generalstaatscasse,  so  wie 
solches  nach  Maassgabe  jener  Vereinbarung  abgeandert 
worden  ist,  und  hiermit  Unsere  förmliche  Bestätigung 

erhält.“ 

„Indem  Wir  das  Finanzministerium  angewiesen, 
die  darin  angeführte  directe  und  indirecte  Steuern  und 
Abgaben,  insoferne  solches  nicht  bereits  provisorisch 
geschehen,  vom  1.  Juni  1820  an  erheben  zu  lassen, 
haben  Wir  zugleich  verfügt : 

1.  dass  an  den  Positionen  der  Einnahme  die  Summe 

von  zweimalhundertfünfzigtausend  Gulden  in  Abzug 

gebracht,  und  zwar  in  der  Maasse,  dass. 

a)  die  directe  Steuer  mit  19  kr.  statt  20  kr.  per 
100  fl.  Steuercapital  erhoben  werde  . . 120,000  fl. 


b)  die  Lotterie  mit 

c)  der  Tabakaccis  mit  . 

d)  der  Oelaccis  mit  . - 

e)  der  Brennholzaccis  mit 

f)  der  Salpeterertrag  mit  , 


25.000 
26,800 

26.000 
37,000 

2,000 
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....  hinwegfalle.“ 

Es  folgen  sodann  unter  Ziff.  2 und  3 die  weiteren 
Bestimmungen  des  Uebereinkommens  und  unter  Absatz  III 
einige  Anordnungen  in  Bezug  auf  die  AmortisaOonscasse. 
Hieran  anschliessend  findet  sich  unter  lit.  a — i der  A 
druck  der  bestätigten  Gesetze,  wobei  das  unter  lit.  c 
abgedruckte,  der  näheren  Ausbildung  des  § 57  V.-U. 
dienende  Anlehensgesetz  als  „integriiender  Bestandtheil 
des  Finanzgesetzes  ■ für  die  Jahre  1820  und  1821“  er- 
klärt wird.') 


1 


»)  R.-BL  S.  1554  ; Art.  9 des  cit.  Gesetzes. 
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Auf  den  Abdruck  der  eben  bezeiclineten  Gesetze 
folgt  endlich,  von  dem  Landtagsabsehiede  äusserlicli  ge- 
trennt, der  y,Finanzetat  für  das  Jahr  1820“,  sowie  der- 
jenige für  das  Jahr  1821  mit  einer  ursprünglichen  Ein- 
nahme- und  Ausgabebilanz  von  je  9,469,000  fl.,  bezieh- 
ungsweise 9,472,000  f!.,  wobei  dem  Abkommen  mit  den 
Ständen  dadurch  Rechnung  getragen  ist,  dass  in  beiden 
Etats  bei  der  Zusammenstellung  der  Einnahmen  ein 
Posten  von  je  250,000  fl.  „als  verabredete  Ersparniss“ 
abgezogen,  bei  der  Zusammenstellung  der  Ausgaben  je 
ein  Betrag  von  35,000  fl.  für  die  Universität  Freiburg 
und  zur  Unterstützung  der  Schullehrer  in  Zurechnung 
gebracht  wird.  — Der  Abdruck  der  beiden  Etats  be- 
ansprucht in  dem  Regierungsblatt  im  Ganzen  einen  Raum 
von  3 Druckseiten. 

Solchergestalt  präsentirt  sich  die  Entwick- 
lung und  die  äussere  h'orm  des  ersten  badischen 
Finanzgesetzes.  Wenn  nun  auch  dieses Schlussergebniss 
der  Budgetberathungen  die  von  der  Regierung  beim  Ab- 
schlüsse des  Budgetübereinkommens  geäusserte  Hoffnung, 
dass  sich  hiemit  „die  Schlussakte  des  ersten  badischen  Land- 
tags, als  sicherer  Grundstein  zu  einem  herrlichen  Gebäude 
fifemeiner  Wohlfahrt,  bereits  in  schönen  reinen  Umrissen 
darzustellen  beginne“  D in  ihrer  Ueberschwänglichkeit 
nicht  ganz  rechtfertigte,  so  war  das  Resultat  der  Ueber- 
einkunft  doch  für  Regierung  und  Volksvertretung  von 
grossem  Werthe  und  stellt  jedenfalls  das  Zweckmässigste 
dar,  was  unter  den  damaligen  Verhältnissen  erreicht 
werden  konnte:  Da  es  den  Ständen  beim  Mangel  rech* 
nungsmässiger  Unterlagen  der  Etcatsansätze  unmöglich 
war,  die  Nothvvendigkeit  oder  Nützlichkeit  der  Budget- 
positionen im  Einzelnen  festzustellen  und  denselben 
hienach  auf  Grund  eigener  Prüfung  im  Detail  ihre  An- 
erkennung zu  geben,  so  beschränkten  sie  sich  rationeller 

*)  Vgl.  V.  K ottecky  1. c.  B.  IV.  S.  lOß. 
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Weise  tlarauf,  in  Uebereiustiuunung  mit  der  Regierung 
nur  für  zwei  einzelne  Posten  des  Budgets  (Dotation  für 
die  Universität  Freiburg,  Unterstützung  der  Volksschul- 
lehrer) einen  speciellen,  zahlenmässig  ausgeschiedenen 
Betrag,  für  die  Gesammtheit  aller  übrigen  Ausgaben  aber 
eine  Pauschalsumme  von  entsprechender  Höhe  als 
nothwendigen  Bedarf  anzuerkennen.  Dieser  als  noth- 
wendig  anerkannte  Gesammtbedarf  wurde  alsdann  durch 
die  Bewilligung  von  Steuern  in  entsprechender  Höhe 
gedeckt. 

Im  Grossen  und  Ganzen  war  das,  was  bei  dem  ge- 
schilderten Uebereinkommen  geschah,  nichts  andeies  als 
das,  was  sich  für  jede  h inanzperiode  bei  der  jedesmaligen 
Budgetprüfung  und  Steuerbewilligung  regelmässig  wieder- 
holt, der  Unterschied  war  in  der  Hauptsache  nur  der, 
dass  die  Budgetprüfung  nicht  mit  der  Anerkennung  aller 
Budgetpositionen  im  Einzelnen,  sondern  mit  der  An- 
erkennung eines  in  Bausch  und  Bogen  festgestellten  G e- 
s a m m tb ed a r fs  abschloss. h ür  die  Regierung 
aber  war  die  Consequenz  lediglich  eine  quanti- 
tative Zunahme  ihrer  Verantw  Örtlichkeit. 
Während  sie  nämlich  durch  ein  in  seinen  Einzelpositionen 
anerkanntes  Budget  im  Voraus  von  ihrer  \ erantwortlich- 
keit  insoweit  entlastet  worden  wäre,  als  sie  sich  inner- 
halb der  Ansätze  des  Etats  gehalten  hätte  2),  übernahm 
sie  durch  ihr  Eingehen  auf  das  Compromissbudget  die  volle 
Verantwortung  für  alle  einzelnen  Ausgaben,  mit  Aus- 
nahme der  beiden  speciell  bezeichneten  Posten. 

Mit  der  Verfassung  steht  das  Uebereinkommen  vom 
29.  Juli  1820  und  das  in  dem  Landtagsabschiede  vom 
5.  Oktober  1820  enthaltene  „Finanzgesetz''  völlig  im 
Einklang;  dem  § 55  V.-U.  ist  durch  die  Vorlage  und 

9 Vgl.  Laband  im  Archiv  f.  öfP.  Recht,  B.  I.  S.  175  i.  f. 
und  176. 

Vgl.  Laband,  Staatsrecht,  B.  II  S.  965. 
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Prüfung  des  Budgets,  dem  § 53  ist  durch  die  cingcholte 
/ustimmung  der  Stände  zu  der  Festsetzung  des  Steuer- 
fusses  genügt. 

Die  Thatsache  des  Abkommens  liefert  aber  den 
urkundenmässigen  Beweis  dafür 

1.  dass  die  P^eststellung  desEfatsfür  die  erste  badiscbe 
Finanzperiode  ohne  Ina nspruch  nähme  der  Formen  der 
Gesetzgebung  allein  durch  die  Regierung  erfolgte  und 

2.  dass  sich  hiebei  die  formelle  „Zustimmung“  der 
Stände  auf  die  Steuerbewilligung  beschränkte. 

Der  Landtag  des  Jahres  1822  wurde  von  allen 
Seiten,  von  der  Regierung  wie  von  den  Ständen,  als  be- 
sonders wichtig  und  für  die  Constitution  bedeutsam 
betrachtet,  weil  er  nicht  nur  mehrfache  dringende 
Reformen  in  verschiedenen  Zweigen  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung,  sondern  vor  allem  auch  das  erste  förm- 
liche Budget  und  damit  die  Grundlage  für  eine  geordnete 
Finanzverwaltung  bringen  sollte’).  Allein  diese  Erwar- 
tungen fanden  keine  Erfüllung. 

Während  im  Laufe  der  Verhandlungen  über  Gesetzes- 
vorlagen und  anderweitige  Gegenstände  die  Eintracht 
zwischen  Regierung  und  Ständen  im  Allgemeinen  nur 
wenig  Störungen  erlitt,  kam  das  gute  Einvernehmen  bei 
den  Berathungen  über  das  Budget  und  die  damit  zu- 
sammenhängende Rechnungsprüfung  bald  völlig  zum 
Scheitern.  Und  zwar  waren  es  nicht,  wie  in  den  Vor- 
jahren, lediglich  Einzelfragen  vorwiegend  t hatsäch- 
licher Natur,  welche  die  Differenzen  verursachten, 
sondern  es  waren  diesmal  Prinzipien  fragen,  Fragen 
des  Verfassungsrechts,  welche  den  Grund  der 
Meinungsverschiedenheiten  abgaben.  Es  war  der  Streit 
über  die  rechtliche  Natur  des  ständischen  Eudgetrechts, 
der  Streit  über  die  FVage:  „Haben  die  Stände  nur  das 


')  Vgl.  V.  W ec  eil,  Aus  alter  und  neuer  Zeit,  S.  212  ff. 
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.10.'  AuflagcnbcwUligung  ade- 
auch  das  Kcdit  der  Ausgabenbewilligung  . 

hier  sum  ersten  Male  die  GemUther  bewegte  und  den  offene. 

IhuebswiseheuUcgierungundVolksvertretungherbeifuhrte 

Die  Verhandlungen  über  diese  Streitfrage  sind  naeh 
mehr  als  einer  Richtung  bemerkenswerth.  Sie  erhalten 
ihre  Bedeutung  vornehmlich  dadurch,  dass  die  eg.eiung 
es  diesmal,  Lnk  ihrer  sielsicheren  ^ 

Nebenius  nicht  mehr  an  der  bisher  vermissten  Klarheit 
und  Entschiedenheit  in  der  Wahrung  ihres  Standpunkte 
fehlen  liess.  sondern  dass  sie  vielmehr  jeUt  jeden  Zweifel 

darüber  ausschloss,  dass  die  verfassungsmässigen 

Rechte  des  Landtages  in  Bezug  auf  die  Bud- 

.retaufstellung  mit  der  Bewilligung  der  Au  - 

lagen  erschöpft  seien.  Nebenius,  dem  diesmal 
die  Wahrung  der  Rechte  der  Regierung  an  vertraut  wai 
brauchte  sich  nicht,  wie  der  Freiherr  von  Berste«,  auf 
rechtlich  zweifelhafte  Bundesbesehlüsse  zu  stutzen,  son- 
dern er  suchte  und  fand  seinen  Rückhalt  einzig  und  allem 
in  der  Autorität  der  Landesverfassung,  als  deren  er- 
iretcr  er  an  erster  Stelle  berufen  war.  Gegenüber  den  de. 
Kanuiier  angehörenden  Universitätslehrern  Luttlinger, 
Rotteck  und  Zachariae,  welche  einerseits  von  poli- 
tischen Rücksichten,  andererseits  vielleicht  auch  von  ihren 
eigenen  I.ehrmeinuiigcn  <)  und  jedenfalls  von  ganz  iiiizu 
treffenden  Vergleiehen  mit  dem  französischen  Beeilte  be- 
einflusst waren,  war  Nebenius  derjenige,  welcher  als 
bester  Kenner  der  badischen  Verfassung  Buchstaben  und 

Geist  des  positiven  Rechts  vertrat. 

Die  Vorlage  des  Finanzgesetzes  an  sich,  welche 

von  dem  Geheimen  Referendär  Nebenius  am  4.  April 
1822  mit  der  Anzeige  bethätigt  wurde,  „dass  er  von  ei 

B V.  Rotteck,  Sammlung  kleinerer  Schriften,  B 2, 
S.  77  ff.  „Was  sind  Landstände“  (bes.  S.  9.ä)  ; S.  A.  „Ideen  über 
Landstäiide“,  Karlsr.  1819,  S.  24. 
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Regierung  den  Auftrag  erhalten  habe,  der  Kammer  die 
Anträge  der  Regierung  über  die  Ausgaben  des  Staates 
und  die  Mittel  zu  deren  Bestreitung  in  der  Finanzperiode 
von  1822  — 1824  in  der  verfassungsmässigen  Form 
eines  Gesetzentwurfes  vorzulegen“/)  gab  zunächst  zu 
Streitigkeiten  keinen  Anlass;  ebensowenig  der  Wortlaut 
des  P’inanzgesetzentwurfes,  welcher  in  seinem  Artikel  2 
die  F’estsetzung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  ohne  Ein- 
schränkung der  Form  des  Gesetzes  unterstellt. Die 
Artikel  1 und  2 lauten,  wie  folgt; 

Art.  1.  „Alle  dermalen  bestehenden  Abgabe- 
Gesetze  bleiben  bei  Kraft,  soweit  sie  durch  neue 
Gesetze,  welche  auf  diesem  Landtage  zu  Stande  kom- 
men, nicht  abgeändert  werden. 

Das  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820  . . . wird  auf  die 
Dauer  der  P4nanzperiode  vom  1.  Juni  1822  bis  1.  Juni 
1824  verlängert.“ 

Art.  2.  „Die  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  Staats-Kassen  sind  für 
die  F'inanz-Periode  vom  1.  Juni  1822  bis  1.  Juni  1824 
festgesetzt,  wie  sie  sich  in  dem  anliegenden  allgemeinen 
Budget  und  in  dem  besonderen  der  Amortisationskasse 
eingetragen  finden.“ 

Das  erste  Zeichen  zum  Kampf  gab  die  Regierung  ge- 
legentlich der  Prüfung  der  Rechnungsnachweisungen 
pro  1820  durch  ihre  Weigerung,  die  von  der  Kammer 
verlangten  Originalrechnungen  zur  Controlle  in  das  Stände- 
haus abzugeben;  jedoch  beruhigte  sich  die  zweite  Kam- 
I I mer,  wenn  auch  unter  allgemeinem  Protest,  schliesslich 

bei  der  Entdeckung,  dass  das  bezügliche  Ministerial- 
schreiben,  welches  „von  dem  strengen  Rechte  abweichend“ 
„für  diesmal“  den  Mitgliedern  der  ständischen  Budget- 

’)  L.-V.  1822  II.  K;  B.  I S.  165. 

Der  Finanzgesetz-Entwurf  ist  nicht  mit  Einleitungsworten 
versehen. 
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Commission  die  Einsichtnahme  der  Rechnungen  „an  Ort 
und  Stelle,  wo  sie  sich  befinden“,  gestattet,  nicht  von 
dem  „Staats-Ministerium“,  sondern  von  dem  Minister  des 
Innern  (P’reiherrn  von  Berkheim)  herrühre,  mit  welchem 
die  Kammer  überhaupt  nicht  zu  communiciren  habe.  ’) 

Von  weitertragender  Bedeutung  war  ein  Streit,  welcher 
sich  bei  der  Prüfung  der  Rechnungsnachweisungen  für 
die  Amortisationskasse  im  Anschlüsse  an  die  F'rage  erhob, 
ob  die  Regierung  ermächtigt  sei,  im  Budget  nicht  vor- 
gesehene, „nachgekommene“  liquide  Schulden  auf  die 
Amortisationskasse  anzuweisen. 

In  dieser  Frage  ging  der  Commissionsbericht  (Uhl) 
von  der  grundsätzlichen  Anschauung  aus,  dass  jedes 
Budget  und  jede  Position  eines  solchen  ein  Gesetz  sei 
und  dass  demnach  jede  Ueberschreitung  des  Etats,  wie 
die  fragliche  nachgekommene  Schuld  als  „Alteration  des 
Gesetzes“  aufgefasst  werden  müsse.  Das  Budgetgesetz 
könne  überhaupt  nur  in  der  PMrm  eines  provisorischen 
Gesetzes,  also  weder  von  der  Direction  der  Amortisations- 
kasSe,  noch  vom  Finanzministerium,  sondern  ausschliess- 
lich vom  Grossherzgl.  Staatsministerium  geändert  werden; 
diese  provisorischen  N^erfügungen  seien  aber  alsdann  der 
Ständeversammlung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Auffassung  der  Commission  fand  indessen  Seitens 
des  Geheimen  Referendärs  Nebenius  sofort  energische 
Zurückweisung.  „Wenn  dieses  der  Begrift'  eines  Gesetzes 
wäre“,  führte  Nebenius  mit  Bezug  auf  die  Behauptungen 
des  Commissionsberichtes  aus,  „so  würde  die  Kammer 
administriren  und  nicht  bloss  Auflagen  bewilligen“.  „Das 
Budget  könne  im  eigentlichen  Sinne  nicht  als 
Gesetz  angesehen  werden,  es  diene  bloss  als 
Material  zur  Begründung  des  Auflagengesetzes.“ 
Auch  die  Einnahmen,  bemerkte  Nebenius  anderwärts, 

1)  L.-V.  1822,  II.  K,  H.  8 S.  558  ff. 

2)  li.-V.  1822,  II.  K.,  H.  4 S.  491  ff. 
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seien  kein  Gesetz,  sondern  bloss  die  Abgaben 
würden  durch  das  Gesetz  bestimmt;^)  wenn  11)  kr. 
direkte  Steuer  durch  die  Auflagegesetze  bewilligt  würden, 
und  die  direkten  Steuer-Einnahmen  auf  2,000,000  tl.  be- 
rechnet seien,  so  verletze  die  Regierung  kein  Gesetz, 
wenn  dieselben  durch  Zuwachs  des  Steuerkapitals  und 
dergl.  2,050,000  fl.  betrügen  und  sie  diese  Summe  er- 
hebe. „Die  Regierung  habe  die  Specialität  in  einer  ge- 
wissen Ausdehnung  zugegeben,  aber  nicht  in  der  Art, 
dass  sie  daran  gebunden  sey,  keine  Position  um  einen 
Kreuzer  zu  überschreiten,  oder  bei  den  Einnahmen  das 
nicht  einzunehmen,  was  über  den  Budgetansatz  in  die 
Kasse  fliessen  möchte.  Es  sey  unmöglich,  ein  solches 
Budget  zu  entwerfen,  das  in  gar  keinem  Punkte  über- 
schritten werden  könne.“  Budgetansätze  seyen 
keine  Gesetze,  bei  deren  Ueberschreitung  die 
Kammer,  wenn  sie  es  für  gut  finde,  eine  An- 
klage erheben  könne.  „Ein  Gesetz  seye  eine 
allgemeine  Regel  und  drücke  eine  moralische 
oder  physische  Nothwendigkeitaus.  Ein  Bud- 
getansatz seye  keine  allgemeine  Regel,  keine 
Norm  für  einzelne  Fälle,  und  eine  Nothwendig- 
keit  bringe  er  auch  nicht  mit  sich.“  Wenn  wir 
200  000  fl.  für  Weinerlös  in’s  Budget  aufnehmen,  so  sehe 
er  nicht  ein,  welche  allgemeine  Regel  wir  dadurch  aus- 
sprechen ; von  einer  Nothwendigkeit,  dass  eine  solche 
Quantität  Wein  hervorgebracht  werde,  welche  für  die 
Staatskasse  einen  Ertrag  von  jener  Summe  abwerfe, 
könne  ohnedem  keine  Rede  sein.  Es  sei  unrichtig,  dass 
nach  dieser  Ansicht  die  ständische  Wirksamkeit  zernichtet 
werde;  — «Die  Kammern  seyen  durch  das  Recht  der 
Geldverwilligung  und  der  Untersuchung  gesichert;  fänden 
sie,  dass  die  Regierung  das  Budget  überschritten  habe, 

')  Ebenso  L.-V.  1822,  II.  K.,  B.  5 S.  30. 
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so  könnten  sie  ihr  die  zur  Zahlung  nöthigen  Fonds  ver- 
weigern. 

„Uebrigens  sev6  die  Frage  wegen  hesthalten  der 
Etats  und  den  Folgen  der  Ueberschreitungen  eine  jener 
schwierigen  Fragen,  deren  die  repräsentativen  Ver- 


fassungen mehrere  darböten.  Man  frage  auch  ott:  was 
ist  zu  thun,  wenn  die  Stände  die  Gelder  zu  unumgäng- 
lich nothwendigen  Ausgaben  verweigern  sollten?  Die 
beste  Antwort  auf  alle  solche  Fragen  seye:  „so  etwas 
wird  nie  geschehen.“  Q 

Obigen  Ausführungen  des  Geh. Referendars  Nebenius 
schlossen  sich  auch  die  Regierungscommissäre  Boeckh 
und  Schippel  an;  auch  sie  erachteten  das  Budget  nicht 
als  Gesetz,  sondern  lediglich  als  einen  approximativen 
Voranschlag,  welcher  allerdings  von  der  Regierung,  in- 
soweit sie  ihn  zu  befolgen  im  Stande  sei,  als  Verein- 
barung mit  den  Ständen  geachtet  werden  müsse.  Re- 
gierungscommissär  B o e ckh  aber  nahm  Veranlassung,  die 
Stände  speziell  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  der 
§ 55  der  Verfassung  sage:  „Mit  dem  Entwürfe  des  Auf- 
lagen-Gesetzes  weide  das  Budget  vorgelegt“,  dass  also 
die  Verfassung  selbst  unterscheide  „das  Auf- 
lagengesetz, an  welches  die  Regierung  streng 
gebunden  seye“,  von  dem  .,Budget“,  „das  eine 
wahrscheinliche  Berechnung  der  Kosten  des 
Staatshaushaltes  seye.“ 


Nebenius  beschloss  endlich  die  Ausführungen  der 
Regierungsvertreter  mit  der  nochmaligen  ausdrücklichen 
Erklärung,  er  widerspreche,  „dass  ein  Budget- 
ansatz ein  Gesetz  und  eine  Ueberschreitung 
einer  Etatsposition  eine  Verletzung  der  Ver- 
fassung seye,  welche  eine  Anklage  begründe.“'^) 


')  L.-V.  1822,  ir.  K.,  II.  5.  S.  40,  41. 
L.-V.  1820,  II.  K.,  H.  5 S.  51. 
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Erneute  Gelegenlieit  zur  Wahrung  ihres  verfassungs- 
inässigen  Standpunktes  gab  der  Regierung  die  bei  der 
Prüfung  der  Ainortisationskassa-Nacliweisungen  aufge- 
worfene Principienfrage,  ob  eine  Ueberschreitung  des 
Etats  eine  förmliche  Nach verwilligung  erfordere 
oder  aber  ob  den  Ständen  lediglich  das  Recht  zustehe’ 
nach  dem  Ergebnisse  der  vorgenommenen  Prüfung  sich 
entweder  zu  beruhigen  oder  sich  nicht  zu  be- 
ruhigen und  letzterenfalls  Beschwerde  einzulegen. i) 

Die  Regierung  nahm  in  dieser  Frage  folgende  crund- 
sätzliche  Stellung  ein : 

Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  die  Stände  nach  der 
Verfassung  das  Recht  der  Mitwirkung  in  Bezug  auf  die 
Erlassung  des  Auflagengesetzes  haben.  Dagegen  „steht 
von  den  Ausgaben  nichts  in  der  Verfassung“.  2)  Die 
Thatsache,  dass  in  dem  Budget  zwei  Abtheilungen  sind, 
eine  für  die  Einnahmen,  die  andere  für  die  Ausgaben, 
rechtfertigt  keineswegs  den  Schluss,  „dass  die  Ausgaben 
aus  dem  Grunde  eingetragen  sind,  als  ob  die  Kammern 
das  Recht  hätten,  dieselben  zu  bewilligen“,  dies  geschieht 
vielmehr  nur  aus  dem  Grunde,  „um  die  Einnahmen  dar- 
nach zu  bemessen“.  Wenn  die  Kammern  aber  kein  Aus- 
gabenbewilligungsrecht haben,  so  kann  ihnen  selbstver- 
ständlich auch  kein  Nachbewilligungsrecht  zustehen,  denn 
das  letztere  ist  ja  nur  eine  besondere  P'orm  des  ersteren. 
Die  „Nachvervvilligung“,  welche  die  Stände  in  Anspruch 
nehmen,  kann  daher  lediglich  in  der  Erklärung  bestehen, 
dass  sie  sich  bei  diesem  oder  jenem  Posten  beruhigen; 
tritt  dagegen  eine  Nachverwilligung  nicht  ein,  so  ver- 
bleiben den  Ständen  zur  Wahrung  ihrer  budgetrecht- 
lichen Interessen  lediglich  die  verfassungsmässigen  Mittel 
der  Beschwerde  und  der  Anklage,  und  zwar  das 

0 L.-V.  1822,  II.  K.,  H.  9 S.  385  ff. 

“I  Bemerkung  von  Nebeniiis,  a.  a.  ().,  S.  387. 
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letztere  Mittel  ausschliesslich  in  den  hiefür  von  der  Ver- 
fassung besonders  bestimmten  Fällen,  wozu  die  Ueber- 
schreitung einer  Budgetposition  grundsätzlich  nicht  ge- 
hören kann. 

Stehen  also  beispielsweise  im  Etat  für  eine  bestimmte 
Ausgabe  1500  fl-,  im  Laufe  des  Jahres  zeigte  sich  aber, 
dass  der  öffentliche  Nutzen  es  erfordert,  80  fl.  mehr  aus- 
zugeben, „so  hat  die  Regierung  die  80  fl.  eben  ausgeben 
müssen,  und  die  Kammer  kann  sie  nachher  nicht  ver- 
willigen  oder  versagen.“  „Es  fragt  sich  nur:  ob  die  Re- 
gierung diese  80  fl.  nützlich  angewendet  hat,  und  wenn 
dies,  wie  anzunehmen  der  Fall  ist,  so  wird  die  Kammer 
sich  beruhigen  D.“ 

In  Anwendung  dieser,  nach  den  weitläufigen  Aus- 
führungen der  Regierungsvertreter  hier  nur  kurz  zu- 
sammengefassten Grundsätze  weigerte  sich  die  Regierung 
in  dem  der  Streitfrage  zu  Grunde  liegenden  einzelnen 
Falle  unbedingt,  eine  „Genehmigung“  der  fraglichen  Etats- 
überschreitung anzunehmen  und  erklärte  bestimmt,  die 
Kammer  habe  nur  die  zwei  einzigen  Möglichkeiten  — 
entweder  zu  sagen,  dass  sie  sich  bei  den  Nachweisungen 
beruhige,  oder  aber  Beschwerde  zu  führen. 

Die  führenden  Kammermitglieder,  in  erster  Linie 
die  Abgeordneten  Duttlinger,  von  Itzstein  und 
Bassermann,  traten  der  Regierung  mit  grosser  Ent- 
schiedenheit entgegen,  verfielen  aber  hiebei,  wie  gewöhn- 
lich, in  den  Fehler,  ihren  Widerspruch  mehr  auf  politische 
Erwägungen  als  auf  Erwägungen  des  Rechtes  und  mehr 
auf  die  Lehrsätze  des  französischen  Constitutionalismus 
als  auf  den  positiven  Inhalt  der  badischen  Verfassungs- 
urkunde zu  stützen: 

„In  unserer  Verfassung  steht  geschrieben“,  erklärte 
Duttlinger,  „die  Regierung  hat  keine  Ausgaben  zu 


')  A.  a.  O.,  S.  391 
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machen  als  mit  Vervvilligung  der  beiden  Kammern“ ; die 
Verwilligung  kann  aber  geschehen  entweder  vorher 
oder  nachher,  im  Budget  geschieht  sie  vorher.  Da 
jedoch  ein  solches  Budget  immer  nur  auf  Wahrschein- 
lichkeiten gebaut  ist,  die  sehr  häufig  trügen,  so  ist  es 
nicht  zu  vermeiden,  dass  oft  Mehrausgaben,  welche  man 
bei  Entwertung  des  Budgets  nicht  vorhersehen  konnte, 
eintreten,  und  in  Ansehung  dieser  ist  es  dann  immer 
nöthig,  dass  später  Nachverwilligungen  erfolgen, 
wenn  nämlich  nachgewiesen  werden  kann,  dass  die  Aus- 
gaben entweder  nothwendig  oder,  aus  dem  Standpunkte 
der  Staatswirthschaft  betrachtet,  dem  Ganzen  nützlich 
waren.  Wenn  keiner  dieser  Fälle  eintritt,  so  wird  die 
Kammer  nicht  verwilligen,  sondern  an  klage  n.  Eine 
Beschwerde  ist  hier  nicht  am  l’latze.  Denn  das  Recht 
der  Steuerbewilligung  ist  ein  verfassungsmässig  aner- 
kanntes Recht  der  Kammern,  welchem  auf  der  anderen 
Seite  die  Pflicht  des  Finanzministeriums  entspricht,  das 
Budget  genau  einzuhalten.  Dieses  Recht  aber  wäre  so 
gut  als  nichts,  wenn  die  Nachweisung,  von  welcher  die 
Verfassung  spricht,  nur  den  Sinn  hätte,  dass  das  Finanz- 
ministerium den  Ständen  nach  weist:  „wir  haben  richtig 
diese  Ausgaben  mehr  gemacht,  als  ihr  uns  verwilligt 
habt“,  und  wenn  demnach  der  Satz  „die  Kammern  haben 
das  Recht,  das  Auflagengesetz  zu  geben  oder  dabei  mit- 
zuwirken“ nicht  die  Bedeutung  hätte,  „sie  haben  die  Ein- 
nahmen zu  verwilligen  und  auch  die  Ausgaben“,  eine 
Bedeutung,  an  deren  Wahrheit  man  früher,  namentlich 
bei  der  Beschränkung  der  Kosten  der  Gesandtschaften, 
nie  gezweifelt  hat. 

Auf  einem  anderen  Wege  suchte  der  Abgeordnete 
von  Itz stein  die  Ansicht  Duttlinger’s  über  das 
Ausgabenbewilligungsrecht  der  Stände  zur  Anerkennung 
zu  bringen.  Seine  Ansicht  von  der  rechtlichen  Wirkung 
des  Budgets  war  die  folgende:  Das  Budget  „gibt 
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der  Regierung  das  Recht,  die  Summen  einzu- 
nehmen, welche  im  Budget  stehen,  und  die 
Ausgaben  zu  machen,  welche  darin  vei- willigt 
sind.“ „Dieses  von  der  Regierung  gemeinschaftlich  mit 
den  Kammern  zu  Stande  gebrachte  Budget  ist  der  Maass- 
stab, nach  welchem  die  Regierung  sich  richten  muss,  es 
ist  der  Kreis,  der  um  sie  gezogen  wird,  welchen  sie  ohne 
hinreichende  Gründe  nicht  überschreiten  darf,  lieber 
jede  Mehrausgabe  muss  die  Regierung  sich  rechtfertigen, 
und  zu  jeder  ist  eine  Nachbewilligung  der  Kammern 
nothwendig.  Es  ist  daher  nicht  einzusehen,  „warum  man 
nicht  anerkennen  will,  w’as  in  der  Natur  der  Sache  liegt, 
dass  nämlich  der  Regierung  eine  weitere  Ermächtigung 
gegeben  w'erden  muss.^) 

Um  zu  bew'eisen,  dass  die  Regierung,  beziehungs- 
weise die  Verfassung  selbst  den  Ständen  das  Recht  der 
Ausgabenbewilligung  concedire,  machte  von  Itzstein 
,.zum  Uebertluss“  auch  noch  auf  den  § 55  der  Verfassung 
aufmerksam,  musste  sich  aber  von  Nebenius  die  Be- 
lehrung ertheilen  lassen,  dass  dieser  Paragraph  sich  nur 
auf  die  offenen  Nach  Weisungen  beziehe,  in  welchen 
solche  geheime  Ausgaben  nicht  Vorkommen  dürfen  ohne 
eine  schriftliche  Versicherung  des  Grossherzogs  über  die 
Nützlichkeit  der  Verwendung. 

Die  Kammermajorität  hatte  mit  ihrer  Beweisführung 
bei  der  Regierung  wenig  Erfolg  und  ihre  Hoffnung,  dass 
die  von  der  Regierung  aufgestellten  Grundsätze  als  mit 
der  Verfassung  im  Widerspruch  stehend  und  gegen  die 
ganze  Verfassung  anstossend  „in  sich  selbst  zerfallen^ 

1)  Vgl.  Hänel,  Studien  zum  deutschen  Staatsrechte,  11,2, 
S.  317  i.  f.  „Erst  durch  das  Budgetgesetz  empfängt  die  Finanzver- 
waltimg  das  Recht  der  Verwendung,  der  Verausgabung,  der  Ver- 
fügung Über  die  etatsmässigen  Einnahmen  . und  die  Widerlegung 
dieser  Ansicht  durch  Laban  d,  Reichsstaatsrecht,  II,  S.  1006  und  991. 

‘^)  L.  c.  S.  389.  — Vgl.  Lab  and,  Reichsstaatsrecht,  II,  S.  1006. 


fertTgt"'  Thatsaclien  nicht  gerecht- 

TT  . Präsident  der  Kammer  nach  mehrfacher 

Jnterbrechung  die  dem  Streit  zu  Grunde  liegende  Frage 
„ob  die  Kammer  den  betreffenden  Posten  ad  42  388  fl! 
genehmige“,  endlich  zur  Abstimmung  brachte,  erhob  sich 
unter  dem  Rufe,  „dass  sie  unter  „genehmige“  ver- 
stehe „V  er  Willi  ge“  die  ganze  Kammer  mit  einziger  Aus- 
nahme des  Abgeordneten  und  nachmaligen  Staatsministers 
\\  in  ter  zur  Bejahung  dieser  Frage  von  ihrem  Platze.  Auf 
den  Zuruf  des  Regierungscomrnissärs  Schi.ppel,  die  Re- 
gierung nimmt  es  für  „die  Kammer  beruhigt  sich“  an  con- 
statirte  der  Protocollführer  ausdrücklich,  dass  der  Beschluss 
der  Kammer  laute,  „verwilligen“,  und  die  Kammer  votirte 
nochmals  ihre  Zustimmung  zu  der  Ansicht  des  Abge- 
ordneten Duttlinger,  während  andererseits  die  Re- 
gierungscommissäre  ausdrücklich  ihr  Einverständniss  mit 
der  von  ihrem  Vertreter  Sc  hi  pp  el  vorgetragenen  Re- 
gierungsansicht erklärten. 

Am  folgenden  Tage  hatte  die  principiell  wichtige 
Discussion  in  der  zweiten  Kammer  noch  ein  Nachspiel, 
indem  der  Geheime  Referendär  Boeckh  im  Namen 
der  Regierung  nachstehende  Erklärung  über  das 
Recht  der  Nach  be willigung,  sowie  über  den 
Gegenstand  der  Discussion  selbst,  vortrug 

...  „Der  § 55  der  Constitution  sagt:  „Mit  dem 

Auflagengesetz  wird  das  Staatsbudget  und  eine  detaillirte 
Uebersitht  über  die  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder 
von  den  früheren  Jahren  und  eine  detaillirte  Uebersicht 
über  die  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  von  den 
früheren  Etatsjahren  vorgelegt.“  Dass  das  Auflagengesetz 
mit  Ihrer  Zustimmung  zu  Stande  kommen  muss,  dass 
Ihnen  das  Budget  mit  diesem  vorgelegt  wird,  weil  sich 


’)  A.  a.  O.,  S.  410  ff. 
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die  Regierung  und  die  Kammer  erst  über  die  Ausgaben 
verstehen  müssen,  ehe  von  Bestimmung  der  Einnahmen 
die  Rede  sein  kann,  leidet  wohl  keinen  Zweifel. 

Innerhalb  welcher  Grenzen  dieses  geschehen  muss, 
in  wie  weit  nämlich  die  Bedürfnisse  zu  detailliren  sind, 
wie  weit,  dem  Budget  entsprechend,  das  Detail  der  Nach- 
weisung reichen  müsse,  dies  führt  auf  die  höchst  schwie- 
rige constitutioneile  Frage  über  die  bpezialität  der  Etats, 
die  bei  dieser  Sache  wohl  nicht  gelegentlich  erörtert 
werden  kann,  und,  wie  so  manche  andere  in  der  ersten 
Entwicklungsperiode  unseres  constitutioneilen  Lebens  eine 


Streitfrage  bleiben  wird. 

Sie  stellen  den  Satz  auf:  jede  Ueberschreitung  oder 
Nichterfüllung  einer  Budgetposition  erfordere  Ihre  Nach- 
bewilligung. Sie  erblicken  in  jeder  Budgetposition  eine 
Gesetzesstelle,  die  Regierung  einen  Voranschlag. 

Dieser  Gegenstand  ist  schon  bei  der  Diskussion  über 
die  Rechnung  der  Ainortisationskasse  ausführlich  zur 
Sprache  gekommen,  ohne  dass  eine  Vereinigung  der  ver- 
schiedenen Ansichten  über  das  Formelle  der  Behandlung 


der  Sache  zu  Stande  gekonunen  wäre. 

Auch  hier  handelt  es  sich  wieder  rein  von  der  Form. 
Jede  Ueberschreitung  und  jede  Nichterfüllung  der  Budgets- 
positionen wird  Ihnen  durch  die  detaillirte  Uebersicht 
der  stattgehabten  Ausgaben  bekannt.  Sie  finden  dieselbe 
gerechtfertigt  oder  nicht,  Im  ersten  Fall  ist.  abgesehen 
von  der  Form,  weiter  nichts  erforderlich.  Im  zweiten 
Falle  finden  Sie  in  der  Ueberschreitung  entweder  einen 
Missgriff  der  Verwaltungsbehörde  oder  einen  Missbrauch. 
Für  diese  beiden  Fälle  haben  die  Kammern  in  dem  Rechte 
der  Vorstellung  und  Beschwerde  und  in  der  Oeffentlichkeit 
ihrer  Verhandlungen  die  konstitutionellen  Gegenmittel,  so 
wie  gegen  die  Verletzung  der  Verfassung  oder  anerkannt 
verfassungsmässiger  Gerechtsame  in  dem  Rechte  der  An- 
klage . . .“ 
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„Bei  dem  Gegenstände  gegenwärtiger  Diskussion 
sind  übrigens,  abgesehen  von  der  im  Allgemeinen  be- 
sprochenen Streitfrage,  noch  besondere  Verhältnisse  zu 
erwägen. 

Eine  Nacbbewilligung  setzt  offenbar  eine  Bewilli- 
gung voraus.  Ist  diese  für  die  einzelnen  Positionen  des 
Budgets  1820  erfolgt?  Nein!  Sic  haben  das  Ausgaben- 
budget gar  nicht  diskutirt,  Sie  haben  ein  Ueberein- 
kommen  im  Ganzen  vorgezogen;  Sie  haben  sich  über 
die  Abschaffung  gewisser  Abgaben,  über  die  Vermehrung 
einzelner  Ausgaben  und  über  eine  gewisse  Ersparniss  mit 
der  Regierung  vereinbart,  mit  der  ausdrücklichen  Er- 
klärung, dass  Sie  die  einzelnen  Ausgabspositionen  nicht 
verwilligt  hätten. 

Nur  davon  kann  also  auch  jetzt  die  Rede  sein, 
womit  aber  die  Regierungskommission  keineswegs  be- 
haupten will,  dass  Ihnen  die  Beurtheilung  des  Einzelnen, 
woraus  Ihre  Ansicht  über  das  Ganze  noth wendig  her- 
vorgehen muss,  entrückt  werden  soll.  Sie  wird  Ihnen 
bereitwillig  alle  Aufklärung  geben,  übrigens  Ihren  Be- 
schlüssen in  formeller  Hinsicht  keinen  weiteren  Wider- 
stand entgegensetzen,  um  nicht  durch  Wiederholung  des 
bereits  eingelegten  allgemeinen  Widerspruchs  die  Dis- 
kussionen ohne  Nutzen  zu  verlängern“.  . . 

Während  sich  so  die  Regierung  mit  der  einmaligen 
formellen  Wahrung  ihres  Standpunktes  begnügte,  Hess 
die  Kammer  keine  Gelegenheit  vorübergehen,  ohne  ihre 
entgegengesetzte  Auffassung  zur  Geltung  zu  bringen. 
Was  namentlich  die  umstrittene  Frage  anlangt,  was  das 
Budget  sei,  ob  ein  Gesetz  oder  ein  V oranschlag,  so  war 
Duttlinger  freimüthig  genug  zu  bekennen,  dass  er  diese 
Frage  überhaupt  nicht  von  rechtlichen  Gesichtspunkten, 
sondern  von  seinem  Parteistandjiunkte  aus  beurtheile: 
„Es  wird  immer  die  Meinung  verschieden  sein  bei  der 
Beantwortung  dieser  Frage,  je  nachdem  die  Antworten 
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ausgehen  von  der  Regierung  oder  von  der  Kammer.  Die 
Kammer  wird  immer  behaupten,  das  Budget  sey  ein  Ge- 
setz, und  die  Regierung,  es  sey  ein  V oranschlag. 

Wenn  aber  sogar  ein  Mann  wie  Duttlinger.  welcher 
aus  der  grossen  Reihe  ausgezeichneter  Kammermitglieder 
als  die  bedeutendste  und  sympathischste  Erscheinung  her- 
vorragt. sich  in  solchem  Maasse  von  seinen  politischen 
Anschauungen  leiten  Hess,  so  war  natürlich  bei  der  Vlehr- 
heit  der  übrigen  Abgeordneten  noch  in  geringerem  Grade 

auf  ein  unparteiivsches  Urtheil  zu  hoffen. 

Die  Meinungen  über  den  Inhalt  und  die  Bedeutung 
des  ständischen  Budgetrechtes  gingen,  wie  die  hier  wieder- 
tregebenen  Verhandlungen  zeigen,  zu  weit  auseinander, 
als  dass  eine  friedliche  Vereinigung  der  divergirenden 
Ansichten  möglich  gewesen  wäre;  der  Verfassungskonflikt 
war  bereits  gegeben,  noch  ehe  die  Beschlussfassung  über 
das  Budget  selbst  zum  offenen  Bruch  zwischen  Regierung 
und  Ständen  führte.^) 

Auch  in  der  I.  Kammer  sollte  die  vielumstrittene 
Frage  nach  dem  rechtlichen  Charakter  der  Nachver- 
wilHgungen,  für  deren  richtige  Beurtheilung  die  Ent- 
scheidung der  Frage  nach  dem  Systeme  des  badischen 
Budgetrechtes  präjudiziell  ist.  zum  Gegenstände  princi 
pieller  Erörterungeji  gemacht  werden.^)  In  seinem  Be- 
richte über  die  in  dieser  Sache  von  der  II.  Kammer  ge- 
fassten Beschlüsse  Hess  Zachariae  die  Frage,  „ob,  wenn 
ein  Budget  in  den  Ausgaben  überschritten  worden  ist, 
den  Kammern  das  Recht  der  Nachbewilligung  zustehe 
zwar  vorläufig  unbeantwortet,  wies  aber  bemerkenswerther 
Weise  mit  einigen  wenigen  Worten  auf  den  Kernpun  t 
der  Frage  hin.  dass  nämlich  die  Nachbewilligung,  sowie 

1)  Vf?l.  V.  Soiron,  Ueberblick  des  badischen  Verfassungslebens 

etc.,  Wochenblatt  No.  XIV  der  Landtags-Zeitung,  Karlsruhe  1846, 

S.  316  ff.,  insbes.  S.  324. 

‘^)  L.-V.  1822/23.  I.  K.,  H.  4 S.  482,  495  ft. 
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die  Sache  eingeleitet  sei,  vor  allem  der  Schwierigkeit 
unterliege,  ,,dass  es  an  einem  Gesetzentwürfe  fehle, 
welcher  eine  Billigung  verlangte/'* 

Der  Gedankengang  des  Koinmissionsberichtes  ist  im 
Uebrigen  der  nachstehende: 

Während  das  Finanzministeri  um  bei  der  Beschluss- 
nahrne  über  die  abgelegte  Rechenschaft  von  der  Voraus- 
setzung ansgeht,  dass  der  vorliegende  Fall  nach  der 
Analogie  der  Palle  zu  beurtheilen  sei,  in  welchen  ein  Ver- 
rechne!’ der  ihm  Vorgesetzten  Behörde  Rechnung  über 
Einnahme  und  Ausgabe  ablegt,  folgte  die  II.  K a m me  r 
einer  anderen  Ansicht,  indem  si(‘  das  Recht  der  Nach- 
bewilligiing  in  Anspruch  nahm  und  damit  die  Resultate 
einer  solchen  Rechenschaft,  insoweit  sic  Abweichuno-en 
von  dem  Budget  ergeben,  im  \V\>ge  der  Gesetzgebung 
erledigen  wollte.  Eine  selbständige,  von  allgemeine- 
ren Gesichtspunkten  ausgehende  Beurtheilung  der  Sache 
ergibt  Folgendes: 

„Ein  jeder  Staat,  welcher  in  seinem  Haushalte 
Ordnung  stiften  und  erhalten  will,  muss  die  Einrichtung 
treffen,  dass  über  die  gesammte  öffentliche  Einnahme 
und  Ausgabe  von  Zeit  zu  Zeit  Rechnung  abgelegt 
werde.  In  einem  Staate,  in  welchem  (wie  in  dem 
unsrigen)  ein  Budget,  und  zwar  ein  mit  Zustimmung 
der  Kammern  festgesetztes  Budget ^),  die  Regel  der 
Staatshaushaltung  ist,  hat  eine  solche  Gesammtrechen- 
sehaft  noeh  überdiess  einen  besondern  Sinn  und 
Zweck. 

Denn  erstens:  Es  liegt  einer  solchen  Verwaltung 
die  Voraussetzung  zum  Grunde,  dass  die  Einnahme 
und  die  Ausgabe  eines  jeden  einzelnen  Jahres 


*)  In  der  willkürlichen  Annahme,  dass  das  Budget  in  Baden 
,.mit  Zustimmung  der  Kammern'‘  festgesetzt  sei,  liegt  das  :niiöinv 
i/'f  f ()'o,-  der  Ausfülu’ungeu  Z a c h a r i a e ‘s. 


— im  Ganzen  und  im  Einzelnen  — einer  im  Voraus 
bestimmten  Regel  unterworfen  werden  könne  und 
gesetzlich  unterworfen  sey.  Allein  die  Wirklichkeit 
kann  dieser  V'oraussetzung  vollkommen  nie  ent- 
sprechen. . „Die  Aufgabe  also,  welche  bei  dieser 
Regel  der  Staatshaushaltung  mittelst  jener  Gesammt- 
rechenschaft  zu  lösen  ist,  besteht  darinne,  dass  die 
Praxis  mit  der  Theorie  in  Uebereinstimmung  zu  setzen 

cl.  h.  die  wirkliche  Einnahme  und  Ausgabe  eines 

jeden  Jahres  mit  der  im  Budget  bestimmten  oder  voraus- 
gesetzten — im  Ganzen  und  im  Einzelnen  — in  Ein- 
klang zu  bringen,  um  das  Budget  eines  jeden  Jahres 
auch  nach  Ablauf  des  Jahres  als  ein  für  sich  be- 
stehendes  Ganze  behandeln  zu  können. 

Hiezu  kommt  zweytens:  Dass,  so  wie  in  den 
Staaten  dieser  Art  das  Budget  mit  Zustimmung  der 
Kammern  festgesetzt  wird,  ebenso  jene  Ausgleichung 
zwischen  der  wirklichen  und  der  vorausgesetzten  Ein- 
nahme und  Ausgabe  nicht  ohne  die  Zustimmung  oder 
Genehmigung  der  Kammern  geschehen  kann. 

Wenn  auch  die  den  Kammern  in  dieser  Beziehung 
zustehenden  Rechte  nach  der  Verschiedenheit  der  \ er- 
fassungen  verschieden  seyn  können,  und  verschieden 
sind,  so  würden  doch  die  Kammern,  wenn  sie  bei 
der  abzulegenden  Rechenschaft  und  bei  jener  Aus- 
crlcichung  überall  keine  Stimme  mehr  hätten,  mehr  dem 
Namen'' als  der  Sache  nach  ein  Bewilligungsrecht 

haben. 

Mit  einem  Worte  also,  in  einem  Staate  der  oben 
gedachten  Art  müssen  mit  der  Gesammtrechcnschaft 
über  Einnahme  und  Ausgabe  ^laassregeln  verbunden 
sein,  mittelst  welcher  das  Budget,  aut  welches  sich  die 
Rechenschaft  bezieht,  und  zwar  auf  eine  dem  Be- 

Hierin  liegt  die  Conseijueiiz  der  ersten  falschen  Annahme. 
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willigungsreclite  der  Kammern  entsprechende  Weise 
aufrecht  erhalten  wird,^ 

Unter  den  verschiedenen  Maassregeln,  welche  zur 
Erreichung  dieses  Zweckes  ergriffen  werden  können, 
dürfte  nun  — so  konstruirt  Zachariae  weiter  — 
„sowohl  in  rechtliclier,  als  in  staatswirthschaftlicher  Hin- 
sicht die  vorzüglichste  d i e sein,  dass  jedesmal,  so  wie 
Gesammtrechenschaft  über  die  wirkliche  Einnahme  und 
Ausgabe  eines  oder  mehrer  nudgetsjahre  der  Kammern 
abgelegt  wird,  zugleich  ein  G (*, se  t z e n t w u r f zur  Be- 
richtigung und  Abschliessung  des  Budgets  für  dieses  Jahr, 
oder  für  diese  Jahre  — das  Resultat  der  abgelegten 
Rechenschaft  - den  Kammern  vorgelegt  wird.  . 

„Der  Inhalt  eines  solchen  Gesetzes  wird  nicht 
nur  nach  Zeit  und  Umständen,  sondei'n  auch  nach 
Massgabe  des  verschiedenen  Umfanges  der  den 
Kammern  zustehenden  Rechte  verschieden  sevn.  Anders 
wird  das  Gesetz  z.  B.  in  den  Staaten  lauten,  in  welchen 
die  Kammern  nur  das  Recht  der  Steuerbewilligung 
haben,  anders  in  den  Staaten,  in  welchen  die  Kammern 
zugleich  berechtigt  sind,  die  Verwendung  der  öffent- 
lichen Einkünfte,  namentlich  in  dem  Maasse  zu  be- 
stimmen, dass  sie  den  Betrag  der  Ausgaben  im  p]in- 
z einen  (mittelst  specieller  Credite)  festsetzen,  wenn 
sich  schon,  wie  von  einem  Mitgliede  der  Commission 
ausdrücklich  bemerkt  wurde,  auch  in  dem  letzteren 
Falle  die  Kammern  bei  der  Entscheidung  über  eine 
ihnen  abgelegte  Rechenschaft  ohne  Gefahr  auf  die  Er- 
wägung beschränken  könnten,  ob  eine  unbewilligte  Auf- 
lage erhoben,  die  Einnahme  im  Ganzen  überschritten 
worden  sev/' 

„Das  Grossherzogthum  Baden  gehört  übrigens 
unstreitig')  zu  den  Staaten  der  I etz  te  ren  Art.  Denn 

')  Zachariae  ignorirt  liiemit  tlie  wiederholt  in  deutlichster 
Weise  kiindgegehene  Auffassung  der  Regierung. 
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der  § 55  der  Verfassungsurkunde,  „nach  welchem  mit 
deni  Entwurfe  des  Auflagengesetzes  das  Staatsbudget 
den  Kammern  zu  übergeben  ist“,  kann  wohl  nur  in 
dem  Sinne  gedeutet  werden,  dass  den  Kammern  das 
Recht  zustehe,  nicht  nur  die  öffentlichen  Abgaben, 
sondern  auch  die  Verwendung  der  Staatseinkünfte,  und 
zwar  speziell  zu  bestimmen.  Zu  demselben  Resultat 
führt  der  § 59  derselben  Urkunde,  nach  welchem  die 
Civilliste  ohne  Zustimmung  der  Stände  nicht  erhöht 
und,  ohne  Bewilligung  des  Grossherzogs,  niemals  ge- 
mindert werden  kann.  Auch  sind  in  diesem  Geiste, 
nach  dem  Vorgänge  verwandter  Staaten,  die  Budgets 
abgefasst  worden,  welche  die  Regierung  den  Kammern 
im  Jahre  1820  und  im  Jahre  1822  vorgelegt  hat.  ln 
dem  Grossherzogthum  Baden  also  würde  ein  Gesetz 
der  in  Frage  stehenden  Art  zugleich  eine  Nachbe- 
willigung  wegen  derjenigen  Summen  enthalten,  um 
welche  der  in  dem  Budget  bestimmte  Betrag  der  ein- 
zelnen Ausgaben  überschritten  wäre.“ 

Der  Commissionsbericht  gipfelt  schliesslich  in  dem 
Anträge,  den  Grossherzog  zu  bitten,  den  Kammern  in 
Zukunft  auf  jedem  l.andtage  „einen  Gesetzentwurf  zur 
definitiven  Regulirung  der  in  den  letztverflossenen  Budget- 
jahren stattgehabten  Einnabmen  und  Ausgaben  . . . 
zugleich  mit  der  detaillirten  Uebersicht  über  die  Ver- 
wendung der  verwilligten  Gelder“  . . . vorlegen  zu 

lassen. 

Dieser  Antrag  beweist,  ebenso  wie  der  ganze  Bericht 
Zachariae ’s.  eine  vollständige  Verkennung  des  recht- 
lichen Charakters  des  badischen  Budgets.  Indem  Zacha- 
riae von  der  willkürlichen  Behauptung  ausging,  dass  das 
badische  Budget  ein  Gesetz  sei.  musste  er  selbstverständ- 
lich auch  zu  unrichtigen  Folgerungen  gelangen. 

Eine  Debatte  über  den  von  Zachariae  der  ersten 
Kammer  am  28.  Januar  1828  schriftlich  eingcreichten  Be- 
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rieht  konnte  wegen  des  dnreli  die  gleichzeitigen  Krcig 
nisse  in  der  zweiten  Kammer  verursacliten  Landtags 
Schlusses  nicht  stattfinden. 

Irotzdem  die  Regierung  in  einem  der  zweiten  Kam 
mer  am  21.  Januar  1823  durch  Staatsrath  Roeckl 
vorgelegten  schriftlichen  Vortrage  schon  im  voraus  aus 
gesprochen  hatte,  dass  sie  mit  Rücksicht  auf  ihre  Bundes 
pflichten  keinesfolls  in  eine  Verminderung  des  bestehen 
den  Militäretats  von  1,600,000  tl.  willigen  werde,  um 
dass  sie  es  — im  Falle  keine  Vereinigung  zu  Staml 
kommen  sollte  — sehr  bedauern  müsse,  „wenn  sie,  be- 
schrankt auf  ihren,  von  landständischer  Finwillifriino*  mi. 


ongresse 
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■Ml  erfüllen;  Wir  erklären  ferner,  (lass,  da  nach  dem 
Art.  58  der  Schlussakte  zu  dem  deutschen  Hundesvertrag 
Wir  durch  Unsere  Stände  in  Erfüllung  Unserer  Hundes- 
nflichtcn  nicht  gehindert  werden  können,  \^  ir  als  Mit- 


<died  des  Deutschen  Bundes  das  erforderliche  Bedüri- 
niss  Unseres  bundesmässigen  Militärs  für  die  laufende 
Finanzperiode  auf  die  jährliche  Summe  von  1.600.000  fl. 
festsetzen,  bei  solchen  aber  alle  mögliche  Ersparnisse 
werden  statthnden  lassen;  Wir  erklären  endlich,  dass 
Wir  diese  Unsere  Entschliessung  vor  Unserm  Gewissen 
verantworten,  und  vor  Unserem  Volk  zu  rechtfertigen 
wissen  werden.^ 

„Wir  müssten  cs  übrigens  sehr  bedauern,  wenn 
die  zweite  Kammer  Unserer  getreuen  Stände  sich  dabei 
nicht  beruhigen,  und  durch  fortgesetzten  Widerspruch 
eine  Vereinbarung  nach  so  lange  dauernden  Verband- 
hingen  unmöglich  machen  sollte. . . • 

Die  Majorität  der  Kammer  war  jedoch  entschlossen, 
von  ihrem  ersten  Beschlüsse  in  Betreff  des  Militaretats 
nicht  abzugehen  und  sich  bei  der  von  der  Regierung  ab- 
o-ecrebenen  Erklärung  nicht  zu  beruhigen,  obwohl  der 
Abgeordnete  von  Ehren  auf  die  Thatsache  hinwies, 
dass  die  Regierung  sich  in  dem  provisorischen  Besitze 
der  Steuern  befinde,  dass  die  Staatsmaschine  nie  stille 
stehen  könne,  dass  die  Staatsbedürfnisse  bestritten  werden 
müssten,  und  dass  die  bisherigen  Steuern,  so  lange  nicht 
ein  definitives  Steuergesetz  zu  Stande  komme,  ohne 
Weiteres  fortbezogen  würden^).  Die  Kammer  war  ent- 
schlossen, ihr  verfassungsmässiges  Budgetrecht  über  das 
Recht  der  Bundesakte  zu  stellen  und  weigerte  sich  un- 
bedingt, das  von  der  Regierung  beanspruchte  Recht, 
„in  Gemässheit  der  Bundesgesetze  die  Summe  zu  be- 
stimmen, wenn  die  Stände,  mit  ihrer  Verwilligung  unter 
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>)  182'2,‘23.  II.  K.;  H.  12,  S.  405.  418 


dom  notluvemligon  Bodürfniss  bleiben  . . iuiziier- 
kennen. ’ ) 


Die  Diskussion  wurde  aui  beiden  Seiten  mit  grosser 
Lebliattigkeit  geführt.  Die  Kammer  glaid)te.  weniger  um 
der  Summe  als  des  Drincipes  wegen  im  Interesse  der 
Unabhängigkeit  der  Stände  von  ihrem  Standpunkte  nielit 
abgehen  zu  dürfen.  Die  Verhandlung  endigte  endlich 
damit,  dass  mit  eine  r Stimme  Majorität  beschlossen 
wurde,  auf  dem  früheren  Beschlüsse  — Bewilligung  einer 
Summe  von  1 500.000  fl.  für  die  Ausgaben  des  Militär- 
etats zu  beharren,  worauf  sämmtliche  Regierungs- 
commissäre  den  Landtagssaal  verliessen. 

Mit  dem  negativen  Erfolge  des  grossherzoglichen 
Kescrijites  war  der  Bruch  zwischen  Regierung  und  Volks- 
vertretung entschieden,  am  ;U  Januar  182J  wurde  der 
Landtag  geschlossen. 

Indessen  hatte  hiemit  der  Conflikt  noch  nicht  sein 
Ende  gefunden;  am  (i.  Februar  1823  erging  durch  das 
Regierungsblatt  ein  grossherzogliches  Rescript.  worin  das 
Verhalten  der  Stände  einer  .scharfen  Kritik  unterzogen 
und  gleichzeitig  das  Vorgehen  der  Regierung  zu  recht- 
fertigen  gesucht  wird  2): 

..Zwischen  den  deutschen  Bund,  der  die  Erfüllung 
der  Bundesptlichten  fordert,  und  zwischen  die  zweite 
Kammer  Unserer  Stände  gestellt,  welche  die  nach 
Unserer  Ueberzeugung  für  nothwendig  erachtete  Mittel 
verweigert,  blieb  uns  kein  Ausweg“,  heisst  es  dort, 
„diesen  Streit  zu  schlichten,  als  die  eigene  Festsetzung 
des  Bedarfs.  Kraft  Unserer  Bundespflichten,  an  deren 
Erfüllung  Wir  nach  den  Grundgesetzen  des  Bundes 
und  nach  der  Natur  der  Sache  durch  den  Gebrauch 
nicht  gehindert  werden  kfinnen.  den  Unsere  Stände  von 

')  A.  «.  ().,  S.  i-21. 

-)  15.  2,  S.  KJS.S,  Nr.  vm  y.  lo.  i[.  i,s-23. 
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dem  ihnen  in  der  \'erfassung  verliehenen  Mitwirkungs- 
recht  machen  wollen/' 

Die  Kritik  hat  sich  hier  nicht  mit  der  Frage  zu  be- 
fassen, ob  das  Vorgehen  einerseits  des  Landtages,  andenu- 
seits  der  Regierung  nach  Maassgabe  der  badischen  \ ei- 
fassung  und  der  oben  angeführten  Bundesbeschlusse 
staatsrechtlich  zulässig  oder  politisch  gerechtfertigt  war. 
So  viel  darf  als  thatsächlich  feststehend  angenommen 
werden,  dass  die  in  ^ 82  der  Verfassungsurknnde  ent- 
haltene Uebergangsbestimmung;  ..Insbesondere  wird  das 
erste  Budget  bis  zur  Vereinbarung  mit  den  Ständen 
provisorisch  in  Vollzug  gesetzt“  bereits  durch  die  pro- 
visorische In-Vollzugsetzung  des  Budgets  pro  1819  con- 
sumirt  war  und  dass  sonach,  nachdem  die  aut  dem 
Landtage  von  1820  geschehene  Verwilligung  nur  die 
Finanzperiode  vom  1.  Juni  1820  bis  31.  Mai  1822  um- 
fasste. im  Augenblicke  der  Entlassung  der  Stände  nicht 
nur  kein  auf  gesetzlich  genehmigten  Auflagen  beruhendes 
Budget  vorhanden,  sondern  auch  die  durch  ^ 02  statuirte 
sechsmonatliche  F r i s t z u r F orte  r h e b u n g d e r S t c u e r n 
bereits  um  zwei  Monate  überschritten  war. 

Die  Regierung  Hess  indessen  von  der  Erneuerung 
des  Landtages  vorerst  nichts  verlauten:  am  20.  März  1823 
erfolgte  ein  grossherzogliches  Rescript^).  welches  besagte  . 

.,I)a  auf  dem  letzten  Landtage  zwischen  Uns  und 
Unsern  getreuen  Ständen  eine  Vereinbarung  über  das 
Autlagengesetz  nicht  zu  Stande  gekonnnen  ist,  so  vei- 
ordnen  Wir.  dass  die  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbe- 
steuer in  dem  nächsten  Finanzjahr,  wie  in  den  Jahren 
1820,  1821  und  1822,  mit  neunzehn  Kreuzer  von 
hundm-t  Gulden  Steuerkapital  erhoben  werde.  Hieran 
.reschieht  Unser  Wille,  mit  dessen  Vollzüge  Unser 

O » • wi 

Finanzministerium  beauitragt  ist.  . . 

I)  r,.  •_>.  S.  luun,  Nr.  VH  V.  *27.  II / ivS2:>. 


— 92  — 

Am  11.  I)e/ember  1H24  endlich  wurde  die  Aidlösun- 
der  dten  Kammern  verfügt  i)  _ gleichzeitig  mit  dein 
\\ahlausschreihen  für  den  neuen  Landtag,  welcher  nach 
der  strengen  Auslegung  des  § -lü  der  Verfassungsurkunde 
&e  lon  für  das  Jahr  1824  zu  heriifen  gewesen  wäre. 

Es  bedeutet  einen  entschiedenen  Erfolg  der  Re- 
gierung, dass  ihr  — abgesehen  von  Angriffen  in  der  Presse-) 

— aus  diesem  Vorgehen  keine  erheblicheren  Schwierifr- 
keiten  erwuchsen.  ” 

Auf  der  zu  Anfang  des  Jahres  1824  in  Wien  tagenden 
Ministereonferenz  wurde  die  Schliessung  des  badischen 
Landtages  mit  einmüthigem  Beifall  begrüsst^);  die  da- 
selbst im  Sommer  des  gleichen  Jahres  beschlossene 
Wiedererneuerung  der  seinerzeit  nur  auf  fünf  Jahre  ab- 
geschlossenen Carlsbader  Uebereinkunft  gab  der  badischen 
Regierung  am  deutschen  Hunde  einen  neuen  Rückhalt. 

xAIit  der  Auflösung  des  zweiten  badischen  Landtages 
hat  zugleich  die  erste  Entwicklungsperiode  des  badischen 
Budgetrechts  ihren  formellen  Abschluss  gefunden.  Eine 
Periode,  welche  charakterisirt  ist:  Auf  der  einen  Seite 
durch  eine  ausserordentlich  freimüthige  und  reichbegabte, 
allgemein  freiheitlichen,  dem  französischen  Liberalismus 
entlehnten  Ideen  huldigende,  das  Wesen  der  eigenen  Ver- 
fassung aber  vielfach  verkennende  Volksvertretung;  auf 
der  anderen  Seite  durch  eine  anfänglich  entschieden 
wohlwollende,  in  der  Vertheidigung  ihrer  Rechte  aber 
unsichere  und  durch  Ausschreitungen  der  freiheitlichen 
Bewegung  schliesslich  in  die  Reaktion  gedrängte  Re- 
gierung, welche  den  Boden  der  Verfassung  erst  zu  spät 
wiederfand,  um  den  Conflikt  zwischen  der  Nothwendig- 
keit  einer  \ ereinbarung  über  das  Auflagengesetz  mit  den 

P Keg.-Bl.  B,  -2,  S.  179ö,  Nr.  XXIX  v.  l.'I.  XII.  1824. 

“3  V.  Rotteck  a.  a.  O.  B.  IV,  S.  RSf)  ft'. 

'*3  Tre  itsc  h k e,  Deiitsclic  Ge.schidite  B.  III,  S.  ft'. 
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Ständen  und  zwischen  der  Erfüllung  der  genau  be- 
messenen Bundespflichten  auf  verfassungsmäs.sigcm  Wege 
lösen  zu  können. 

Die  Periode  endigt  mit  einem  Siege  der  Regierung 
und  der  Verfassung,  insoi'erne.  als  den  Ständen  das  \on 
ihnen  beanspruchte  Ausgabcnbcwilligungsrecht  thatsäch- 
lich  nicht  zugestanden  wurde,  während  allerdings  auf  der 
anderen  Seite  die  Stände  sich  zu  der  ihnen  angesonnenen 
Auflagenbewilligung  unter  diesen  Lmständen  ebenfalls 

nicht  hatten  bereit  finden  lassen. 

Die  thatsächliche  Lösung  des  Confliktes  war  diejenige, 
welche  sie  bei  einer  kraftvollen  Regierung  immer  sein 
wird:  Die  Regierung  erhob  die  Steuern  und  sonstigen 

auf  Gesetz  beruhenden  Einnahmen  ohne  spezielle  Autori- 
.sation  durch  ein  Finanzgesetz  auf  ihre  eigene  \ erant- 
wortung  fort,  setzte  ihren  Finanzplan  nach  dem  INluster 
des  vorausgegangenen  Budgets  selbständig  fest  und  machte 
— immer  auf  ihre  eigene  Verantwortung  diejenigen 
Ausgaben,  welche  der  h ortbestand  des  Staates  \ erlangt. 

Wie  vollkommen  der  Sieg  der  Regierung  war,  be- 
weist erst  die  Geschichte  der  nun  folgenden  beiden 
Budgetperioden,  die  Geschichte  der  Landtage  von  182.5 
und  1828,  welche  zugleich  den  Rahmen  für  die  zweite 
Periode  der  Anfangszeit  des  badischen  Budgetrechtes 

bilden. 


B.  Die  2.  Periode. 

(Die  Landtage  von  1 825  und  182  8.) 

Der  zu  Beginn  des  Jahres  1825  zusannnentretende 
neue  Landtag  zeigte  gegenüber  seinen  beiden  Vorgängern 

ein  durchaus  verändertes  Gesicht. 

Infolge  einer  Seitens  der  Regierung  zwar  nicht  an- 
bcfohlencn,  sondern  sogar  offen  missbilligten,  Seitens 


- 

der  unteren  Behörden  aber  in  ausgedelintestcni  Maasse 
betriebenen  und  von  Zachariae  cdiarakteristiseher  Weise 
als  ideales  Kennzeichen  einer  monarchischen  Repräsen- 
tativverfassung gepriesenen  Wahlbeeinflussung  befanden 
si(‘h  unter  den  (i8  Mitgliedern  der  zweiten  Kammer  nicht 
weniger  als  7 Ministerialräte,  11)  andere  unmittelbare 
Staatsbeamte.  '20  mittelbare  Staatsdiener  (wie  Bürger- 
meister. Stadträthe  u.  A.)  und  nur  17  Privatmänner  und 
Gewerbetreibende.  Die  in  d(m  Jahren  1819/20  und 
1822  2o  so  kraftvoll  auftretendc  Opposition  war  bis  auf 
J Mänr<'r  — diese  allerdings  siiramtliche  dem  Beaniten- 
stande  angehörig  — zusammengeschmolzen:  die  Abge- 

ordneten Duttlinger,  Grimm  und  Föhrenbaeh.D 

Bei  dieser  Zusammensetzung  dei  „Volksvertretung“ 
bedarf  es  keines  weiteren  Beueises,  dass  dieselbe  als 
zuverlässiges  Organ  der  Volksgesinnung  und  der  Volks- 
wünsche allerdings  nicht  angesehen  werden  kann;  umso- 
mehr aber  ist  dieselbe  als  getreuester  Dolmetsch  der 
Regierungsansichten  zu  betrachten  und  bietet  dadurch 
wie  keine  spätere  Kammer  die  Möglichkeit,  aus  dem,  was 
während  ihrer  Dauer  beschlossen  und  verordnet  wurde, 
den  wahren  unbeeinflussten  Willen  der  Regierunir  zu  er- 
kennen. 

Da  sich  diese  Bemerkung  gleichzeitig  auch  auf  den 
ebenso  zusammengesetzten  Landtag  des  Jahres  1828  be- 
zieht, so  liegt  cs  auf  der  Hand,  welche  <>:rosse  Bedeutuno- 
die  Periode  dieser  beiden  Landtage  für  die  Entwickluno- 
und  iiiv  die  Darstellung  derjenigen  Grundsätze  hat,  von 
welchen  die  Regierung  in  den  Anfangsjahren  des  consti- 
tutioneilen Lebens  in  Bezug  auf  das  Budgetwesen  geleitet 
worden  ist. 

Die  erste  Hauptverhandlung  des  Landtages  von  1825 
diente  der  Abänderung  der  Verfassung.  An  Stelle  der 
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bisher  bestehenden  theilweisen  Erneuerung  der  Kammern 
von  2 zu  2 beziehungsweise,  von  4 zu  4 Jahren  sollte  nun- 
mehr eine  von  ti  zu  (>  Jahren  wiederkehrende  Integral- 
orneuerung  treten ; anstatt,  wie  seither,  von  2 zu  2 Jahren 
sollte  künftig  nur  von  J zu  8 .lahren  eine  Standever- 
sammlung  stattfinden;  damit  war  selbstverständlich  eine 
Verlängerung  der  Budgetperiode  von  2 auf  8 Jahre  ver- 
bunden : Alles  in  der  unausgesprochenen  Absicht  einer 

Verminderung  des  ständischen  Einflusses  auf  Budget  und 
Staatsverwaltung!  Die  Verfassungsänderung  gelangte, 
wie  zu  erwarten  war,  in  beiden  Kammern  zur  Annahme: 
in  der  II.  Kammer  waren  es  insbesondere  der  Bericht- 
erstatter Rosshirt  und  Zachariae,  beide  unbedingte 
Anhänger  der  Regierung,  welche  den  Entwurf  empfohlen 
hatten  r Zachariae  namentlich  gab  der  Kammer  mit  Rück- 
sicht auf  die  wegen  Verminderung  des  ständischen  Con- 
trollrechtes  erhobenen  Bedenken  zu  erwägen,  dass  nur 
selten  der  Fall  eintreten  werde,  wo  die  Landstände  die 
Regierung  vor  Missbraucli  zu  warnen  brauchten,  „da 
man  in  d"em  deutschen  Bunde,  in  dem  Dieneredikt  und 
in  der  wöchentlichen  Audienz  bei  dem  Regenten  eine 

hinlängliche  Gewuihr  dagegen  finde. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  eine  überflüssige 

Vorsichtsmaassregel  Seitens  der  Regierung,  wenn  diese 
den  Ständen  zu  Beginn  ihrer  Sitzungen  gewissermaassen 
die  Kriegsartikel  bekannt  gab,  indem  die  Ihronrede 
feierlich  hervorhob,  dass  nach  den  Beschlüssen  der 
Wiener  Ministerconferenzen  „die  Verfassung  alle  Rechte 
der  Staatsgewalt  in  der  Person  des  Regenten  vereinigt 
gelassen  und  nur  die  Ausübung  bestimmter  Rechte  an 
die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  habe,  und  wenn 
die  Kammer  gleichsam  schon  im  Voraus  verwarnt  wurde 
durch  die  Verlesung  des  Bundesbeschlusses(v.  1 ü.  Aiig.  1824). 


M V.  IlottecU  a.  a.  O.  S.  253;  L-V.  1825,  11  K.,  B.  1 S.  243  ff. 
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.,Ls  soll  in  allen  Bundesstaaten,  in  welchen  laml- 
ständisehe  Verfassungen  l»est(‘hen,  strenge  darüber  ge- 
wacht werden,  damit  in  der  Ausübung  der  den  .Ständen 
durch  die  landständisebo  ^'erfassung  zugestandenen 
K echte  das  monarchische  Princip  un verletzt  erhalt (mi 
bleibe  ^).  . . 

Von  den  Ständen  des  dabres  1825  war  eine  Ver- 
letzung des  monarcliischen  Principes  sicher  nicht  zu  ge- 
wärtigen ! 

Die  Abhängigkeit  der  zweiten  Kammer  von  der  Ke- 
gierung  äusserte  sich  am  deutlichsten  naturgemäss  bei 
der  B u d get  a u fste  1 1 u n g. 

Während  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Finanz- 
jahres lS22/2d  mit  IblTO.OtU)  11.  bilanzirt  hatten,  erscheinen 
in  dem  neuen  Budget  nur  <.2(b,8S)U  fl.  als  Einnahme-  und 
Ausgabesumme.  Der  Grund  dieses  auffallenden  Grössen- 
unterschiedes ist  der.  dass  im  dahre  1822  — wie  oben 
hervorgehoben  ist  — die  P>  r u 1 1 o e i n n a li  ni  e , im 
dahre  1825  dagegen  die  N e 1 1 o e i n n a h m e verzeichnet 
ward,  dass  also  die  auf  den  verschiedenen  Einnahme- 
rubriken haftenden  Lasten  und  Unkosten  sogleich  von 
den  Einnahmen  abgezogen  und  in  der  Bubrik  Ausgaben 
nicht  mehr  aufgeführt  wurden,  womit  ein  nicht  unwesent- 
licher Iheil  der  Ausgaben  schon  a priori  von  der  Fest- 
setzung durch  die  Stände  unabhängig  gemacht  wird. 

Eine  weitere  auffällige  Beobachtung  ist  die,  dass  der 
Bruttoertrag  der  Camera  Id  omänen  und  Forsten  im 
Jahre  1825  um  über  eine  halbe  Million  Gulden  niedriger 
angesetzt  wurde  als  im  Jahre  1822.  eine  Tliatsache, 
welche  bei  dem  Unterbleiben  Jeder  näheren  Aufklärung 
ebenfalls  darauf  schliessen  lässt,  dass  im  Jahre  1825 
wisse  Einnahmen  entgegen  der  bisherigen  Praxis  ohne 
Weiteres  der  Kenntniss  der  Stände  entzogen  wurden. 

r5 
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Zweite  und  erste  Kammer  erwiesen  sich  der  Re- 
gierung gleich  willfährig.  I )ie  Einnahmepositionen  der 
Regierung  fanden  mit  nur  ganz  unwesentlichen  Aender- 
ungen  sofort  bei  beiden  Kammern  Annahme : die  bean- 
tragte Ausgabensumme  ])ro  1825  mit  1827  erhielt  die 
Gencdimigung  der  »Stände  sogar  ohne  Jeden  Abstrich. 
Eb(*nso  verursachte  auch  die  nach  Maassgabe  des  Finanz- 
gesetzes pro  1821  vorgenommene  Prüfung  der  Rech- 
nungsna(diweisungen  l'ür  die  Jahre  1822  mul  1S23  keinerlei 
Differenzen. 

Lediglich  die  Diskussion  über  die  Amortisationscassa- 
Rechnungtm  ei'gab  die  von  dem  Abgeordneten  Duttlinger 
kampfbegierig  aufgegrifl'ene  (ielegenheit,  auf  die  »8treit- 
Irage  vom  »Jahre  1822  23,  in  Tctreff  der  nehandlung  der 
B u dg  c t ü b e r s h r ei  t u n ge  n , zurückzu  kommen  ^),  allein 
Regierungscommissär  Boeckh  ging  auf  die  oft  geliö  *ten 
Behauptungen  D u 1 1 1 i n ger  's  von  der  ,,Voi bewilligung" 
und  der  „Xachbewilligung"  nicht  mehr  näher  ein.  Er 
beschränkte  sich  darauf,  jedes  Mitwirkune;srecht  der 
Stände  bei  der  Budgetaiifstellung  unbedingt  in  Alirede 
zu  stellen  und  die  Kammern  auf  die  ihnen  wirklich  zu- 
stehenden Rechte  — in  Bezug  auf  das  Auflagengesetz 
(§  00  V.-U.),  auf  Anlehen  (§  57).  auf  die  Veräusserung 
von  Domänen  (nach  58)  und  auf  die  Staatsschulden- 
tilgungsanstalt (nach  22j  zu  verweisen. 

\ ergebens  verlangte  Duttlinger  dem  gegenüber, 
um  das  Recht  der  Stände  znr  Theilnahme  an  der  Finanz- 
verwaltung zur  Geltung  zu  bringen,  erhöhte  Specialität 
für  Einnahme  und  Ausgabe  — der  Landtag  von  1825 
war  nicht  dazu  geschaffen,  freisinnige  Ideen  zur  An- 
erkennung gelangen  zu  lassen,  welche  wie  diejenigen  des 
Abgeordneten  Duttlinger  aus  der  Verfassung  nicht  be- 
gründet werden  konnten  ! Dagegen  waren  die  Kammern 
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des  Jahres  1825  die  ersten,  und  blichen  auf  lange  Jahre 
die  einzigen,  welche  der  Regierung  gestatteten,  die  Volks- 
vertretung auf  diejenigen  Befugnisse  zu  beschränken, 
\\  eiche  ihnen  die  53  und  54  der  badischen  Verfassungs- 
urkunde zugewiesen  haben,  nämlich  die  Bewilligung 
der  Auflagen  nacli  Maassgabe  des  zu  deren  Begründung 
dienenden  ^'taiifsbudgefs  und  die  Prüfung  der  Rech- 
n u n gs  n a c h weis  u n g e n. 

Zum  ersten  Male  gelang  der  Regierung  die  Verein- 
barung eines  wahren  Budgets,  zum  ersten  INIale  bot  sich 
ihr  die  Möglichkeit,  durch  die  Formulirung  der  Ein- 
leiturigsworte  des  P inanz-Gesefzes  den  Inhalt  des  53 
der  Verfassungsurkunde  — die  Beschränkung  der  Stände 
auf  die  Auflagenbcwilligung  --  zum  klaren  bewussten 
Ausdruck  zu  bringen. 

Das  P^rgebniss  der  Budgetverhandlungen  war  die 
P..rlassung  eines  PJnanzgesefzes  mit  nachstehendem  Wort- 
laute : 

„Wir,  Ludwig,  von  Gottes  Gnaden,  Grossherzog 
zu  Baden  etc.  etc.  haben  über  die  ordentlichen  Aus- 
gaben für  die  nächste  Budgetperiode  und  über  die 
Mittel  und  Wege  zu  deren  Deckung,  nach  Anhörung 
Unseres  Staatsministeriums,  und,  soweit  die  Deckung 
durch  Auflagen  geschehen  muss,  unter  Zustimmung 
Unserer  getreuen  Stände  beschlossen,  und  beschliessen 
hiermit,  wie  folgt: 

Art.  1. 

Die  ordentlichen  Einnahmen  nnd  Ausgaben  für 
die  PJnanzjahre  1825,  182ö  und  1827  sind  nach  den 
anliegenden  Etats  festgesetzt. 


0 L.-V.  1825,  II.  K.,  H.  3 S.405;  Reg.-Ul.  15.  2 S.  180-,  Nr.  VIII. 
) Die  anliegenden  Etatn  füllen  nirlit  ganz  zwei  und  eine  li.aihe 
Druckseite  (S,  l(S02-180t). 
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Art.  2. 

Alle  dermalen  bestehenden  Abgabegesetze  blei- 
ben bei  Kraft,  soweit  sie  nicht  durch  neue,  welche 
auf  diesem  Landtage  zu  Stande  kommen,  abgeändert 
werden. 

Geiieben  zu  Carlsruhe  etc.  den  14.  Mai  1825. 


Ein  weiteres  Gesetz  vom  gleichen  Tage  ordnet  „mit 
Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände  . . .“  eine  Ver- 
mehrung des  Militäretats  um  50.000  fl.  und  zu  diesem 
Zwecke  eine  Erhöhung  der  Grund-  etc.  Steuer  an. 

Die  symptomatische  Bedeutung  dieser  PMrmulirung 
der  Piinleitungsworte  des  PJnanzgesetzes,  auf  welche  zu- 
erst in  der  Abhandlung  von  Rosin  „Badisches  Staats- 
recht um  die  Geburtszeit  Grossherzog  PViedrichs“,  Pb-ei- 
burger  Universitätsfestprogramm  zum  siebzigsten  Geburts- 
tag Sr.  Kgl.  IT.  des  Grossherzogs  Pb’iedrich,  P^reiburg  und 

1 1 1 
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Zweifel. 

Auch  wenn  urkundliche  Nachweise  dafür,  dass  diese 
P^assung  bestimmt  ausgesprochenen  staatsrechtlichen  Rück- 
sichten ihre  p]ntstehung  verdankt,  nicht  erbracht  werden 
können,  so  lässt  doch  das  anderwärts  erkennbare  ziel- 
bewusste Vorgehen  der  damaligen  badischen  Regierung 
den  sicheren  Schluss  zu,  dass  die  fraglichen  orte  mit 
voller  Ueberlegung  gewählt  wurden.  Die  Fassung  duldet 
in  Anbetracht  der  damaligen  Haltung  der  Regierung 
keine  andere  Deutung  als  die:  Die  Regierung  benützte 
ihre  neu  gewonnene  Macht  gegenüber  den  Tjandständen 
dazu,  um  nochmals  in  aller  PMrm  Rechtens  und  unter 
Anerkennung  Seitens  der  Stände  auszusprechen,  was  sie 
auf  dem  vorigen  Landtage  unter  Widerspruch  der  Stände 
durch  ihre  Commissäre  Nebenius,  Bocckh  und 
Schippel  mit  hartnäckiger  P^stigkeit  immer  wieder 
festgehalten  hatte:  Dass  die  Stände  nach  der  Verfassung 
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nur  (las  Recht  haben,  die  Auflagen  zu  bewilligen, 
dass  das  Budget  im  eigentlichen  Sinne  nicht  als 
(lesetz  aufgefasst  werden  könne,  dass  es  vielmehr  nur 
als  Material  zur  Begründung  des  Auflagengesetzes 
diene ; dass  nicht  die  h]  i n n a li  ni  e n überhaupt, 
sondern  nur  die  Abgaben  durch  das  Gesetz  bestimmt 
würden;  dass  die  Verfassung  „das  A ufl  ag  en  ge  s e t z“, 
„an  welches  die  Regierung  streng  gebunden  sey“,  unter- 
scheide „von  dem  Budget“,  das  nur  „eine  wahrschein- 
liche Berechnung  der  Kosten  des  Staatshaushaltes  seye.“ 

Diese  Ansicht  wird  auch  durch  den  von  Rosin 

am  angegebenen  Orte  aufgestellten  Vergleich  mit  der 
noch  heute  üblichen  Einleitungsformel  der  bayerischen 
Finanzgesetze  bestätigt: 

Das  erste  bayerische  Finanzgesetz  (vom  22.  Juli  1819) 
trug  an  der  Spitze  folgende  Worte: 

„VN  ir  haben  auf  den  Antrag  Unseres  Staats- 

miiiisteriutns  der  Finanzen  nach  Veinehmung  Unseres 
Staatsraths  mit  dem  Beirathe  und  — soviel  die  Er- 
hebung der  dirccten,  V^eränderung  der  indirecten 
Steuern,  dann  die  Aufnahme  neuer  Anleihen  betrifft  — 
mit  Zustimmung  der  Lieben  Getreuen,  der  Stände 

Unseres  Reichs,  über  die  Staats-Einnahmen  und  Staats- 
Ausgaben  für  die  sechs  nächsten  Finanzjahre,  vom 
1.  Oktober  1819  bis  letzten  September  1825,  be- 

schlossen und  verordnen,  wie  folgt:  . . 

Was  aber  diese  Einleitungsworte  bedeuten,  das  ist 
von  Seydel  auf  Grund  seiner  Untersuchungen  unwider- 
legt festgestellt ^) : . . . „Der  Eingang  jedes  bayerischen 
^ e ,es  bringt  6s  zum  Ausdrucke,  dass  Gegenstand 


0 V.  Seydel,  Bayer.  Staatsredit,  2.  Autl.,  H.  S.  öaf)  tV. 
V.  Seydel,  Felier  Budgetreclit,  S.  18  ft*,  v.  Seydel,  Das  Budget- 

recht  des  bayer.  Landtages  und  das  Verfassungsverständniss  von  1843 
S.  14  fp. 
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des  Zustimmungsrechtes  des  Landtages  nur  die  Bteuer- 
bewilligung  ist,  nicht  das  Budget.  Letzteres  unterliegt 
nur  der  Prüfung  des  Landtages  zum  Zwecke  der  Steuer- 
bemessung.“ 

Es  erscheint  nun  als  eine  durchaus  gerechtfertigte 
Annahme,  dass  die  badische  Regierung,  ebenso  wie  dies 
erweislich  in  anderen  staatsrechtlichen  Fragen  geschehen 
ist,  auch  bei  der  Redaktion  des  ersten  förmlichen  FJnanz- 
gesetzes  darauf  Rücksicht  genommen  hat,  welche  Praxis 
sich  in  Bezug  auf  dessen  äussere  Formen  inzwischen  in 
dem  verwandten  bayerischen  Rechtsgebiete  herausge- 
bildet habe,  und  dass  sodann  im  vollen  Bewusstsein  der 
Bedeutung  der  bayerischen  Einleitungsformel  auch  für 
die  Einleitung  des  badischen  Finanzgesetzes  eine  Form 
crewählt  wurde,  welche  die  Wesenheit  des  dem  bayerischen 
Budgetrechte  homogenen  badischen  Budgetrechts  zum 
deutlichen  Ausdrucke  brachte. 

Dass  hiebei  in  scheinbarem  Gegensätze  zu  den  Ein- 
leitunesworten  in  Art.  1 des  mehrerwähnten  badischen 

o 

Finanzgesetzes  vom  14.  Mai  1825  der  Ausdruck  gebraucht 
ist;  „Die  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  für 
die  Finanzjahre  1825,  1826  und  1827  werden  nach  den 
anliegenden  Etats  festgesetzt“,  ist  für  die  Auffassung, 
dass  den  Ständen  nur  ein  Steuer-,  kein  Ausgabenbe- 
willigungsrecht zugestanden  werden  wollte,  ebensowenig 
ein  Ilindernissgrund,  wie  dies  beispielsweise  der  Gebrauch 
der  Titelüberschrift  „Festsetzung  der  Staatsausgaben“  für 
die  gleichartige  Beurtheilung  des  bayerischen  Budget- 
rechts ist.  Denn,  eben  um  den  naheliegenden  Irrthum 
zu  vermeiden,  dass  die  Zustimmung  der  Stände  sich 
auch  auf  die  Festsetzung  der  Ausgaben  beziehe,  ist  die 
Einschränkung  . . „und  soweit  die  Deckung  durch  Auf- 
lagen geschehen  muss,  unter  Zustimmung  Unserer  ge- 
treuen Stände  . .“  gebraucht,  welche  Jedermann  erkennbar 
machen  soll : dass  mit  der  Zustimmung  zu  den  Auflagen 
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das  Zustiiiiinungsrefht  der  Stände  erschöpft  ist,  und  dass 
Alles.  was  sonst  noch  über  Einnahmen  und  Ausgaben  in 
dem  Finanzgesetze  und  den  anliegenden  Etats  bestimmt 
wird,  nicht  mit  Zustimmung,  sondern  wie  dies  die 
bayerische  Einleitungsformel  präciser  ausdrückt  — „mit 
Beirath das  heisst,  nach  einer  unverbindlichen 
Flnvernahme  der  SStände  festgesetzt  ist. 

Lieber  den  Sinn  und  den  Zweck  der  für  das  Finanz- 
gesetz des  Jahres  1825  gewählten  Einleitungsworte  kann 
demnach  wohl  kaum  ein  begründeter  Zweifel  ob- 
walten. 

Auch  der  am  28.  F^ebruar  1828  eröffnetc  neue  Land- 
tag versuchte  nicht,  die  Regierung  von  ihrem  seit  1822/23 
eingenommenen  und  während  der  vergangenen  Landtags- 
periode erheblich  befestigten  Standpunkte  zu  verdrängen; 
abgesehen  von  einigen  durch  Todesfälle  und  Rücktritt 
verursachten  Abgängen,  welche  durch  die  Wahl  gleich- 
gesinnter  Abgeordneter  ersetzt  worden  waren,  zeigte  der 
neue  Fiandtag  die  gleiche  Zusammensetzung  wie  sein  Vor- 
gänger. Die  Kammern  fuhren  fort,  ohne  jede  Störung 
ihrer  natürlichen  Harmonie  als  ein  erweitertes  Ret^ieruners- 

O o 

Collegium  die  ihnen  übertragenen  Funktionen  zu  ver- 
sehen ; die  Regierung  hatte  die  freieste  Möglichkeit,  bis- 
her bestrittenen  Verfassungsgrundsätzen  die  strengste 
Geltung  zu  verschaffen. 

So  kommt  es,  dass  die  Bedeutung  der  Verhandlungen 
des  Jahres  1828  hauptsächlich  darin  ruht,  dass  sie  ebenso 
wie  diejenigen  des  Jahres  1825  weniger  ein  Erkennungs- 
mittel für  die  Wünsche  und  Anschauungen  des  Volkes, 
als  vielmehr  ein  getreues  Spiegelbild  dessen  darstellen, 
was  die  Regierung  wollte.  Was  aber  die  Regierung 
damals  wollte  und  den  Ständen  gegenüber  erfolgreich 
vertrat  das  war  eben  das  strikte  Bestehenbleiben  auf 
der  Verfassung  und  die  scharfe  Zurückweisung  aller 
darüber  hinausgehenden  Bestrebungen. 
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Denn  wenn  sich  auch  nicht  verkennen  lässt,  dass  ein 
grosser  Theil  der  damaligen  Regierungsmitglieder,  nament- 
lich die  Freiherrn  von  Berstett  und  von  Blittersdorf,  nach 
den  Erfahrungen  des  Jahres  1822, 1823  eine  Einschränkung 
der  ständischen  Rechte,  wenn  nicht  Aufhebung  der  con- 
stitutioneilen Verfassung,  wünschte  und  beim  Bunde  nach- 
drücklichst  betrieb,  wie  auch,  dass  Grossherzog  Ludwig 
persönlich  kein  Freund  der  Verfassung  war  und  einem 
Druck  von  Seiten  des  Bundes  nach  der  angedeuteten 
Richtung  vielleicht  nicht  ungern  nachgegeben  haben 
würde,  so  war  doch  auf  der  anderen  Seite  der  Gross- 
herzog nicht  dazu  zu  bewegen,  selbst  einen  Schritt  gegen 
die  beschworene  Verfassung  zu  unternehmen,  und  hat 
stets  deren  strengste  Einhaltung  anbefohlen. 

Unter  diesen  Gesichtspunkten  betrachtet,  ergibt  auch 
der  sonst  so  dürftige  Stoff  des  Landtages  1828  n>anche, 
für  die  Beurtheilung  der  damaligen  Entwicklungstendenzen 
werth volle  Ergebnisse. 

Vor  Allem  ist  von  Interesse  die  Einleitung  des  der 
zweiten  Kammer  am  29.  Februar  1828  im  Entwürfe  vor- 
gelegten Finanzgesetzes  1),  welche  — abgesehen 
von  der  rechtlich  belanglosen  Modificatioir.  „soweit  die 
Einnahmen  in  Auflagen  bestehen^“  statt  „soweit  die 
Deckung  durch  Auflagen  geschehen  muss“  — die  gleiche, 
die  Zustimmung  der  Stände  auf  die  Auflagen  be- 
schränkende Formulirung  zeigt,  wie  diejenige  des  Haupt- 
finanzgesetzes von  1825.  Die  wiederholte  Anwendung 
dieser  rechtlich  bedeutungsvollen  Ausdrucksweise  vermag 
nur  zur  Bestärkung  der  oben  begründeten  Auffassung 
des  ursprünglichen  Charakters  des  badischen  Budget- 
rechts und  der  von  der  Regierung  in  Bezug  hierauf  ge- 
übten Praxis  beizutragen. 

Einen  weiteren  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser 
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‘J  L.-V.  1828,  II.  K.,  H.  1 (nach  S.  303). 
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von  F iir  s 1 0 n 1)  e r g , über  die  authentische  Interpretation 
der  ()0,  (51,  655  und  74  der  V^erfassungsurkunde  in  der 
ersten  Ivamtner  erstatteter  sehr  eingehender  Coinniissions- 
bericht. 

Der  Berichterstatter,  später  badischer  Staatsminister, 
dessen  oft  bethätigter  Freiuuith  jeden  Gedanken  an  eine 
tendenziöse  Auslegung  der  Verfassung  zu  Gunsten  der 
Regierung  aussehliesst.  gibt  hier  zunächst,  im  Gegensatz 
zu  den  Bemerkungen  des  Abgeordneten  Duttlinger  in 
der  zweiten  Ivammei’,  eine  ausführlich  begründete  Defini- 
tion des  Begrittes  „Finanzgesetz“;  er  sucht  den  Begriff 
als  einen  möglichst  engen  zu  interpretiren  und  macht 
kein  Hehl  daraus,  dass  er  denselben  im  Interesse  der  ersten 
Kammer,  deren  Rechte  in  Bezug  auf  die  Finanzgesetzgebung 
zufolge  des  § 60  der  Verfassung  ausserordentlich  gering 
sind,  am  liebsten  auf  die  Bewilligung  der  Abgaben  be- 
schränkt sehen  möchte. 


Gelegentlich  der  näheren  Erörterung  des  Begriffs  der 
Finanzverwaltung  und  der  bezüglichen  ständischen  Rechte 
zeigt  Freiherr  von  Türkheim  nun  in  der  Entwicklung 
seiner  Ansicht  vollkommene  Gebereinstimmung  mit  den 
oben  geschilderten  Grundanschauungen  der  Regierung: 

„So  wie  überhaupt  der  Zw'eck  die  Mittel  bestimmt, 
nicht  umgekehrt,  so  ist  — führte  PVeiherr  von  Türk- 
heim aus  — auch  nur  die  Festsetzung  der  Deckungs- 
mittel für  eine  gegebene  Grösse  des  Staatsbedarfs, 


nicht  aber  die  von  höheren  Rücksichten 


auf  die  Staats- 


zwecke abhängige  Bestimmung  dieses  Bedarfs  selbst 
ein  finanzielles  Gesetz  im  eigentlichen  Sinn.  Dass 
unsere  Verfassung  gleichwohl  auch  die  Entscheidung 
über  die  Grösse  des  Staatsbedarfs  und  der  hienach 
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>)  L.-V.  1828,  r.  K.,  B.  II  8.  114  ff 
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sich  richtenden  Verwilligung  den  für  P^inanzgegenstände 
vorgeschriebenen  Behandlungsnormen  unterwirft,  . . . 
ändert  nichts  in  der  Ausscheidung  der  Begriffe.“  . . . 

„Unter  der  Benennung  Plnanzgesetze  werden  auch 
die  transitorischen  Anordnungen  in  Betreff  der  jeweils 
zu  erhebenden  Abgaben,  die  periodische  Auflagenbe- 
willigung oder  das  Budget,  wie  sie  von  der  damit  ver- 
bundenen specificirten  Bedarfsnachweisung  genannt 
wird,  - und  in  Betreff  der  Aufnahme  von  Staats- 
schulden begriffen,  weil  sie  ebenfalls  die  Beistimmung 
der  Stände  in  den  für  die  Gesetzgebung  vorgeschrie- 
benen P'ormen  erfordern,  obgleich  sie  keine  eigentlichen 
Gesetze  im  strengen  Sinne  sind . und  obgleich , w^as 
insbesondere  das  Budget  betrifft,  wie  bereits  bemerkt 
wurde,  eigentlich  nicht  die  Entscheidung  über  die  Höhe 
des  Staatsbedarfs,  sondern  nur  über  die  Mittel  zu 
seiner  Bestreitung  ein  P^'inanzgegenstand  ist.“ 

„Auf  dem  Recht  der  Stände,  die  Abgaben  zu  be- 
willigen, beruht  das  Wesen  der  Repräsentativverfas- 
sungen, deren  Grundmaxime  es  ist,  dass  dei  Regent  in 
der  Staatsverwaltung  freie  Hand  haben  und  durch 
keine  Einsprache  der  Stände  gehemmt  werden  soll, 
dass  dagegen  diesen  durch  die  vorbehaltene  Bewilligung 
der  Geldmittel  mittelbar  die  Möglichkeit  gelassen  wird, 
den  billigen  Wünschen  des  Volks  Eingang  bei  der 
Regierung  zu  verschaffen,  und  Missbräuchen  oder 
schädlicher  Willkür  Schranken  zu  setzen.  Beide  Theile, 
die  Regierung  und  die  Vertreter  des  Volks  sollen 
einander  auf  diese  Weise  nöthig  haben,  und  sich  gegen- 
seitig annähern,  ohne  dass  der  blosse  Wille  auf  der 
einen  oder  auf  der  anderen  Seite  als  ultima  ratio  ent- 
scheide“. ... 

Die  Diskussion,  welche  sich  an  den  Commissions- 
bericht des  Freiherrn  von  Türkheim  über  den  Antrag  des 
Fürsten  von  P'ürstenberg  knüpfte,  gab  auch  dem  Staats- 
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rathe  von  Boeckh  — freilich  nicht  als  Regierungscom- 
missär,  sondern  als  Mitglied  dieser  Kammer  — Veran- 
lassung, sich  über  die  budgetrechtlichen  Befugnisse  der 
Stände  überhaupt  in  einer,  die  oben  vertretene  Auf- 
fassung bestätigenden  Weise  zu  äussern^): 

„Das  Finanzgesetz,  das  Auflagengesetz  und  Budget 
vereinigt,  bestimme  die  Ausgaben  und  Einnahmen  des 
Staates,  nämlich  das  Bedürfniss  und  die  Art  und  Weise 
der  Deckung.  Noch  niemals  sei  daran  gezweifelt 
worden.  Es  trage  diesen  Namen  in  allen  Staaten. 
Nur  wegen  der  Abgabenbewilligung  sey  es  an  die  Zu- 
stimmung der  Stände  gebunden.  Der  § 53  sage  „Ohne 
Zustimmung  der  Stände  kann  keine  Auflage  ausge- 
schrieben und  erhoben  werden“,  und  der  § 55  „Mit 
dem  Entwurf  des  Auflagengesetzes  wird  das  Staats- 
budget und  eine  detaillirte  Uebersicht  über  die  Ver- 
wendung der  verwilligten  Gelder  von  den  früheren 
Etatsjahren  übergeben.“  „Die  Verfassung  sage  nirgends, 
dass  keine  Ausgabe  ohne  Zustimmung  der  Stände  ge- 
macht werden  dürfe;  da  aber  die  Bewilligung  der 
Mittel  voraussetze,  dass  man  sich  über  die  Art  und 
Weise  vereinbare,  so  sei  das  Budget  mit  dem  Auf- 
lagengesetz nothwendig  verbunden.  Das  Budget  sei 
also  nichts  anderes,  als  die  Motivirung  des  Auflagen- 
gesetzes. Die  Stände  berathen  dasselbe  und  stimmen 
darüber  ab,  um  das  Recht  der  Abgabenbewilligung 
darnach  ausüben  zu  können  . .“ 


Mit  dieser  Schlusserklärung  des  nachmaligen  Finanz- 
minister von  Boeckh,  welche  Inhalt  und  Formen  der 
budgetrechtlichen  Befugnisse  des  badischen  Landtages 
nochmals  in  klarster  Weise  zum  Ausdrucke  bringen, 


*)  A.  a.  O.  B.  III,  S.  11—13. 
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endigt  auch  die  im  Vorstehenden  unternommene  Dar- 
Stellung  der  Anfänge  des  badischen  Budgetrechts. 

Die  Landtagsverhandlungen  des  Jahres  1828  bieten 
für  die  budgetrechtliche  Betrachtung  kein  weiteres  In- 
teresse mehr.  Mit  dem  am  14.  Mai  1828  erfolgten  Land- 
tagsschlusse  fand  die  die  Grundprincipien  des  badischen 
Budgetrechts  in  typischen  Erscheinungsformen  zum  Aus- 
drucke bringende  zweite  Periode  der  badischen  Budget- 
rechtspraxis ihren  Abschluss.  Die  kommende  Zeit  zeigt 
in  Praxis  und  Recht  neue  Formen! 
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